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Bayerisches Landesamt für 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit



Der vorliegende Jahresbericht stellt in 
komprimierter Form die Arbeit und die 
wichtigsten Untersuchungs ergebnisse
des Bayerischen Landesamtes für Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit dar.

Weitergehende Informationen, die 
laufend aktualisiert werden, fi nden Sie in 
unserem Internetauftritt unter 
www.lgl.bayern.de.

Sollten Sie Nachfragen zu einzelnen 
Themenbereichen haben, vermitteln wir 
Ihnen gerne die fachlichen Ansprechpart-
ner. Wenden Sie sich bitte an unsere 
Pressestelle: Tel. 09131/764-424 oder 
pressestelle@lgl.bayern.de.

Möchten Sie mehr wissen?

BAYERN | DIREKT ist Ihr direkter Draht zur 
Bayerischen Staatsregierung. 
Unter Tel. 089 122220 oder per E-Mail unter 
direkt@bayern.de erhalten Sie Informationsma-
terial und Broschüren, Auskunft zu aktuellen 
Themen und Internetquellen sowie Hinweise zu 
Behörden, zuständigen Stellen und Ansprech-
partnern bei der Bayerischen Staatsregierung.
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der Außergewöhnliches geleistet. 
Wiederholt galt es, große Mengen 
von Proben in kurzer Zeit zuverläs-
sig zu beurteilen und bei Bedarf 
auch analytisches Neuland durch 
aktuelle Methodenentwicklungen 
zu betreten. Dabei halten die Leis-
tungen der Labore europaweiten 
Vergleichen stand, was durch ent-
sprechende Qualitätssicherungs-
maßnahmen wie Akkreditierung 
nach den entsprechenden europä-
ischen Normen und Teilnahme an 
Ringversuchen sichergestellt wird.

Das LGL hat auch im Jahr 2006 
gezeigt, dass es den gestellten 
Anforderungen gerecht zu werden 
vermag. Dies beruht vor allem auf 
der engagierten Leistung aller Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, für 
die ich mich an dieser Stelle eben-
so bedanken möchte wie für die 
erfolgreiche Zusammenarbeit mit 
vielfältigen Partnern.

Ihnen, sehr geehrte Leserinnen 
und sehr geehrter Leser, danke ich 
für das Interesse, das Sie der Tä-
tigkeit des LGL durch die Lektüre 
unseres Jahresberichts entgegen-
bringen. Bitte treten Sie gerne mit 
uns in Verbindung, wenn Sie zu-
sätzliche Informationswünsche 
haben.

Erlangen, Juli 2007

Prof. Dr. med. Volker Hingst
Präsident des 

Bayerischen Landesamts für 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit 

Vorwort

Sehr geehrte Leserinnen, 

sehr geehrte Leser,

ein weiteres Jahr der Herausforde-
rungen für das LGL – so lassen 
sich die Geschehnisse und Aktivi-
täten für 2006 in wenigen Worten 
zusammenfassen. Funde größerer 
Mengen überlagerter oder gar ver-
dorbener Lebensmittel – meist 
handelte es sich um Fleisch und 
Fleischerzeugnisse – machten 
deutlich, dass nochmals weitere 
Anstrengungen erforderlich sind, 
um den berechtigten Erwartungen 
der Öffentlichkeit auf dem Gebiet 
der Lebensmittelsicherheit gerecht 
zu werden.

Schaffung der „Spezialeinheit Le-
bensmittelsicherheit“ – Schalten 
einer Hotline für vertrauliche Hin-
weise aus der Bevölkerung auf 
Unregelmäßigkeiten im Lebens-
mittelbereich – Einrichtung des 
Datenbanksystems TIZIAN, das bis 
Ende des Jahres 2007 alle 200.000 
bayerischen Lebensmittelbetriebe 
erfassen wird – diese wenigen 
Stichworte zeigen, welche Fülle an 
zusätzlichen Maßnahmen ergriffen 
wurde. Deutliche Erfolge zeigen 
sich bereits, doch darf das kein 
Anlass für voreilige Zufriedenheit 

sein. Die neu eingeschlagenen 
Wege müssen vielmehr nachhaltig 
weiterverfolgt werden, also konti-
nuierlich über viele Jahre hinweg. 
Damit verbunden ist – und dies 
darf nicht übersehen werden – der 
Einsatz erheblicher personeller und 
fi nanzieller Ressourcen. Es freut 
mich, dass diese Notwendigkeit 
seitens der Politik erkennbar mit-
getragen wird, denn anders könn-
ten sich dauerhaft tragfähige Er-
gebnisse nicht einstellen.

Die Lebensmittelsicherheit bildet 
nach wie vor einen deutlichen 
Schwerpunkt bei den vom LGL 
initiierten oder selbst getragenen 
Forschungsprojekten, doch konn-
ten wir auch in der Human- und 
Veterinärmedizin deutliche For-
schungsakzente setzen. Im Vorder-
grund steht bei allen Projekten der 
möglichst unmittelbare Nutzen für 
den gesundheitlichen Verbraucher-
schutz. So trägt der vom StMUGV 
zur Verfügung gestellte For-
schungsetat erhebliche Früchte. 
Kooperationsverträge, die das LGL 
mit renommierten Partnern ge-
schlossen hat (Universität Erlan-
gen-Nürnberg, Ludwig-Maximili-
ans-Universität München, Fraun-
hofer Institut für integrierte Schal-
tungen IIS) stellen sicher, dass es 
zu einem kontinuierlichen Aus-
tausch von Erkenntnissen und 
Ideen kommt. Ich erhoffe mir hier 
schon in nächster Zeit weitere 
starke Impulse für die Tätigkeit 
des LGL.

Nach außen unspektakulär, aber 
für unsere Arbeit eine unabding-
bare Basis sind die analytischen 
Tätigkeiten in den Laboren des 
LGL. Hier wurde gerade 2006 wie-
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1. Das LGL: Wer wir sind und was wir wollen

Das Bayerische Landesamt für 
Gesundheit und Lebensmittel-
sicherheit (LGL) ist die zentrale 
Fachbehörde des Freistaates Bay-
ern für die Bereiche Lebensmittel-
sicherheit, Gesundheit, Arbeits-
schutz/Produktsicherheit und Vete-
rinärmedizin. Verwaltungsorganisa-
torisch ist das LGL dem Bayeri-
schen Staatsministerium für Um-
welt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz (StMUGV) unmittelbar 
nachgeordnet.
Die Kernaufgabe des LGL besteht 
darin, gesundheitliche Risiken für 
die Bevölkerung vorausschauend 
zu erfassen, zu bewerten und zu 
bewältigen. Außerdem sollen Ver-
braucherinnen und Verbraucher 
durch umfassende Informationen 
vor Irreführung und Täuschung 
geschützt werden. 
Das LGL gewährleistet die Le-
bensmittelsicherheit durch die Un-
tersuchung von über 80.000 Pro-
ben jährlich in den beiden Analyse- 
und Diagnostikzentren. Die durch 
das LGL gesteuerte Probenahme 
erfolgt risikoorientiert auf der Basis 
von Konzepten, die im fachlichen 
Austausch mit zahlreichen Instituti-
onen des Bundes und der Länder 
vom LGL erstellt werden. Dabei 
wird intensiv auf die Umsetzung 

der europarechtlichen Vorgaben 
geachtet.
Die Erfüllung dieser Aufgaben be-
darf einer fundierten wissenschaft-
lichen Grundlage. Deshalb wertet 
das LGL nicht nur vorhandene wis-
senschaftliche Erkenntnisse ande-
rer Institutionen aus, sondern 
forscht auch selbst anwendungs-
orientiert, in geeigneten Fällen in 
Zusammenarbeit mit anderen Be-
hörden und wissenschaftlichen 
Institutionen.
Zu einem effi zienten Risikoma-
nagement trägt das LGL durch das 
EU-Schnellwarnsystem für Le-
bens- und Futtermittel und durch 
die 2006 neu gegründete „Spezial-
einheit Lebensmittelsicherheit“ 
bei (s. Kap. 1.3.1). Die Gutachter-
tätigkeit für das StMUGV, die Re-
gierungen sowie die Kreisverwal-
tungsbehörden bildet einen weite-
ren Baustein des Risikomanage-
ments.
Durch seine Arbeit unterstützt das 
LGL ganz wesentlich die Vollzugs-
behörden in der amtlichen Lebens-
mittelüberwachung sowie die Be-
hörden des Öffentlichen Gesund-
heitsdienstes, des amtlichen 
Veterinärwesens und des Arbeits-
schutzes in Bayern. Insoweit wird 
es in erster Linie als Dienstleister 

auf wissenschaftlicher Basis 
tätig.
Unter den Internetadressen 
www.lgl.bayern.de und 
www.vis.bayern.de (dort in  Koope-
ration mit dem StMUGV) stellt das 
LGL umfassende Plattformen für 
die Verbreitung von Erkenntnissen 
aus seinen Tätigkeitsbereichen 
bereit. Detaillierte Ergebnisse sind 
dort für Verbraucher und für Fach-
leute aktuell aufbereitet. 
Hinzu kommen in geeigneten Fäl-
len gedruckte Publikationen, der-
zeit mit einem Schwerpunkt auf 
dem Gebiet des Öffentlichen Ge-
sundheitswesens. Dort sind The-
men behandelt, die einer umfas-
senden Darstellung des Hinter-
grundes bedürfen. 
Vortragsreihen an den Standorten 
Erlangen („Erlanger Runde“) und 
Oberschleißheim („Schleißheimer 
Forum“) wenden sich mit unter-
schiedlichen Themen teils an Fach-
publikum, meist jedoch an weitere 
Kreise der Bevölkerung und wer-
den rege frequentiert. 
Eine noch größere Bedeutung als 
bisher hat in jüngster Zeit die Aus- 
und Fortbildung von Fachkräften 
auf dem Gebiet der Lebensmittel-
sicherheit. Sie liegt in der Verant-
wortung der AGEV (s. Kap. 7).

1.1. Profi l und  Aufgaben

1.2 Grundstruktur der  Abteilungen

Zentraler Sitz des in vier Standorte 
gegliederten LGL ist Erlangen. 
Weitere Standorte sind Ober-
schleißheim, Würzburg und 
München.

Zentralabteilung

Die Zentralabteilung (Z) trägt die 
Verantwortung für die Bereitstel-

lung und die Bewirtschaftung der 
personellen, fi nanziellen und sach-
lichen Mittel des LGL. Die Organi-
sation und Verwaltung des inneren 
Dienstbetriebes gehören ebenso 
zu den Aufgaben wie die Personal-
verwaltung. Die Bereiche Haus-
halt, Kosten-Leistungsrechnung 
und Controlling werden in der Zen-
tralabteilung koordiniert, ebenso 

die Betreuung der kompletten EDV 
des LGL.
Im zurückliegenden Jahr 2006 
konnten unter anderem in folgen-
den Themenfeldern Schwerpunkte 
gesetzt werden: 
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• Vorbereitung, Erprobung und 
Einführung der Kosten- und 
Leistungsrechnung (KLR) zum 
1. Januar 2007

• Anpassung und Einführung des 
Labor-Informations- und Ma-
nagementsystems (LIMS) zum 
1. Januar 2007

• Überleitung von 720 Beschäf-
tigten in den neuen Tarifvertrag 
(TVL)

• Migration der E-Mail-Server in 
das Rechenzentrum Süd

• Neustrukturierung des Arbeits-
schutzes durch Übertragung 
der Arbeitgeberpfl ichten auf 
die Arbeitnehmer und Bestel-
lung einer externen Fachkraft 
für Arbeitssicherheit

• Ausarbeitung des Entwurfs ei-
ner Geschäftsordnung (LGL-
GO)

• umfassende Beantwortung der 
Prüfungsberichte des Rech-
nungsprüfungsamts Ansbach 
und des Bayerischen Obersten 
Rechnungshofs

Bei einem Haushaltsvolumen von 
zehn Millionen Euro für Einnahmen 
und 65 Millionen Euro für Ausga-
ben wurden etwa zwei Millionen 
Euro für Baumaßnahmen und 1,7 
Millionen Euro für die Informati-
ons- und Kommunikationstechnik 
(IuK-Technik) verwendet. Für Stel-
lenneubesetzungen und Personal-
entwicklungsmaßnahmen wurden 
insgesamt 76 Ausschreibungsver-
fahren durchgeführt.

Koordination und Strategie

Die Abteilung Koordination und 
Strategie (K) hat die Aufgabe, die 
fachlichen Ziele des Amtes zu ko-
ordinieren und Impulse für ihre 
Fortentwicklung zu geben. Beson-
dere Schwerpunkte liegen bei der 
Schaffung von Grundlagen für die 
Risikoanalyse, -bewertung und 
-kommunikation sowie in der Be-
reitstellung von Informationen und 
Handlungskonzepten für ein pro-

Abteilung Erlangen Ober-

schleißheim

München Würzburg Gesamt-

ergebnis

ADZ N 216  37 253
ADZ S  368 3 371
AGEV  1 18 19
Amtsleitung 3 2 5
AP  31 31
GE 4 45 12 61
K 24 1 8 33
LV 6 46 2 2 56
Z 56 40 9 2 107
AZUBI 5 3 2 10
Projekt 7 23 30
Gesamt-

ergebnis

321 529 83 43 976

Tab. 1.2.a: Personalzahlen 2006 nach  Abteilungen und Standorten 
(Stand 31.12.2006) 

zessorientiertes Qualitätsmanage-
ment.
Im Rahmen der wissenschaftli-
chen Ausrichtung des LGL koordi-
niert die Abteilung Forschungsvor-
haben und ist Ansprechpartner für 
Universitäten, sonstige For-
schungseinrichtungen und das 
Ministerium. Kooperationsverträge 
bestehen derzeit mit der Ludwig-
Maximilians-Universität München, 
der Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen und der Fraunhofer-Ge-
sellschaft. Im Jahr 2006 waren 62 
laufende Forschungsprojekte zu 
betreuen.
Um den Informationsauftrag des 
LGL gegenüber der Öffentlichkeit 
zu erfüllen, sorgt die Abteilung für 
eine Präsentation der fachlichen 
Erkenntnisse gegenüber Medien 
und Öffentlichkeit. Ein deutlicher 
Schwerpunkt der Presseanfragen 
(über 700) lag im Jahr 2006 bei 
den Themen Fleisch (192) und Vo-
gelgrippe (128). 
Die Abteilung ist federführend für 
die Einführung des bayernweiten 
EDV-Systems TIZIAN. Es wird die 
105 Behörden (96 Kreisverwal-
tungsbehörden, sieben Regierun-
gen sowie StMUGV und LGL) mit-
einander vernetzen, denen die 

Überwachungstätigkeit in den Be-
reichen Lebensmittel, Veterinärwe-
sen und Futtermittel obliegt.

Landesinstitut für Gesundheit 

und Ernährung

Das Landesinstitut für Gesundheit 
und Ernährung (GE) bearbeitet 
humanmedizinische, pharma-
zeutische und ernährungsbezog-
ene Fragestellungen. In der Hu-
manmedizin stehen Hygiene, In-
fektiologie, Umweltmedizin, Ge-
sundheitsberichterstattung, Prä-
vention und Sozialmedizin im Vor-
dergrund. Die Risiken für die 
menschliche Gesundheit werden 
beschrieben und überwacht. Die 
forschungsorientierte Auswertung 
der Untersuchungen ist die Grund-
lage für die intensive Risikokom-
munikation und das Risikoma-
nagement. Voraussetzung dafür 
sind eine interdisziplinäre Arbeits-
weise und der starke fachliche 
Austausch mit wissenschaftlichen 
Institutionen.
Die Abteilung ist fachlicher An-
sprechpartner für die Gesundheits-
ämter und die Regierungen. Sie ist 
eng vernetzt mit der bayerischen 
Hochschullandschaft und pfl egt 

Abteilung Erlangen Ober-

schleißheim

München Würzburg Gesamt-

ergebnis
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intensive Kontakte zu medizini-
schen Fachgesellschaften. 

Landesinstitut für Lebensmittel 

und Veterinärwesen (LV)

Im Jahre 2006 wurde aufgrund der 
„Gammelfl eischskandale“ die 
„Spezialeinheit Lebensmittelsi-
cherheit“ geschaffen, die organisa-
torisch in die Abteilung eingeglie-
dert wurde. Dadurch haben sich 
die Kompetenzen und Zuständig-
keiten des LGL erheblich ausge-
weitet. Die Sachgebiete der Abtei-
lung unterstützen und beraten das 
StMUGV und die Vollzugsbehör-
den und ergreifen Eigeninitiativen 
durch frühzeitige Identifi zierung 
potenzieller Probleme und Risken 
in den Bereichen Lebensmittelsi-
cherheit und Tiergesundheit (Tier-
seuchen, Tierarzneimittel, Tier-
schutz).
Das Landesinstitut ist in vier Berei-
che mit insgesamt zwölf Sachge-
bieten untergliedert:

• Querschnittsaufgaben
(LV 1 und LV 2): 
Rechts- und Grundsatzfragen, 
EU-Schnellwarnsysteme, Pla-
nung und Koordination, Kontak-
te zu anderen Behörden

• Lebens- und Futtermittel 
(LV 3 bis LV 8):
Betriebs- und Produktionshygie-
ne, tierische und pfl anzliche 
Lebensmittel, Getränke, Rück-
stände/Kontaminanten, kosme-
tische Mittel, Bedarfsgegen-
stände, Tabakerzeugnisse, Le-
bensmittelqualität, Futtermittel

• Tiergesundheit (LV 9 bis LV 11):
Tierseuchen, Tierschutz, Tierarz-
neimittel

• Probenkoordination und Be-
richtswesen (LV 12):
Risikoorientierte Probenpläne, 
Meldepfl ichten, Betreuung der 
Verbraucherhotline

Fachwissens auch Besonder-
heiten von Einzelfällen geklärt 
werden.

2. Zentrallabore sind „Dienst-
leister“ für die anderen Labore 
des jeweiligen Standorts. Sie 
führen spezifi sche (oft sehr 
aufwendige) Untersuchungen 
durch, die eine besondere Ge-
räteausstattung oder ein spezi-
elles Know-how erfordern. 

3. Fachlabore an den Standorten 
Erlangen und Oberschleißheim 
sind dazu eingerichtet, um an 
beiden Dienststellen verderbli-
che Erzeugnisse wie Milch, 
Fleisch, Fisch, Obst und Gemü-
se oder Speiseeis jeweils orts-
nah, rasch und auf identisch 
hohem fachlichen Niveau zu 
untersuchen sowie tierseu-
chendiagnostische Untersu-
chungen oder auch Sektionen 
von toten Tieren durchzuführen.

Das ADZ N ist in acht Sachgebiete 
(N 1 bis N 8) unterteilt. Alle Labora-
torien, mit Ausnahme von N 4 (Ge-
tränke in Würzburg), befi nden sich 
in Erlangen. 
Das ADZ S besteht aus zehn Sach-
gebieten (S 1 bis S 10). Seine La-
boratorien befi nden sich in Ober-
schleißheim und München. 

Akademie für Gesundheit, Er-

nährung und Verbraucherschutz 

Die Akademie für Gesundheit, Er-
nährung und Verbraucherschutz 
(AGEV) ist eine zentrale Bildungs-
einrichtung im Geschäftsbereich 
des StMUGV. Mit Gründung des 
LGL wurden alle Aufgaben der 
Aus-, Fort- und Weiterbildung für 
die Bereiche Gesundheit, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz zen-
tralisiert und bei der AGEV ange-
siedelt. Auch die Aufgaben der 
„Bayerischen Akademie für Ar-
beits-, Sozial- und Umweltmedizin“ 
sind in die AGEV integriert. 
Die AGEV ist damit die zentrale 
Bildungseinrichtung für den öffent-

Der breite interdisziplinäre Ansatz 
gewährleistet dabei die umfassen-
de Bewältigung der vielfältigen 
Aufgaben.

Landesinstitut für Arbeitsschutz 

und Produktsicherheit (AP)

Das Landesinstitut für Arbeits-
schutz und Produktsicherheit (AP) 
entstand aus Teilen des durch die 
Verwaltungsreform aufgelösten 
ehemaligen Landesamtes für Ar-
beitsschutz, Arbeitsmedizin und 
Sicherheitstechnik (LfAS). Es be-
steht aus vier Sachgebieten ein-
schließlich der Zentralstelle für 
Informationsverarbeitung in der 
Gewerbeaufsicht (ZIG).
Im Wesentlichen werden im Lan-
desinstitut Aufgaben der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes 
am Arbeitsplatz, der Überwachung 
und Überprüfung von technischen 
Produkten sowie des Chemikalien-
rechts wahrgenommen. Zudem 
erfüllt es zentrale Aufgaben, etwa 
die fachliche und organisatorische 
Unterstützung des StMUGV und 
der Gewerbeaufsicht. 

Analyse- und Diagnostikzentren 

Nord und Süd

Die Analyse- und Diagnostikzent-
ren Nord (ADZ N) und Süd (ADZ S) 
sind die Laboreinheiten des LGL, 
in denen Proben analysiert und 
nach einschlägigen Rechtsvor-
schriften beurteilt werden. Sie ver-
fügen über ein sehr breites analyti-
sches Spektrum: 

1. Schwerpunktlabore bearbei-
ten für ganz Bayern spezielle 
Bereiche wie Bedarfsgegen-
stände, Futtermittel, Getränke, 
Humanmedizin und Pharmazie 
oder spezielle Fragestellungen 
zu Rückständen und Kontami-
nanten, Bestrahlung und Gen-
technik. Dabei können durch 
spezielle Untersuchungstechni-
ken und aufgrund spezifi schen 

1. Das LGL: Wer wir sind und was wir wollen
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Abb. 1.2a: Sitz des LGL in 
Erlangen

Abb. 1.2b: Der Standort Ober-
schleißheim

Abb. 1.2c: Der Standort 
Würzburg

Abb.1.2d: Das Dienstgebäude 
Pfarrstraße in München

lichen Gesundheits- und Veterinär-
dienst, die Lebensmittelkontrolle 
und die Gewerbeaufsicht in Bay-
ern sowie für die Weiterbildung in 
den Fachgebieten Arbeits-, Sozial- 
und Umweltmedizin. Sie führt re-
gelmäßig fünf Ausbildungslehrgän-
ge nach ZAPO und jährlich über 
200 Fortbildungsveranstaltungen 
durch. Sie organisiert das „Prakti-
kum zum staatlich geprüften Le-
bensmittelchemiker“ am LGL und 
betreibt die „Staatliche Berufs-
fachschule für veterinärmedizi-
nisch-technische Assistenten“.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Fachabteilungen des LGL 
stehen der AGEV neben externen 
Fachleuten in erheblichem Umfang 
als Referenten zur Verfügung. In 
der überfachlichen Fortbildung 
richtet sich das Angebot der AGEV 
an den gesamten Geschäftsbe-
reich des StMUGV. 

1.3 Entwicklungen im Jahr 2006

1.3.1 Die  Spezialeinheit Lebensmittelsicherheit am LGL

Entstehung

Vor dem Hintergrund lebensmittel-
rechtlicher Verstöße in einem nie-
derbayerischen Wildverarbeitungs-
betrieb kündigte Staatsminister Dr. 
Werner Schnappauf am 31. Januar 
2006 in einer Rede vor dem Bayeri-
schen Landtag die Einrichtung einer 
Spezialeinheit an. Zur Umsetzung 
erarbeitete ein Planungsstab am LGL 
ein entsprechendes Konzept, dem 
der Ministerrat im Mai 2006 zuge-
stimmt hat. Die „Spezialeinheit Le-
bensmittelsicherheit“ hat ihre Arbeit 
am 1. Juli 2006 aufgenommen und 
wurde mit der am 30. September 
2006 in Kraft getretenen Änderung 
der Landesämterverordnung auch 
rechtlich ausdrücklich verankert.

Grundsätze

Das Konzept der Spezialeinheit:

• Die Spezialeinheit ist die zen-
trale Anlaufstelle in Bayern für 
alle Fragen der Lebensmittelsi-
cherheit und Tiergesundheit 
(Tierseuchen, Tierschutz und 
Tierarzneimittel).

• Sie ist integraler Bestandteil 
des LGL; es wird somit weder 
eine neue Behörde noch eine 
neue Verwaltungsebene ge-
schaffen.

• Die Aufgaben des Mobilen 
Veterinärdienstes Bayern 
(MVD) werden in die Spezi al-
einheit überführt. Der „Mehr-
wert“ der Spezialeinheit be-

steht in der Zusammenführung 
und Bündelung der bisher von 
MVD und LGL geleisteten Un-
terstützungsarbeit.

• Die Spezialeinheit verfolgt ei-
nen interdisziplinären Ansatz; 
in ihr arbeiten unter anderem 
Tierärzte, Lebensmittelchemi-
ker, Juristen, Lebensmittel-
technologen, Ökotrophologen 
und Lebensmittelkontrolleure. 
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Vollzugskompetenzen

Seit Inkrafttreten der Änderung der 
Landesämterverordnung am 30. 
September 2006 ist die „Spezi-
aleinheit Lebensmittelsicherheit“ 
im Bereich der Lebensmittelüber-
wachung bei überregionalen Kon-
trollmaßnahmen zuständige Behör-
de. Damit hat die Spezialeinheit 
unter anderem folgende Ermitt-
lungs- und Anordnungsbefugnisse:

• Betretungs- und Besichtigungs-
recht in Lebensmittelbetrieben

• Einsichtsrecht in sämtliche Ge-
schäftspapiere

• Probenahmerecht
• Recht zur Anordnung von Ver-

boten oder Beschränkungen 
der Herstellung oder des Inver-
kehrbringens von Erzeugnissen

• Recht zur Sicherstellung von 
Erzeugnissen

• Recht zur Anordnung von Wa-
renrücknahmen und -rückrufen 

1. Das LGL: Wer wir sind und was wir wollen

Aufgaben

• Die Spezialeinheit unterstützt 
und berät die Vollzugsbehör-
den vor Ort bei fachlichen und 
rechtlichen Fragestellungen 
aus den Bereichen Lebens-
mittelsicherheit und Tierge-
sundheit. Hierzu gehört auch 
die Durchführung gemeinsa-
mer Betriebskontrollen.

• Die Spezialeinheit plant über-
regionale Kontrollmaßnahmen 
und führt diese durch.

• Bei Betriebskontrollen verfolgt 
die Spezialeinheit einen inte-
grierten Ansatz, das heißt ver-
schiedene Aspekte wie Be-
triebshygiene, Dokumenten-
kontrolle, Nachverfolgung von 
Warenströmen oder Tierschutz 
sollen gemeinsam überprüft 
werden.

• Die Spezialeinheit leistet fach-
liche Unterstützung für die 
Staatsanwaltschaften im Rah-
men von Durchsuchungsak-
tionen.

• Sie erarbeitet fachliche Kon-
zepte sowie Verfahrensanwei-
sungen und organisiert the-
menbezogene Fachzirkel.

• Die Spezialeinheit wertet Er-
kenntnisse aller Art zur Le-
bensmittelsicherheit aus, 
erarbeitet entsprechende Risi-
kobeurteilungen und wird 
eigeninitiativ tätig, wenn Auf-
fälligkeiten festgestellt wer-
den. Sie erstellt hierzu ein Jah-
reskontrollprogramm.

• Die Spezialeinheit wirkt bei der 
Umsetzung des Ministerrats-
beschlusses vom 24. Oktober 
2006 zur Optimierung der Le-
bensmittelsicherheit mit.

• Sie fungiert als Kontaktstelle 
Bayerns im EU-Schnellwarn-
system für Lebens- und Futter-
mittel.

• Sie betreut die Verbraucherhot-
line am LGL für Hinweise aus 
der Bevölkerung.

• Die Spezialeinheit publiziert im 
Internet öffentliche Warnungen 
und Verbraucherinformationen 
(im Sinne von § 40 LFGB).

• Sie unterhält ständige Kontakte 
zu anderen Behörden (Staats-
anwaltschaften, Polizei, Zoll) 
und tauscht mit diesen Infor-
mationen und Erkenntnisse zur 
Lebensmittelsicherheit aus.

• Die Spezialeinheit wirkt bei der 
Aus-, Fort- und Weiterbildung 
des Veterinärfach- und Lebens-
mittelüberwachungspersonals
mit.

Die Zuständigkeit der Spezialein-
heit ist jedoch gegenüber der Zu-
ständigkeit der Vor-Ort-Behörden 
subsidiär, das heißt deren Zustän-
digkeit hat Vorrang. Die vollum-
fängliche Zuständigkeit der Kreis-
verwaltungsbehörden für den Voll-
zug des Lebensmittelrechts und 
deren Verantwortung für die Ein-
haltung der Anforderungen des 
Lebensmittelrechts bleiben unbe-
rührt.

Organisation

Organisatorisch wurde die „Spezi-
aleinheit Lebensmittelsicherheit“ 
in das bereits am LGL bestehende 
Landesinstitut für Lebensmittel 
und Veterinärwesen (LV) integriert. 
Hierdurch wird eine optimale Ver-
zahnung zwischen dem Spezial-
wissen der zahlreichen am LGL 
tätigen Experten der verschiede-
nen Fachdisziplinen und der kon-
zeptionellen und an Problemen im 

Vollzug orientierten Tätigkeit der 
Spezialeinheit erreicht. 
Dienstort der Spezialeinheit ist 
Oberschleißheim, einige Mitar-
beiter haben ihren Dienstsitz in 
Erlangen.
Die Konzeption der Spezialeinheit 
verfolgt vielfach neue Ansätze und 
Wege im Bereich der Lebensmit-
telüberwachung und Tiergesund-
heit mit dem Ziel, zur Optimierung 
der Lebensmittelsicherheit in 
Bayern beizutragen.
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1.3.2 Hotline für vertrauliche Hinweise

Seit 7. Februar 2006 ist am LGL 
eine Hotline für vertrauliche Hin-
weise auf Verstöße gegen das 
Lebensmittelrecht geschaltet. Wer 
den Verdacht hat, dass in einem 
Betrieb nicht sachgerecht mit 
Lebensmitteln umgegangen wird, 
kann diesen anonym telefonisch 
oder mit einem Formular übers 
Internet melden. Die telefonische 
Hotline ist unter 09131/764-108 
werktags von 9.30 Uhr bis 12.00 
Uhr besetzt; in der übrigen Zeit 
werden die Hinweise auf Band auf-
gezeichnet. Über www.lgl.bayern.
de/aktuell/anonyme_hinweise.htm

kann auf elektronischem Wege 
das ausgefüllte Formular weiterge-
leitet werden. Insbesondere Per-
sonen, die Mängel in der Betriebs-
hygiene, Manipulation von Verpa-
ckung und Kennzeichnung oder 
verdorbene Lebensmittel wahr-
nehmen, können sich an die Hot-
line wenden. Die Hinweise werden 
vertraulich behandelt. Die Informa-
tionen müssen jedoch vor Ort 
überprüfbar oder in anderer Form 
zu beweisen sein.
Die Hinweise werden unverzüglich 
an die für die Lebensmittelüber-
wachung zuständigen Dienststel-

len bei den Landkreisen und Städ-
ten im Freistaat Bayern weiterge-
geben. Ferner verwendet das LGL 
die gewonnenen Informationen für 
die Früherkennung von Problemen 
und Krisen.
Insgesamt gingen 2006 107 Hin-
weise ein. 73-mal wurden die zu-
ständige Regierung und/oder die 
zuständige Kreisverwaltungsbehör-
de gebeten, dem Hinweis nachzu-
gehen. Davon wurden neun Hin-
weise voll, 16 teilweise bestätigt. 
In 41 Fällen konnte der Hinweis 
nicht nachvollzogen werden. Die 
anderen sieben Fälle blieben bis-
her (Stand: Mai 2007) ohne Rück-
meldung.
13 Hinweise gingen an andere 
Behörden (z. B. Staatsanwalt-
schaft, Behörden außerhalb 
Bayerns).
In den meisten Fällen (35-mal) be-
zog sich der Hinweis auf Fleisch 
und Fleischwaren. In 25 Fällen 
wurde auf allgemeine hygienische 
Mängel im Betrieb hingewiesen.

Hinweiseingang

Datum

Anrufbe-

antworter

Formular Telefon* Email Gesamt*

Februar 7 10 16 - 33
März 1 1 2 1 5
April - 2 - - 2
Mai - 3 - - 3
Juni - 2 - - 2
Juli - 3 - - 3
August - 1 - 1 2
September 1 3 10 2 16
Oktober - 3 1 - 4
November 2 11 10 2 25
Dezember - 8 3 1 12
Gesamtergebnis 11 47 42 7 107

* zuzüglich Verbraucheranfragen

Tab. 1.3.2a: Statistik 2006 zum Hinweis-Telefon

KVB / andere 

Behörden informiert

Anzahl

nein 25
KVB u./o. Regierung 73
andere* 13
Gesamtergebnis 111

* (außerhalb Bayerns, Staatsanwaltschaft/
Polizei) – Mehrfachnennung möglich

1.3.3 Rechtsentwicklungen im Lebensmittelbereich

Die Rechtsentwicklung im Lebens-
mittelbereich ist von europarechtli-
chen Vorgaben geprägt. Soweit es 
sich um Verordnungen handelt, 
sind sie unmittelbar geltendes 
Recht, müssen also von Behörden 
sowie Produzenten, Händlern usw. 
ebenso beachtet werden wie nati-

onales deutsches Recht. Richt-
linien bedürfen dagegen erst der 
Umsetzung in nationales Recht. 
Wie sehr diese Vorgaben die Tätig-
keit auch der bayerischen Behör-
den prägen, ist im Zug der soge-
nannten „Gammelfl eischskandale“ 
auch der breiteren Öffentlichkeit 

deutlich geworden. Die Tabelle 
1.3.3a gibt einen Überblick über 
die wichtigsten europarechtlichen 
Regelungen, die seit dem Jahr 
2004 in Kraft getreten sind. Ferner 
erwähnt sie die wichtigsten neuen 
nationalen Regelungen. 

Hinweiseingang

Datum

Anrufbe-

antworter

Formular Telefon* Email Gesamt*

KVB/andere

Behörden informiert

Anzahl
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1. Das LGL: Wer wir sind und was wir wollen

Lebensmittelhygiene Fundstelle Inkraft-
treten

Bei EG-Recht 
ggf. zusätzlich: 

Anwendung

EG
Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 über Lebensmittelhygiene (berichtigte Fassung)

ABl. L 226 
vom 25.06.04 

S. 3-21
20.05.04 01.01.06

EG
Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 mit spezifi schen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs 
(berichtigte Fassung)

ABl. L 226 
vom 25.06.04 

S. 22-82
20.05.04 01.01.06

EG
zuletzt geändert durch: Verordnung (EG) Nr. 1662/2006 der Kommission vom 06. November 
2006 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates mit spezifi schen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs

ABl. L 320 
vom 18.11.06, 

S. 1-10
25.11.06 -

EG
Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 mit besonderen Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung von zum 
menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs (berichtigte Fassung)

ABl. L 226 
vom 25.06.04 

S. 83-127
20.05.04 01.01.06

EG

zuletzt geändert durch: Verordnung (EG) Nr. 1663/2006 der Kommission vom 06.November 
2006 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates mit besonderen Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung von zum 
menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs

ABl. L 320 
vom 18.11.06, 

S. 11-12
25.11.06 -

EG

Richtlinie 2004/41/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 zur 
Aufhebung bestimmter Richtlinien über Lebensmittelhygiene und Hygienevorschriften für 
die Herstellung und das Inverkehrbringen von bestimmten, zum menschlichen Verzehr 
bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs sowie zur Änderung der Richtlinien 89/662/
EWG und 92/118/EWG des Rates und der Entscheidung 95/408/EG des Rates1

ABl. Nr. L 195 
vom 02.06.04 

S. 12-15
30.04.04 01.01.06

EG
Verordnung (EG) Nr. 2073/2005 der Kommission vom 15. November 2005 über 
 mikrobiologische Kriterien für Lebensmittel

ABl. L 338 
vom 22.12.05 

S. 1-26
11.01.06 01.01.06

EG

Verordnung (EG) Nr. 2074/2005 der Kommission vom 05. Dezember 2005 zur Festlegung 
von Durchführungsvorschriften für bestimmte unter die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates fallende Erzeugnisse und für die in den Verordnun-
gen (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates und (EG) Nr. 882/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen amtlichen Kontrollen, zur Ab-
weichung von der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 853/2004 und (EG) Nr. 854/2004

ABl. L 338 
vom 22.12.05 

S. 27-34
11.01.06

01.01.06
bzw. 

01.01.07

EG

zuletzt geändert durch: Verordnung (EG) Nr. 1664/2006 der Kommission vom 06. November 
2006 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2074/2005 hinsichtlich der Durchführungsmaß-
nahmen für gewisse zum Verzehr bestimmte Erzeugnisse tierischen Ursprungs und zur 
Aufhebung bestimmter Durchführungsmaßnahmen

ABl. L 320 
vom 18.11.06, 

S. 13-45
25.11.06 -

EG
Verordnung (EG) Nr. 2075/2005 der Kommission vom 05. Dezember 2005 mit spezifi schen 
Vorschriften für die amtlichen Fleischuntersuchungen auf Trichinen

ABl. L 338 
vom 22.12.05 

S. 60-82
11.01.06 01.01.06

EG

Verordnung (EG) Nr. 2076/2005 der Kommission vom 05. Dezember 2005 zur Festlegung 
von Übergangsregelungen für die Durchführung der Verordnungen (EG) Nr. 853/2004, (EG) 
Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 853/2004 und (EG) Nr. 854/2004

ABl. L 338 
vom 22.12.05 

S. 83-88
11.01.06 01.01.06

EG

zuletzt geändert durch: Verordnung (EG) Nr. 1666/2006 der Kommission vom 06. November 
2006 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2076/2005 zur Festlegung von Übergangsrege-
lungen für die Durchführung der Verordnungen (EG) Nr. 853/2004, (EG) Nr. 854/2004 und 
(EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates

ABl. L 320 
vom 18.11.06, 

S. 47 
25.11.06 -

Kontrollverfahren

Verordnung (EG) Nr. 882 / 2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und 
 Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz

ABl. L 165 vom 
30.04.04, S. 1-141

17.06.04
01.01.06

(Art. 27 und 28: 
01.01.07)

Zuletzt geändert durch Art. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1791/2006 des Rates vom 20. No-
vember 2006 zur Anpassung einiger Verordnungen, Beschlüsse und Entscheidungen in den 
Bereichen freier Warenverkehr, Freizügigkeit, Gesellschaftsrecht, Wettbewerbspolitik, 
Landwirtschaft (einschließlich des Veterinär- und Pfl anzenschutzrechts), Verkehrspolitik, 
Steuerwesen, Statistik, Energie, Umwelt, Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und 
Inneres, Zollunion, Außenbeziehungen, Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und 
Organe anlässlich des Beitritts Bulgariens und Rumäniens

ABl. L 363 vom 
20.12.06,
S. 1-80

01.01.07

Tab. 1.3.3a: Fortentwicklung des Lebensmittelrechts 2006

Lebensmittelhygiene Fundstelle Inkraft-
treten

Bei EG-Recht 
ggf. zusätzlich: 
Anwendbar ab:
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Bedarfsgegenstände Fundstelle
Inkraft-
treten

Bei EG-Recht 
ggf.  zusätzlich: 

Anwendung

EG
Richtlinie 2005/79/EG der Kommission vom 18. November 2005 zur Änderung der 
Richtlinie 2002/72/EWG über Materialien und Gegenstände aus Kunststoff, die dazu 
bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen

ABl. L 302 
vom 19.11.05, 

S. 35-45
09.12.05

späteste
Umsetzung

19.11.06

Bund
umgesetzt durch: Zwölfte Verordnung zur Änderung der Bedarfsgegenstände-
verordnung (BedGgstVÄndV 12)

BGBl I 2006, 
3381

vom 30.11.06
07.12.06

EG
Verordnung (EG) Nr. 1895/2005 der Kommission vom 18. November 2005 über die 
Beschränkung der Verwendung bestimmter Epoxyderivate in Materialien und Gegen-
ständen, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen

ABl. L 302 
vom 19.11.05, 

S. 28-32
09.12.05 01.01.06

EG

Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. Oktober 2004 über Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt 
sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen und zur Aufhebung der Richtlinien 
80/590/EWG und 89/109/EWG2

ABl. L 338 
vom 13.11.04 

S. 4-14

Art. 17 ab 
27.10.06

EG

Richtlinie 2005/84/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 
2005 zur 22. Änderung der Richtlinie 76/769/EWG des Rates zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend Beschränkungen 
des Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zuberei-
tungen (Phthalate in Spielzeug und Babyartikeln)

ABl. L 344 
vom 27.12.2005, 

S. 40-43
16.01.06

späteste
Umsetzung

16.07.06

Bund
umgesetzt durch: Zweite Verordnung zur Änderung der Bedarfsgegenständeverordnung 
und der Kosmetik-Verordnung (BedGgstV/KosmetikVÄndV 2)

BGBl I 2006, 
1279

vom 30.05.06
10.06.06 -

Pestizide (Pflanzenschutzmittelrückstände)

EG

Verordnung (EG) Nr. 178/2006 der Kommission vom 01. Februar 2006 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates zum 
 Zwecke der Erstellung von Anhang I, in dem die Lebens- und Futtermittelerzeugnisse 
verzeichnet sind, für die Pestizidrückstandshöchstgehalte gelten

ABl. L 029 
vom 2.1.06 

S. 3-25
22.02.06 -

Mykotoxine (Lebensmittelüberwachung)

EG
Verordnung (EG) Nr. 401/2006 der Kommission vom 23. Februar 2006 zur Festlegung 
der Probenahmeverfahren und Analysemethoden für die amtliche Kontrolle des 
 Mykotoxingehalts von Lebensmitteln3

ABl. L 070 
vom 09.03.06 

S. 12-34
09.03.06 01.07.06

Weitere wichtige Vorschriften

Bund
Verordnung zur Durchsetzung lebensmittelrechtlicher Rechtsakte der Europäischen 
Gemeinschaft - Lebensmittelrechtliche Straf- und Bußgeldverordnung

BGBl I 2006, 
2136

vom 19.09.06
22.09.06 -

Bayern Verordnung zur Änderung der Landesämterverordnung vom 18. September 2006
GVBl 2006, 753
vom 29.09.06

30.09.06

Bayern Bayerisches Umweltinformationsgesetz vom 08. Dezember 2006
GVBl 2006, 

933-937
vom 14.12.06

01.01.07

1 Aufgehobene Rechtsakte:

1.  Richtlinie 64/433/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 über 
die gesundheitlichen Bedingungen für die Gewinnung und 
das Inverkehrbringen von frischem Fleisch,

2.  Richtlinie 71/118/EWG des Rates vom 15. Februar 1971 zur 
Regelung gesundheitlicher Fragen bei der Gewinnung und 
dem Inverkehrbringen von frischem Gefl ügelfl eisch,

3.  Richtlinie 72/461/EWG des Rates vom 12. Dezember 1972 
zur Regelung vieh seuchenrechtlicher Fragen beim inner-
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch,

4.  Richtlinie 77/96/EWG des Rates vom 21. Dezember 1976 
über die Untersuchung von frischem Schweinefl eisch auf 
Trichinen bei der Einfuhr aus Drittländern,

5. Richtlinie 77/99/EWG des Rates vom 21. De  zember 1976 zur 
Regelung gesundheitlicher Fragen bei der Herstellung und 
dem Inverkehrbringen von Fleischerzeugnissen und einigen 
anderen Erzeugnissen tierischen Ursprungs,

6.  Richtlinie 80/215/EWG des Rates vom 22. Januar 1980 zur 
Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit Fleisch erzeugnissen,

7.  Richtlinie 89/362/EWG der Kommission vom 26. Mai 1989 über 
die allgemeinen Hygienevorschriften für Milcherzeugerbetriebe,

8.  Richtlinie 89/437/EWG des Rates vom 20. Juni 1989 zur 
Regelung hygienischer und gesundheitlicher Fragen bei der 
Herstellung und Vermarktung von Eiprodukten,

9. Richtlinie 91/492/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 zur 
Festlegung von Hygienevorschriften für die Erzeugung und 
Vermarktung lebender Muscheln,

10.  Richtlinie 91/493/EWG des Rates vom 22. Juli 1991 zur 
Festlegung von Hygienevorschriften für die Erzeugung und 
die Vermarktung von Fischereierzeugnissen,

11.  Richtlinie 91/494/EWG des Rates vom 26. Juni 1991 über 
die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für den innerge-
meinschaftlichen Handel mit frischem Gefl ügelfl eisch und 
für seine Einfuhr aus Drittländern,

12.  Richtlinie 91/495/EWG des Rates vom 27. November 1990 
zur Regelung der gesundheitlichen und tierseuchenrechtli-
chen Fragen bei der Herstellung und Vermarktung von 
Kaninchenfl eisch und Fleisch von Zuchtwild,

13. Richtlinie 92/45/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 zur Rege-
lung der gesundheitlichen und tierseuchenrechtlichen Fragen 
beim Erlegen von Wild und bei der Vermarktung von Wildfl eisch,

14.  Richtlinie 92/46/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 mit 
 Hygienevorschriften für die Herstellung und Vermarktung 
von Rohmilch, wärmebehandelter Milch und Erzeugnissen 
auf Milchbasis,

15.  Richtlinie 92/48/EWG des Rates vom 16. Juni 1992 zur 
Festlegung eines Mindeststandards an Hygienevorschriften 
für die Behandlung der Fänge an Bord bestimmter Fischerei-
fahrzeuge gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer i) 
der Richtlinie 91/493/EWG,

16.  Richtlinie 94/65/EG des Rates vom 14. Dezember 1994 zur 
Festlegung von Vorschriften für die Herstellung und das 
Inverkehrbringen von Hackfl eisch/Faschiertem und Fleisch-
zubereitungen.

2  Art. 17 VO (EG) 1935/2004 regelt die Rück verfolgbarkeit von 
Lebensmittelbedarfs gegenständen

3 Zugleich Aufhebung folgender Richtlinien:

17.  Richtlinie 98/53/EG der Kommission vom 16. Juli 1998 zur 
Festlegung von Probenahmeverfahren und Analysemethoden 
für die amtliche Kontrolle bestimmter Lebensmittel auf 
Einhaltung der Höchstgehalte für  Kontaminanten,

18.  Richtlinie 2002/26/EG der Kommission vom 13. März 2002 
zur Festlegung der Probenahmeverfahren und Analyseme-
thoden für die amtliche Kontrolle der Ochratoxin-A-Gehalte 
in Lebensmitteln,

19.  Richtlinie 2003/78/EG der Kommission vom 11. August 2003 
zur Festlegung der Probe nahmeverfahren und Analyseme-
thoden für die amtliche Kontrolle des Patulingehalts von 
Lebensmitteln,

20.  Richtlinie 2005/38/EG der Kommission vom 6. Juni 2005 zur 
Festlegung der Probenahmeverfahren und Analysemethoden 
für die amtliche Kontrolle des Gehalts an Fusarien toxinen in 
Lebensmitteln.

Bedarfsgegenstände Fundstelle
Inkraft-
treten

Bei EG-Recht 
ggf.  zusätzlich: 
Anwendbar ab:
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1.3.4 TIZIAN – ein neues Datenbanksystem zur Verbesserung 
der Lebensmittelsicherheit

In Bayern wird mit TIZIAN ein ein-
heitliches EDV-System für den 
gesundheitlichen Verbraucher-
schutz eingeführt. Es enthält Da-
ten der über 200.000 bayerischen 
Lebensmittelbetriebe, unter ande-
rem über Zulassungen und Geneh-
migungen sowie durchgeführte 
Kontrollen samt deren Ergebnis-
sen. Das System soll einerseits die 
Überwachungsbehörden bei ihren 
täglichen Aufgaben unterstützen, 
andererseits die Basis für das In-
formations- und Risikomanage-
ment im gesundheitlichen Verbrau-
cherschutz sein. TIZIAN wird von 
allen mit der Lebensmittelüberwa-
chung, den Veterinäraufgaben und 
der Futtermittelüberwachung be-
trauten Stellen eingesetzt. Die 
technische Kommunikation erfolgt 
dabei über das bayerische Behör-
dennetz.
2006 wurde bei den Landkreisen 
Nürnberger Land und Bayreuth 
sowie bei der Regierung von Ober-
franken und der Landeshauptstadt 
München die Testphase für TIZIAN 
begonnen. Sie konnte inzwischen 
Ende Februar 2007 erfolgreich ab-
geschlossen werden. Bis Ende 
2007 ist vorgesehen, TIZIAN in 
allen bayerischen Lebensmittel-
kontrollbehörden einzuführen und 
dazu Daten über alle 200.000 Le-

bensmittelbetriebe in Bayern in 
das System einzupfl egen. Im Jahr 
2008 wird sich der weitere Ausbau 
hinsichtlich des Veterinärwesens 
und der Futtermittelüberwachung 
anschließen.

Das Ausschreibungsprozedere 

Die Ausschreibung erfolgte im 
Wege eines „Nichtoffenen Verfah-
rens mit vorausgehendem Teilnah-
mewettbewerb“. Da die Umset-
zung des sehr umfangreichen und 
wichtigen Projektes TIZIAN nur 
von einem besonders fachkundi-
gen, leistungsfähigen und nicht 
zuletzt zuverlässigen Unternehmen 
mit einschlägigem technischen 
Spezialwissen, technischer und 
personeller Ausstattung zu bewäl-
tigen ist, war schon im Vorfeld von 
einem beschränkten Kreis geeig-
neter Bewerber auszugehen.
Der Teilnahmewettbewerb diente 
insoweit als vorgezogene Eig-
nungsprüfung, um den in Betracht 
kommenden Bewerberkreis zu 
erkunden. Sein Verlauf zeigte, dass 
den interessierten Unternehmen 
Umfang und Schwierigkeit der 
anstehenden Aufgabe bewusst 
war:
45 Firmen forderten den Teilnah-
meantrag zum Projekt TIZIAN bei 

der Vergabestelle des LGL an. Le-
diglich neun Firmen reichten den 
ausgefüllten Teilnahmeantrag frist-
gerecht an das LGL zurück. Nach 
abschließender Prüfung der Teil-
nahmeanträge verblieben fünf als 
prinzipiell geeignet erachtete Fir-
men. Von diesen fünf Firmen, de-
nen die Verdingungsunterlagen 
zugesandt wurden, reichten zwei 
fristgerecht ein Angebot beim LGL 
ein. Die Wertung der Angebote 
wurde anhand eines vorab erarbei-
teten Bewertungsschemas vorge-
nommen. Am 9. Oktober 2006 
wurde der Firma BALVI GmbH der 
Zuschlag erteilt.

1.3.5 Forschungsprojekte am LGL 2006

Das LGL ist eine im Sinne des vor-
beugenden Verbraucherschutzes 
arbeitende Behörde. Zu den Zielen 
gehört es, die wissenschaftliche 
Grundlage für eine moderne Ver-
braucherpolitik zu schaffen. Auch 
deshalb sind viele der Forschungs-

vorhaben Reaktionen und Antwor-
ten auf die in Kapitel 1.3.4 vorge-
stellten Entwicklungen im Lebens-
mittelrecht. Anhand von drei Bei-
spielen soll die Bandbreite nachfol-
gend verdeutlicht werden. Einen 
Gesamtüberblick über die For-

schungsprojekte gibt Tabelle 
1.3.5a. Das StMUGV unterstützte 
die Forschungsprojekte im Jahr 
2006 mit insgesamt 7.989.859,04 €.
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Nachweis von viralen Gastro-

enteritiserregern in Lebens-

mitteln

Mit mikrobiologischen Kriterien 
für Lebensmittel beschäftigt sich 
das Forschungsvorhaben zum 
„Nachweis von viralen Gastroen-
teritiserregern in Lebensmitteln“. 
In einigen Teilen Europas, auch in 
Deutschland, kam es im Jahr 
2002 zu einem Anstieg der vira-
len Gastroenteritiserkrankungen, 
die durch das „Norovirus“ verur-
sacht wurden. Eine routinemäßig 
einsetzbare Methode zum Virus-
nachweis in Lebensmitteln 
schließt eine derzeit noch klaffen-
de Lücke bei der Epidemiologie 
lebensmittelbedingter Erkrankun-
gen. Die um den Virusnachweis 
erweiterte Möglichkeit der Er-
mittlung von Infektionsketten 
verbessert die Effi zienz der Zu-
sammenarbeit zwischen Gesund-
heitsämtern und Lebensmittel-
überwachung. Die routinemäßige 
Untersuchung bestimmter Le-
bensmittel auf virale Gastroente-
ritiserreger stellt eine wichtige 
Ergänzung mikrobiologischer 
Nachweismethoden als Bestand-
teil des präventiven Verbraucher-
schutzes dar.

Inzidenz von Arcobacter 

spezies in Bayern

Ein weiteres Forschungsvorha-
ben behandelt bereits als Folge-
projekt die frühzeitige Abschät-
zung von „Emerging Pathogens“ 
(das sind neu entdeckte Krank-
heitserreger, mit denen Men-
schen sich infi zieren können). 
Erste eigene Untersuchungen im 
Zuge der Etablierung eines Nach-
weissystems ergaben in 70 % 
(n=87) aller Gefl ügelproben eine 
Kontamination mit Arcobacter 
spp. Auch in Münchner Bade-
seen wurden erste Arcobacter-
keime molekularbiologisch und 
kulturell nachgewiesen. Seit An-
fang der 1990er Jahre werden 
Arcobactererreger auch mit zum 
Teil schwerwiegenden Durchfall-
erkrankungen beim Menschen in 
Verbindung gebracht. Als Infekti-
onsquelle sind bisher Lebensmit-
tel (besonders Gefl ügel-, aber 
auch Rinder- und Schweine-
fl eisch) und Trinkwasser bekannt. 
Für Bayern liegen bisher keine 
Daten vor. Um eine Risikoab-
schätzung für die bayerische Be-
völkerung vornehmen zu können, 
sollen Lebensmittel-, Trinkwas-
ser- und Kotproben von Tieren auf 

das Vorhandensein von Arcobac-
ter spp. untersucht und die Isola-
te zur Speziesermittlung differen-
ziert werden. Zum Einsatz kom-
men hierbei kulturelle und mole-
kularbiologische Verfahren. 

Fusarientoxine bei Kartoffeln 

Ein anderes am LGL initiiertes 
Forschungsvorhaben behandelt 
das Vorkommen von Fusarientoxi-
nen bei Kartoffeln. Die Trocken-
fäule von Kartoffeln wird durch 
Fusarienpilze, insbesondere F. 
sambucinum und F. coerulum, 
verursacht und ist in Mitteleuropa 
hauptsächlich für Verluste und 
Qualitätseinbußen an Kartoffel-
knollen verantwortlich. Über die 
Belastungssituation bei Kartoffeln 
aus dem Handel und der Produkti-
on ist bis auf eine Arbeit aus 
Frankreich, in der hohe Toxinkon-
zentrationen auch im gesunden 
Kartoffelgewebe nachgewiesen 
wurden, wenig bekannt. Im Rah-
men des geplanten Projekts soll 
ein erster Überblick über die My-
kotoxinkontamination von Kartof-
feln mit Fusarientrockenfäule er-
arbeitet und eine mögliche Belas-
tung des Verbrauchers mit diesen 
Toxinen abgeschätzt werden.

Tab. 1.3.5a: Laufende Forschungsprojekte 2006

Projekt-Bezeichnung Projektverantwortung im LGL* Laufzeit

Lebensmittelsicherheit

Nachweis von viralen Gastroenteritiserregern in Lebensmitteln
Dr. Hubert Diepolder

Dr. Gesine Schulze (N 5)
2004 bis 2007

Entwicklung und Validierung molekularbiologischer Nachweismethoden für 
 Allergene in Lebensmitteln

Dr. Ulrich Busch (S 7) 2004 bis 2008

Wissenschaftliche Erarbeitung eines qualitativen Nachweises und quantitativen 
Bestimmungen von in Lebensmitteln zugelassenen Konservierungsstoffen: 
Lysozym (E 1105) und Nisin (E234)

Dr. Knut Werkmeister (N 7) 2006 bis 2008

Entwicklung von mikrobiologischen und molekularbiologischen Nachweismethoden 
für toxinbildende Mikroorganismen (Clostridium botulinum und Bacillus cereus – 
emet. Typ) in Lebensmitteln

Dr. Damaris Elmer-Englhard (S 5) 2004 bis 2006

Untersuchung eines Lebensmittelwarenkorbs auf Pfl anzenschutzmittel und deren 
Metabolite des menschlichen Stoffwechsels

Dr. Willi Gilsbach (ADZ N) 2004 bis 2006

Projektbezeichnung Projektverantwortung im LGL Laufzeit
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Evaluation der Einsetzbarkeit von spezifi schen Verfahren zur  Mykotoxinbestimmung Dr. Bertram Reindl (K 2) 2004 bis 2006

Etablierung und Validierung molekularbiologischer Nachweis methoden für die 
häufi gsten Lebensmittelpathogene Salmonella spp. sowie thermophile 
 Campylobacter in Lebensmitteln

Dr. Ingrid Huber (GE 1/S 7) 2005 bis 2007

Bestimmung mohntypischer Alkaloide in Mohn und Mohnprodukten sowie 
 Untersuchungen zu ihrer Minimierung

Dr. Heinrich Höltmannspötter (LV 7) 2006 bis 2007

Entwicklung einer Analysenmethode zur routinemäßigen Bestimmung von polyzyk-
lischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) in ausgewählten Lebensmitteln

Frank Stückrath (S 6)
Dr. Wolfgang Schmid (S 2)

2006 bis 2007

Entwicklung von Analysenmethoden zur Identifi zierung und  Quantifi zierung von 
anabol-androgenen Steroiden in Nahrungs ergänzungsmitteln

Frank Stückrath (S 6)
Dr. Wolfgang Schmid (S 2)

2004 bis 2006

Etablierung und Validierung einer hochempfi ndlichen Analysenmethode zur routine-
mäßigen Bestimmung von Typ A Trichothecenen in Getreide und Getreideprodukten 
mittels LC-MS/MS

Dr. Martin Rapp
Dr. Iris Lange (S 6)

2004 bis 2006

Optimierung und Validierung eines neuen Testsystems zum ZNS-Nachweis in 
 Fleischerzeugnissen und Transfer zur Anwendung in der amtlichen Lebensmittel-
kontrolle

Dr. Gesine Schulze
Dr. Hubert Diepolder (N 5)

2006 bis 2007

Quantitative Bestimmung von Farbstoffen in Lebensmitteln Dr. Petra Resch (S 9) 2005 bis 2006

Belastung von Lebens- und Futtermitteln sowie Belastung von Mensch und Tier mit 
Mutterkornalkaloiden

Dr. Hans Lepper (K 1) 2005 bis 2007

Methodenentwicklung zur Quantifi zierung von Markersubstanzen aus Ginseng 
(Panax ginseng, P. notoginseng, P. quinquefolius) und Ginkgo (Ginkgo biloba) zur 
Beurteilung von funktionellen Lebensmitteln und Nahrungsergänzungsmitteln

Dr. Vera Lander (S 2) 2004 bis 2006

Untersuchung von Kapselhüllen von Nahrungsergänzungsmitteln auf Phtalate PD Dr. Hermann  Fromme (GE 5) 2006

Etablierung einer schnellen automatisierten Aufarbeitungsmethode zur gleich-
zeitigen Bestimmung von dioxinähnlichen PCB neben Dioxinen und Furanen in 
Lebens- und Futtermitteln 

Dr. Michael Albrecht (S 6) 2006 bis 2007

Humanmedizin

Forschungsverbund zu Exposition und Wirkungen von Stäuben (PAMINA) PD Dr. Hermann  Fromme (GE 5) 2006 bis 2008

Entwicklung und Etablierung neuer Untersuchungsmethoden für bio- und 
 gentechnisch hergestellte Arzneimittel 

Dr. Katja Senftinger (S 4) 2005 bis 2008 

Bevölkerungsrepräsentative Befragung zum Gesundheitsverhalten in ausgewählten 
Planungsregionen

PD Dr. Manfred Wildner (GE 4) 2006

Modellprojekt Neugeborenen-Hörscreening (Fortführung) Dr. Uta Nennstiel-Ratzel (GE 4) 2005 bis 2006

Stillverhalten in Bayern – Epidemiologische Erhebung im Rahmen der Gesund-
heitsinitiative „Bayern aktiv“

PD Dr. Hermann Fromme 
Dr. Ursula Schwegler (GE 5)

2004 bis 2006

Entwicklung eines molekularbiologischen Nachweisverfahrens (Biochip) zur 
 schnellen Identifi zierung aller bekannten  Chlamydienspezies

Dr. Ingrid Huber (S 7) 2006 bis 2008

Pfadübergreifende Erfassung und gesundheitliche Bewertung der Exposition 
 gegenüber endokrin aktiven Substanzen.
Teiluntersuchung zu Weichmachern (Phthalaten) 
Teiluntersuchung zu Flammschutzmitteln (Polybromierte Diphenylether, PBDE) 
 Basisuntersuchung zu dioxinähnlichen polychlorierten Biphenylen (PCB)

PD Dr. Hermann Fromme (GE 5) 2004 bis 2006
2004 bis 2006
2004 bis 2007

Prävention des plötzlichen Säuglingstodes als konzentrierte  Informationskampagne 
in Bayern – SIDS

Patricia Ehren sperger-Reeh (GE 4) 2006 bis 2007

Gesamtevaluation Gesund.Leben.Bayern – Konzept zur Evaluation PD Dr. Manfred Wildner (GE 4) 2006

Machbarkeitsstudie zur Regionalisierung der Gesundheitsinitiative
„Gesund.Leben.Bayern“

Dr. Joseph Kuhn (GE 4) 2006

Erlanger Schlaganfallregister
Leitstelle Prävention

Hiltrud Karmann
2006

Projektbezeichnung Projektverantwortung im LGL Laufzeit
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Psychosoziale Belastungen in der betriebsärztlichen Praxisvermittlung von 
 Schlüsselqualifi kation: Projektlernen in der betriebsärztlichen Praxis zum Erke nnen, 
Bewerten und Verringern von psychosozialen Belastungen in klein- und mittel-
ständischen Unternehmungen

ASUMED
Dr. Barbara Beer

2006

Erstellung von Manualen zur Programmplanung und Struktur bildung in der 
 gemeindenahen Gesundheitsförderung

Leitstelle Prävention
Hiltrud Karmann

2006 bis 2007

Workshop Zwischenbilanz Gesund.Leben.Bayern
Leitstelle Prävention

Hiltrud Karmann
2006 bis 2007

Untersuchung zur Prävalenz von cMRSA-assoziierten Infektionen im ambulanten 
Bereich

Prof. Dr. Christiane Höller (GE 1)
PD Dr. Manfred Wildner (GE 4)

2005 bis 2007

Schwerpunktuntersuchung zur gesundheitlichen Bedeutung der Tabakrauchbe-
lastung in öffentlich zugänglichen Einrichtungen (z.B. Gaststätten und Diskotheken)

PD Dr. Hermann  Fromme (GE 5) 2004 bis 2006

Mehr Schulsport – SV Germering
Leitstelle Prävention

Hiltrud Karmann
2006 bis 2007

Masernepidemiologie in Bayern im Rahmen der Erhebung seltener pädiatrischer 
Erkrankungen in Deutschland (ESPED)

Dr. Uta Nennstiel-Ratzel (GE 4) 2004 bis 2007

Pilotmessprogramm Lärm in Diskotheken PD Dr. Hermann  Fromme (GE 5) 2006

Bewegung als Investition in die Zukunft
Leitstelle Prävention

Hiltrud Karmann
2006 bis 2007

Schwungvoll miteinander – Tipps und Info zum Sport für Ältere, Broschüre BLSV
Leitstelle Prävention

Hiltrud Karmann
2006 bis 2007

GME – Gesundheits-Monitoring-Einheiten Dr. Gabriele Bolte (GE 5) 2006

Untersuchung zur Belastung von Hallenbadluft mit Stickstofftrichlorid Prof. Dr. Christiane  Höller (GE 1) 2006 bis 2008

Bestimmung der Belastung mit perfl ourierten Substanzen PD Dr. Hermann  Fromme (GE 5) 2005 bis 2006

Belastung der allgemeinen Bevölkerung mit Glykolen/Glykolethern PD Dr. Hermann  Fromme (GE 5) 2005 bis 2007

Veterinärmedizin

Molekularbiologischer und serologischer Nachweis 
der Subtypen des aviären Infl uenza-A-Virus

Prof. Dr. Mathias Büttner (S 10)
Dr. Angela Hafner-Marx (S 10) 

PD Dr. Heinz Rinder  (S 8)
2005 bis 2008

Molekularbiologischer Nachweis von aviärem Infl uenza-A-Virus in Gefl ügel
Dr. Ingrid Huber (S 7)

Dr. Andrea Aigner (S 10)
2005 bis 2007

Studie zur Eignung der „Ohrstanzmethode“ bei neugeborenen Kälbern zur 
 Bekämpfung der BVD/MD

Dr. Michael Hellwig (LV 9) 2005 bis 2007

Schmerzempfi nden und Leiden von Feten bei der Tötung des Muttertieres Dr. Karin Deischl (LV 9) 2005 bis 2007

Verhalten und Tiergesundheit bei sättigungsdeprivierten  Masthühnern Dr. Karin Deischl (LV 9) 2004 bis 2006

Impfstoffentwicklung zum Schutz von Katzen gegen die aviäre Infl uenza Prof. Dr. Mathias Büttner (S 10) 2006 bis 2008

Erhebungen zum Arzneimitteleinsatz in bayerischen  Rinderhaltungen
Dr. Karin Deischl (LV 9)

Dr. Daniela McLoughlin (LV 11)
2006 bis 2007

Erhebungen zum Arzneimitteleinsatz in bayerischen  Fischhaltungen Dr. Karin Deischl (LV 9) 2005 bis 2007

Erhebungen zum Arzneimitteleinsatz in bayerischen  Milchziegen- und 
 Milchschafhaltungen

Dr. Karin Deischl (LV 9)
Dr. Daniela McLoughlin (LV 11)

2006 bis 2007

Untersuchung und Risikobewertung im Hinblick auf BSE bezüglich verschiedener 
Schlachtkörperteile und Fleischerzeugnisse vom Rind für die menschliche  Ernährung

Dr. Johann Marx 
(ehemals LV 2; jetzt StMUGV)

2004 bis 2006

Projektbezeichnung Projektverantwortung im LGL Laufzeit
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Gentechnik

Sicherheitsforschung bei der Freisetzung gentechnisch  veränderter Pfl anzen Dr. Ulrich Busch (S 7) 2006 bis 2009

Entwicklung eines Verfahrens zum Nachweis von gentechnisch verändertem und in 
der EU nicht zugelassenem Reis mittels der Polymerase-Kettenreaktion (PCR)

Dr. Sven Pecoraro
Dr. Ulrich Busch (GE 2/S 7)

2005 bis 2007

Entwicklung von Strategien zur molekularbiologischen Charakterisierung und zum 
Nachweis von in der EU nicht zugelassenen gentechnisch veränderten Organismen

Dr. Ulrich Busch
Dr. Francisco Moreano (S 7)

2006 bis 2007

Fachübergreifende/interdisziplinäre Forschungsprojekte

Bayernweites Monitoringprogramm für Antibiotikaresistenz Dr. Petra Preikschat (K 1) 2004 bis 2007

Etablierung von Methoden zum Nachweis von 
Arcobacter species

Prof. Dr. Christiane  Höller 
(GE 1/S 5/S 7)

2005 bis 2006

Inzidenz von Arcobacter species in Bayern
Prof. Dr. Christiane  Höller 

(GE 1/S 5/S 7)
2006 bis 2007

EU-Projekte

VIROBATHE: Methods for the concentration and detection of  adenoviruses and 
noroviruses in European bathing waters with  reference to the revision of 
the Bathing Water

Prof. Dr. Christiane  Höller (S 5) 2005 bis 2007

TRACE II
Tracing Food Commodities in Europe

Dr. Claus Schlicht (S 6) 2005 bis 2009

1.3.6 Wissenschaftliche Publikationen des LGL 2006

Auch 2006 entstand am LGL wie-
der eine Reihe von Publikationen.
In mehreren Dutzend Veröffentli-
chungen informierten die Experten 
des LGL beispielsweise über Er-
gebnisse neuer Studien, erstellten 
speziell zur Fußballweltmeister-
schaft 2006 ein Manual mit Emp-
fehlungen und Informationen für 
den Öffentlichen Gesundheits-
dienst und gaben mit dem Bayeri-
schen Pandemieplan (s. Kap. 2.6) 
Vorgaben für einen möglichen Kri-
senfall. Folder, Leitfäden und Flug-
blätter zu verschiedensten The-
men aus den Bereichen Lebens-
mittelsicherheit, Gesundheit, Vete-
rinärwesen sowie Arbeitsschutz 
und Produktsicherheit komplettie-
ren das Angebot. 
Sämtliche Veröffentlichungen des 
LGL sind auf der Homepage unter 
der Rubrik „Publikationen“ abruf-
bar.

Projektbezeichnung Projektverantwortung im LGL Laufzeit

Abb. 1.3.6a: Kleine Auswahl an Publikationen 2006

-0

6) 

7)

Konzept zur

Verbesserung der Impfraten in Bayern

Materialien zur Umweltmedizin

Umweltmedizinische Bedeutung

perfl uorierter Kohlenwasserstoffe (PFC)

Band 16 der Schriftenreihe
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1.4 Das LGL in wissenschaftlichen Netzwerken

Nordbayerisches Zentrum für 

Lebensmittelsicherheit

Das LGL, das Fraunhofer-Institut 
für Integrierte Schaltungen IIS und 
die Universität Erlangen-Nürnberg 
schlossen am 27. Juli 2006 eine 
Vereinbarung zur stärkeren Zusam-
menarbeit. Langfristiges Ziel ist es 
dabei, eine engere Verzahnung zu 
schaffen und den Wissenstransfer 
zwischen den drei Erlanger Institu-
tionen auszubauen. 
Die Beteiligten arbeiteten auch 
davor bereits zusammen: So koo-
perieren die Universität Erlangen-
Nürnberg und das LGL bei der 
Ausbildung von Lebensmittelche-
mikern und wissenschaftlich im 
Bereich der Lebensmittelanalytik, 
Lebensmittelsicherheit sowie bei 
medizinisch-toxikologischen Frage-
stellungen. Auf der Basis einer 
Studienarbeit an der Universität 
Erlangen-Nürnberg hat das Fraun-
hofer IIS mit Unterstützung des 
LGL das Projekt „Optische Metho-
den zur Detektion von Schimmel-
pilzbefall auf Getreide“ gestartet. 
Zudem wirken LGL und Fraunhofer 
IIS erfolgreich bei der Erkennung 
von Separatorenfl eisch zusammen. 
Ziel des Kooperationsvertrages ist, 
diese erfolgreichen Ansätze zu 
einem Gesamtkonzept entwickeln. 
Schwerpunktmäßig sollen Frage-
stellungen zu Technologie, Lebens-
mittelchemie und Medizin interdis-
ziplinär beantwortet werden. Dabei 
sollen die vorhandenen Netzwerke 
mittelfristig zu einem Nordbayeri-
schen Zentrum für Lebensmittelsi-
cherheit verdichtet werden.

Kooperationsvertrag mit der 

Ludwig-Maximilians-Universität

München

Nach Vorgesprächen 2006 wurde 
im März 2007 ein Kooperationsver-
trag zwischen der medizinischen 
Fakultät der LMU und dem LGL 
vereinbart. Ziel dieser Vereinba-
rung ist eine Verbesserung in der 
Gesundheitsforschung und -förde-
rung durch Bündelung der Res-
sourcen beider Partner. Besonders 
in den Bereichen Epidemiologie, 
bevölkerungsbezogene Gesund-
heitsinformation, Hygiene, Infekti o-
logie, Arbeits- und Umweltmedizin 
sowie Ernährung soll hierdurch 
eine Brücke in Forschung und Leh-
re geschlagen werden.
Eine Bereicherung ist unter ande-
rem die Erschließung des umfang-
reichen Datenmaterials des LGL, 
insbesondere im Bereich der Ar-
beits- und Sozialmedizin, die ge-
meinsame Nutzung von Geräten, 

Abb. 1.4a: Prof. Dr. Karl-Dieter Grüske, Rektor der Universität 
Erlangen-Nürnberg, Prof. Dr. Volker Hingst, Präsident des LGL und 
Prof. Dr.-Ing. Heinz Gerhäuser, Leiter des Fraunhofer IIS, freuen 
sich über die frisch unterzeichnete Kooperationsvereinbarung 
(v.l.n.r.) 

Methoden, Bibliotheken und ge-
meinsame Fortbildungsveranstal-
tungen.

Neue Möglichkeiten für 

Studierende

Auch für die Studierenden wird die 
Kooperation neue Möglichkeiten 
eröffnen. Das LGL soll bei der Aus-
bildung der Studierenden im Be-
reich Öffentliche Gesundheit stär-
ker beteiligt werden. So wird es ab 
2008 einen Master of Public 
Health geben, der im Rahmen ei-
ner Spezialisierung auf „Health 
Administration and Management“ 
in Kooperation mit dem LGL ange-
boten werden soll. 
Wissenschaftler des LGL werden 
zukünftig aber auch Abschlussar-
beiten und Doktorate betreuen. In 
besonderen Fällen wird das LGL 
Doktorandenverträge vergeben. 
Außerdem können die Wissen-
schaftler des LGL an der LMU zu 
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Abb. 1.4b: Die vier Preisträger freuen sich mit Prof. Hingst 
(2. von links) und Sabine Nießen (4. von links, Abteilungsleiterin 
für Nachhaltige Entwicklung und Grundsatzfragen des Verbraucher-
schutzes im StMUGV) über die Prämierung. 

Honorarprofessoren, außerplanmä-
ßigen Professoren, Gastdozenten 
und Lehrbeauftragten bestellt wer-
den. Der Vertrag sieht auch die 
Möglichkeit von gemeinsamen 
Brückenprofessuren vor.

Nachwuchs für den Verbrau-

cherschutz

Wissenschaftliche Netzwerke för-
derte das LGL 2006 auch durch die 
Verleihung des Wissenschaftlichen 
Verbraucherschutzpreises. Der 
Präsident des LGL prämierte im 
Juli vier Arbeiten von Nachwuchs-
wissenschaftlern der Universitäten 
Erlangen-Nürnberg, Eichstätt-Ingol-
stadt und Würzburg. Die ambitio-
nierten Arbeiten geben Lösungen 
auf konkrete Fragen in den Berei-
chen des Verbraucherschutzes und 
der Verbraucherpolitik.
Aus den vorliegenden Bewerbun-
gen, die ein sehr weites Themen-
spektrum abdecken, hat eine Jury 
aus Vertretern der Hochschulen, der 
Verbraucherverbände sowie der 
Verbraucherschutzbehörden die vier 
Preisträger ausgewählt. Der dritte 
Preis wurde zweimal vergeben. 

1. Preis: Arbeit über das Vor-

kommen von 2-Ethylhexansäure 

in Lebensmitteln

Den 1. Preis erhielt Sandra Elß für 
ihre Dissertation am Lehrstuhl für 
Lebensmittelchemie, Universität 
Würzburg, über das Vorkommen 
von 2-Ethylhexansäure (2-EHA) in 
Lebensmitteln. Bei Untersuchun-
gen kommerzieller Fruchtprodukte 
(z. B. Babynahrung und Fruchtsäf-
te) wies sie in vielen Proben die 
Substanz 2-EHA und deren Salze 
nach. Diese werden vor allem als 
Weichmacher oder Stabilisatoren 
in der PVC-Herstellung eingesetzt. 
Die Forschungen von Sandra Elß 
ließen den Schluss zu, dass diese 
Stoffe aus den mit Plastik be-
schichteten Metalldeckeln heraus-
gelöst werden.

Die Publikation hatte zur Folge, 
dass 2-EHA in den Focus der Öf-
fentlichkeit gerückt und auf das 
Vorhandensein in zahlreichen Le-
bensmitteln hingewiesen wurde. 
Auch das Bundesinstitut für Risiko-
bewertung (BfR) veröffentlichte 
eine Stellungnahme.

2. Preis: Methode zum Nachweis 

von Geweben des Zentralen 

Nervensystems in Fleisch und 

Fleischprodukten

Den 2. Preis erhielt Barbara Sand-
meier für ihre Dissertation am 
Lehrstuhl für Lebensmittelchemie 
der Universität Erlangen-Nürnberg. 
Ziel ihrer Arbeit war es, eine neue 
Methode zum Nachweis von Ge-
weben des Zentralen Nervensys-
tems (ZNS) in Fleisch und Fleisch-
produkten zu entwickeln. Diese 
Arbeit ist von großem praktischem 
Nutzen für den Verbraucherschutz: 
Die Aufnahme schon geringster 
Mengen infektiösen Prionproteins 
wird als Ursache für die neue Vari-
ante der Creutzfeld-Jakob Krank-
heit diskutiert. ZNS-Gewebe vom 
Rind gilt als spezifi sches Risikoma-
terial und könnte mit dem Verfah-
ren früh erkannt werden. 

Weitere Preise

Zweimal wurde der dritte Preis 
vergeben, zweimal ging er an 
Nachwuchswissenschaftler der 
Katholischen Universität Eichstätt-
Ingolstadt: Die Arbeit von Georg 
Krieg beschäftigte sich mit der 
Angabenpfl icht des effektiven Jah-
reszinses bei Ratenzahlungsange-
boten in Versicherungsverträgen. 
Das Thema hat große Relevanz für 
den Verbraucherschutz, weil zu 
befürchten ist, dass viele Verbrau-
cher die fi nanziellen Nachteile bei 
Ratenzahlung von Versicherungs-
prämien nicht erkennen. 
Franz Kummer wurde für seine 
Diplomarbeit zum Thema „Verbrau-
cherpolitische Probleme der Kun-
denwertorientierung“ prämiert. 
Kummer bearbeitete die Konfl iktfel-
der zwischen der Verbraucherpolitik 
und der Kundenwertorientierung in 
Unternehmen und bietet Lösungs-
ansätze an. Der innovative Charak-
ter der Arbeit ergibt sich aufgrund 
der Tatsache, dass die Kundenwer t-
orientierung aus verbraucherpoliti-
scher Sicht bislang kaum kritisch 
beleuchtet wurde.
Das LGL möchte junge Wissen-
schaftler fördern und setzt sich 
auch weiterhin dafür ein.
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1.5 Besucher am LGL, Messen und Veranstaltungen

Besucher aus der Politik

Auch 2006 informierten sich Politi-
ker aus Bayern wieder über die 
Arbeit des LGL. So informierte 
sich bei seinem Besuch in der 
Dienststelle Oberschleißheim im 
Juni Staatssekretär Dr. Otmar 
Bernhard vor allem über die ak-
tuellen Arbeitsschwerpunkte des 
Hochsicherheitslabors, das erst ein 
Jahr davor feierlich eröffnet wurde 
sowie über die aktuelle Task Force 
des LGL zur Fußballweltmeister-
schaft. Einen weiteren Anlass 
dieses Besuchs bildete die neue 
„Spezialeinheit Lebensmittelsi-
cherheit“.
Beeindruckt zeigte sich der Staats-
sekretär von der Leistungsfähigkeit 
des Hochsicherheitslabors des 
LGL und bezeichnete es als „Rück-
grat der bayerischen Infektions-
diagnostik“ sowie als „wichtigen 
Baustein zur Gefahrenabwehr bei 
der Fußballweltmeisterschaft 
durch eine Task Force, die rund um 
die Uhr zur Verfügung steht“. Das 
Hochsicherheitslabor (BSL3-Labor) 
dient der mikro- und molekular-
biologischen Diagnostik von bio-
terroristisch relevanten oder hoch-
infektiösen Krankheitserregern 
(s. Kap. 5.5).

Das LGL als offene Behörde – 

Besucher am LGL 

Sowohl Fachkreisen als auch Be-
suchern aus dem In- und Ausland 
präsentierte sich das LGL als offe-
ne Behörde. Fast 40 Besucher-
gruppen (z. B. aus China, Albanien, 
Bulgarien, Mazedonien, Slowakei) 
informierten sich im Jahr 2006 
über Aufgaben, Ziele und Arbeits-
weise des LGL. 
Die Bandbreite der Besuchergrup-
pen reichte von Verbraucher- und 
Berufsverbänden, Schul- und Be-
rufsschulklassen sowie Universitä-

Abb. 1.5a: Staatssekretär Dr. Otmar Bernard (l.) und der Präsident 
des LGL, Prof. Volker Hingst, im S 3-Labor.

Abb. 1.5b: Würzburger Fremdenführer lassen sich in die 
Weinüberwachung einführen.

Abb. 1.5c: Eine Delegation aus verschiedenen Ländern Südost-
europas informiert sich über die mikrobiologischen Untersuchungs-
methoden am LGL.
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Abb. 1.5f: Höchst erfreut wa-
ren die Mitwirkenden über 
den sehr großen Andrang in 
dieser wirklich langen Nacht. 

ten bis zu internationalen Vertre-
tern von Gesundheitsbehörden 
sowie der Lebensmittelwirtschaft. 
Gefragt waren dabei z. B. die La-
bore der Gentechnikexperten in 
Oberschleißheim, die Untersu-
chungsmethoden zur Ermittlung 
von Rückständen in der gesamten 
Bandbreite der Lebensmittel als 
auch das Labor zur Untersuchung 
des Blutalkohols.
Die Anzahl der Interessenten 
sowie die unterschiedliche Her-
kunft der Gruppen zeigen, dass die 
Arbeit des LGL ankommt und 
geschätzt wird – sowohl beim 
Verbraucher als auch in der Fach-
welt.

Das LGL unterwegs – Messen

und Veranstaltungen

Aufgaben, Themen und Arbeits-
weise des LGL wurden 2006 auf 
unterschiedlichsten Veranstaltun-
gen dargestellt. Dabei reichte der 
Rahmen von mehrtägigen Auftrit-
ten wie z. B. bei der Ostbayern-
schau in Straubing, bei denen brei-
te Bevölkerungskreise angespro-
chen wurden, bis hin zu oft eintägi-
gen Plattformen für genau umris-
sene Interessengruppen. Hier ist 
als Beispiel der „Tag der Begeg-
nung“ zur Förderung der Stillbe-
reitschaft zu nennen, der sich ins-
besondere an Hebammen, Ärzte, 
Pfl egepersonal und die Wissen-
schaft richtete und in Kooperation
mit Ministerien, Berufsgenossen-
schaften, Universitäten, Verbänden 
und anderen gestaltet wurde. 
Während der „Langen Nacht der 
Münchner Museen“ nutzten mehr 
als 800 Besucher aus der Region 
München das Angebot, einen klei-
nen Ausschnitt aus dem großen 
Leistungsspektrum des LGL ken-
nen zu lernen. So verkosteten die 
Gäste selbst die unterschiedlichen 
Aromen von Weißbier oder die 
vielfältigen Geschmacksausprä-
gungen von Olivenöl und holten 
Informationen über Doping und 

Abb. 1.5e: Nicht nur der kostenlose Hörtest war auf der Ostbayern-
schau ein Publikumsmagnet.

Abb. 1.5d: Eine Delegation aus der Volksrepublik China im Fachge-
spräch mit LGL-Experten zum Thema Rinderzucht.

über die Lebenserwartung ein. An 
einem weiteren Stand wurden die 
Auswirkungen von übergroßem 
Lärm simuliert.
Bei der „Ostbayernschau“ in 
Straubing drängten sich an neun 
Messetagen einige zehntausend 
Besucher am Gemeinschaftsstand 
von StMUGV, LGL, der Landwirt-
schaftlichen Sozialversicherung 
und der Gewerbeaufsicht an der 
Regierung von Niederbayern. Sehr 
gefragter Anziehungspunkt war die 
„Gesundheitsstraße“: In dieser 
konnten der Blutzucker und Blut-
druck bestimmt, der Body Mass 
Index ermittelt und außerdem ein 
Hörtest oder eine Hautberatung in 
Anspruch genommen werden.
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2. Brennpunktthemen des Jahres 2006
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Untersuchungen im Zuge der 

Fleischskandale

Im Rahmen der „Fleischskandale“ 
sowie bei den nachfolgenden Be-
triebskontrollen der Spezialeinheit
wurden zahlreiche Proben entnom-
men und unterschiedlichen Labor-
untersuchungen unterzogen. Da 
sich der Anfangsverdacht auf das 
Inverkehrbringen verdorbener Le-
bensmittel richtete, wurde der Un-
tersuchungsumfang dieser Frage-
stellung angepasst (s. Abb. 2.1b).
In diesem Zusammenhang ist es 
wichtig, der Öffentlichkeit immer 
wieder den Unterschied zwischen 
Verderb und Gesundheitsschäd-
lichkeit von Lebensmitteln zu ver-
deutlichen:

Verderb

Beim Verderbsgeschehen unter-
scheidet man zwischen 

• Veränderungen, die durch die 
Stoffwechseltätigkeit von Ver-
derbniskeimen in nicht gefrorenen 
Lebensmitteln verursacht werden 
(mikrobieller Verderb), und 

• physikalisch-chemischen Pro-
zessen, die auch im gefrorenen 
Zustand beobachtet werden 
können (physikalisch-chemi-
scher Verderb). 

Durch die letztgenannten physika-
lisch-chemischen Prozesse kann 
es bei längerer Lagerdauer in den 
Fettanteilen des Fleisches zur 
Ranzigkeit kommen. Das Fleisch 
wird dadurch nicht gesundheits-
schädlich, ist aber eventuell nicht 
mehr zum Verzehr geeignet. Auch 
Gefrierbrand kann auftreten. 
Hierbei handelt es sich um einen 
Qualitätsmangel, der durch un -
sachgemäße Gefrierlagerung 
entsteht.

bens- und Futtermittel informierte 
das LGL die EU-Kommission und 
die anderen Mitgliedstaaten über 
gravierende Fälle. 
Darüber hinaus leistete die durch 
das LGL geleitete „Sonderkommis-
sion Wild“ einen wesentlichen 
Beitrag zur Aufklärung der Unregel-
mäßigkeiten bei einem Wildfl eisch 
verarbeitenden Betrieb in Nieder-
bayern. Als Konsequenz der ge-
nannten Vorkommnisse wurde die 
„Spezialeinheit Lebensmittelsicher-
heit“ geschaffen, die organisato-
risch in das Landesinstitut für 
Lebensmittel und Veterinärwesen 
am LGL eingegliedert ist. Dadurch 
haben sich Aufgabenspektrum, 
Kompetenzen und Zuständigkeiten 
des LGL erheblich ausgeweitet 
(s. Kap. 1.3.1).

Während des Jahres 2006 wurden 
auch bei mehreren bayerischen 
Betrieben größere Mengen überla-
gerter oder verdorbener Lebens-
mittel (überwiegend Fleisch und 
Fleischerzeugnisse) gefunden. Die 
Medien haben im Rahmen der aus-
führlichen Berichterstattung über 
diese Ereignisse den plakativen, 
aber auch wenig differenzierten 
Begriff „Gammelfl eisch“ geprägt.
Das LGL war an der Bewältigung 
und Aufarbeitung der genannten 
Vorkommnisse in vielfältiger Weise 
beteiligt. Zunächst galt es – wie 
auch schon bei früheren Sonder-
aktionen – die Untersuchung und 
Beurteilung außerplanmäßiger 
Proben erheblichen Umfangs 
sicherzustellen. Im Rahmen des 
EU-Schnellwarnsystems für Le-

2. Brennpunktthemen des Jahres 2006

2.1 „Gammelfl eischskandale“  –
Schaffung der Spezialeinheit Lebensmittelsicherheit

Abb. 2.1a: „Gammelfl eisch“-Schlagzeilen

Der verkürzende Begriff „Gam-

melfleisch“ bezeichnet in der 
Medienberichterstattung zum 
einen verdorbenes oder ekelerre-
gendes Fleisch sowie entspre-
chende Fleisch- und Wurstwa-
ren. Daneben wird er auch gene-

rell für Ware benutzt, die das 
Mindesthaltbarkeitsdatum über-
schritten hat bzw. bei der der 
Verdacht auf Umetikettierung im 
Zusammenhang mit der Haltbar-
keitsdauer besteht. 
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Das Fleisch ist je nach Ausprägung 
des Verderbs als zum Verzehr nicht 
geeignet und damit als nicht sicher 
und nicht verkehrsfähig oder als in 
seinem Wert gemindert zu be-
urteilen.

Gesundheitsschädlichkeit

Eine gesundheitliche Gefahr geht 
von Fleisch bzw. von Lebensmit-
teln allgemein insbesondere dann 
aus,

• wenn sie mit Krankheits-
erregern kontaminiert sind, 

• diese Erreger durch unzurei-
chende Lagerbedingungen 
(z. B. ungenügende Kühlung) 
die Möglichkeit zur Vermehrung 
haben und

• darüber hinaus vor dem Verzehr 
keine ausreichende Erhitzung 
erfolgt.

In diesem Fall besteht die Gefahr 
einer Lebensmittelinfektion oder 
einer Lebensmittelintoxikation 
(Lebensmittelvergiftung durch 
Toxine, die von Mikroorganismen 
gebildet wurden). Abhängig vom 
jeweiligen Erreger treten als 
Symptome häufi g Übelkeit, Er-
brechen, Durchfall oder Bauch-
schmerzen auf. Der Nachweis 
dieser Krankheitserreger kann nur 
durch Laboruntersuchungen er-
folgen.
Krankmachende Bakterien können 
sich auch vermehren, ohne dass 
es zu verderbstypischen Verände-
rungen des Lebensmittels kommt. 
Umgekehrt kann allein daraus, 
dass sich Verderbnisprozesse ent-
wickeln, nicht auf gesundheits-
schädliche Eigenschaften ge-
schlossen werden.

Vorgehensweise bei der Unter-

suchung von Proben

Die Proben von Fleisch und ande-
ren Lebensmitteln gelangten in der 
Regel in gefrorenem Zustand zum 
LGL. Nach dem sachgerechten 
Auftauen wurden sie zunächst 
einer sensorischen Untersuchung 
sowie nötigenfalls physikalisch-
chemischen Hilfsuntersuchungen 
(z. B. pH-Wert, Fäulnisproben) 
unterzogen. Derartige Unter-
suchungen werden von Sensorik-
Teams durchgeführt, die aus min-
destens drei erfahrenen wissen-
schaftlichen Mitarbeitern 
(Tierärzten, Lebensmittelchemi-
kern) bestehen. Aufgrund der da-
bei erhobenen Befunde wurde 
jeweils die weitere Vorgehenswei-
se festgelegt. 
Sensorisch unauffällige Proben 
von rohem Fleisch wurden in der 

Abb. 2.1b: Regelschema zur Untersuchung und Beurteilung von Verdachtsproben im Zuge der Fleischskandale
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lische Hilfsuntersuchungen

z.B. pH-Wert, Fäulnisprobe

Hinweise auf chemisch-

physikalischen Verderb 

(z.B. Gefrierbrand, Fett-

verderb, Farbänderungen)
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Regel keiner weiteren Untersu-
chung unterzogen, da dieses 
Fleisch normalerweise erst nach 
Erhitzung verzehrt wird. Damit 
werden Krankheitserreger wie 
Salmonellen, die in rohem Fleisch 
vorkommen können, in der Regel 
sicher abgetötet. Somit ergibt sich 
hier auch kein erhöhtes Risiko für 
die menschliche Gesundheit.
Bestand nach dem Ergebnis der 
sensorischen Prüfung der Verdacht 
auf durch Verderbniskeime hervor-
gerufene geruchliche oder gegebe-
nenfalls geschmackliche Verände-
rungen, wurden spezielle mikrobio-
logische Untersuchungen ange-
schlossen.
Den Verzehr von stark sensorisch 
verändertem Fleisch würde der 
Verbraucher schon von sich aus 
ablehnen. Bei einer möglichen 
Weiterverarbeitung derartigen 
Materials zu Fleischerzeugnissen 
erfolgt in aller Regel ein Erhit-
zungs- oder Reifungsschritt, der 
eventuell vorhandene pathogene 
Keime sicher eliminiert. Davon 
ausgehend war auch bei senso-
risch auffälligen Proben keine er-
höhte Gefahr für die menschliche 
Gesundheit zu erwarten.

Untersuchungsergebnisse

Im Zuge der Fleischskandale sowie 
bei damit – auch im entfernten Sin-
ne – in Zusammenhang stehenden 
Betriebskontrollen der Spezialein-
heit wurden insgesamt 1.804 Ver-
dachtsproben entnommen.
Davon blieben 1.166 Proben ohne 
Beanstandung. 543 Proben muss-
ten als nicht mehr zum Verzehr 
geeignet und damit nicht verkehrs-
fähig, weitere 48 Proben als wert-
gemindert beurteilt werden. 47 
Proben wiesen sonstige Mängel – 
z. B. hinsichtlich der Kennzeichnung 
– auf. 
Keine der vorgelegten Proben war 
als gesundheitsschädlich zu bean-
standen. Zwar wurden in vier Pro-
ben Innereien und in 25 Wild-
fl eischproben Salmonellen nachge-
wiesen, dies betraf jedoch aus-
schließlich rohe Erzeugnisse, die 
bei üblicher Zubereitung vor dem 
Verzehr ausreichend durcherhitzt 
werden. Dabei werden Salmonel-
len sicher abgetötet. Von diesen 
insgesamt 29 Proben waren ledig-
lich neun sensorisch auffällig und 
als nicht zum Verzehr geeignet zu 
beurteilen, während 20 Proben 

sensorisch unauffällig blieben 
(s. Tab. 2.1a)
Infolge der „Fleischskandale“ stieg 
die Anzahl der Verdachts- und Be-
schwerdeproben sowohl im Be-
reich der Lebensmittel tierischen 
Ursprungs als auch im Bereich der 
Lebensmittel nicht tierischer Her-
kunft deutlich an. Die Untersu-
chungsergebnisse hierzu sind dem 
Kapitel 3 über Lebensmittel und 
Futtermittel (hier besonders Kap. 
3.1.1 sowie Tab. 3a) zu entneh-
men.

Mindesthaltbarkeits- und 

Verbrauchsdatum 

Es wurden mehrfach Fälle be-
kannt, in denen Fleisch im Handel 
bis zu mehreren Jahren über das 
jeweils angegebene Mindesthalt-
barkeitsdatum hinaus in tiefgefro-
renem Zustand aufbewahrt wurde. 
Wenn die vorgefundene Ware 
nicht verdorben war und daher 
nicht beanstandet werden konnte, 
führte dies in der Öffentlichkeit zu 
Unverständnis. Aus fachlicher 
Sicht jedoch sind derartige Ergeb-
nisse durchaus zu erklären: 

Anlass Probenzahl ohne Bean-

standung

gesundheits-

schädlich

nicht zum Ver-

zehr geeignet, 

nicht genuss-

tauglich

wert-

gemindert

„sonstige  Be-

anstandungen/

Hinweise z.B. 

Kennzeich-

nungsmängel“

Wildfl eischskandal
332 249 0* 79 3 1

Fleischskandal - 
Betriebskontrollen
Spezialeinheit

1.098 748 0* 295 38 17
Fleischskandal - 
Betriebskontrollen
Behörden vor Ort        

374 169 0* 169 7 29
Summe 1.804 1.166 0* 543 48 47

* In vier Proben Innereien und 25 Proben Wildfl eisch wurden Salmonellen nachgewiesen. Dies betraf jedoch ausschließlich rohe Erzeugnisse, die bei 
üblicher Zubereitung vor dem Verzehr ausreichend durcherhitzt werden. Dabei werden Salmonellen sicher abgetötet.

Tab. 2.1a: Untersuchungsergebnisse

Anlass Probenzahl ohne Bean-

standung

gesundheits-

schädlich

nicht zum Ver-

zehr geeignet, 

nicht genuss-

tauglich

wert-

gemindert

sonstige  Bean-

standungen/

Hinweise z.B. 

Kennzeich-

nungsmängel
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• Wenn das jeweilige Lebensmit-
tel in einwandfreiem Zustand 
eingefroren wurde, kann eine 
Vermehrung von möglicherwei-
se in kleinen Mengen vorliegen-
den Verderbniskeimen nicht 
erfolgen. Somit besteht zu kei-
nem Zeitpunkt der Gefrierlage-
rung die Möglichkeit eines ein-
setzenden oder fortschreiten-
den mikrobiellen Verderbs.

• Während einer Aufbewahrung 
in tiefgefrorenem Zustand sind 
allenfalls physikalisch-chemi-
sche Veränderungen möglich, 
deren Entstehung wiederum 
vom Fettgehalt (Ranzigkeit) und 
von sonstigen Einfl üssen (z. B. 
Gefrierbrand) abhängt. 

In diesem Zusammenhang 
scheint es sinnvoll, auf die Begrif-
fe Mindesthaltbarkeits- und Ver-
brauchsdatum einzugehen, da 
über deren konkrete Bedeutung 
in der Öffentlichkeit häufi g Miss-
verständnisse vorliegen.

Mindesthaltbarkeitsdatum

Das Mindesthaltbarkeitsdatum
(MHD) eines Lebensmittels ist das 
Datum, bis zu dem das Lebensmit-
tel unter angemessenen Aufbe-
wahrungsbedingungen seine spe-
zifi schen Eigenschaften behält. Es 
muss vom Hersteller des Lebens-
mittels auf der Basis anerkannter 
fachlicher Erkenntnisse in eigener 
Verantwortung festgelegt werden. 
Es ist grundsätzlich bei allen ver-
packten Lebensmitteln mit den 
Worten „mindestens haltbar bis 
...“ unter Angabe von Tag, Monat 
und Jahr anzugeben. Wenn für die 
Mindesthaltbarkeit die Einhaltung 
bestimmter Temperaturen oder 
sonstiger Bedingungen erforder-
lich ist, so ist ein entsprechender 
Hinweis anzubringen (z. B. „ge-
kühlt bei +7 °C mindestens haltbar 
bis 31.12.2006“).
Aber: Das MHD besagt nicht, dass 
das Lebensmittel nach Ablauf des 

angegebenen Datums wertgemin-
dert, zum Verzehr nicht geeignet 
oder gar gesundheitsschädlich 
wäre. Es stellt also kein „Verfallsda-
tum“ dar. Wer jedoch nach Ablauf 
des MHD ein Lebensmittel in Ver-
kehr bringt, unterliegt höheren 
Sorgfaltspfl ichten. Der dafür Verant-
wortliche muss sich dann über die 
einwandfreie Beschaffenheit des 
Lebensmittels vergewissern. Auch 
eine Verlängerung des MHD ist bei 
Einhaltung bestimmter enger Vor-
aussetzungen rechtlich zulässig.

Verbrauchsdatum

Vom MHD zu unterscheiden ist 
das Verbrauchsdatum. Das  Ver-
brauchsdatum ist bei sehr leicht 
verderblichen verpackten Lebens-
mitteln anstelle eines Mindesthalt-
barkeitsdatums anzubringen. Sehr 
leicht verderbliche Lebensmittel 
sind solche, die aufgrund ihrer mi-
krobiologischen Beschaffenheit 
schon nach kurzer Zeit eine Gefahr 
für die menschliche Gesundheit 
darstellen können, wie z. B. Hack-
fl eisch oder rohes Gefl ügel. Anzu-
geben sind nach den Worten „ver-
brauchen bis“ das Datum selbst 
und die einzuhaltenden Aufbewah-
rungsbedingungen, also z. B. „ge-
kühlt bei +4 °C verbrauchen bis 
30.09.“ Der Hersteller legt das 
Verbrauchsdatum in eigener Ver-
antwortung fest, wobei er von an-
erkannten fachlichen Erkenntnis-
sen ausgehen muss.
Beim Verbrauchsdatum handelt es 
sich um ein „Verfallsdatum“, d. h. 
nach Ablauf des Verbrauchsda-
tums darf das Lebensmittel nach 
den geltenden Vorschriften nicht 
mehr in Verkehr gebracht werden, 
unabhängig davon, ob das Lebens-
mittel tatsächlich nicht mehr zum 
Verzehr geeignet ist oder die 
menschliche Gesundheit schädi-
gen kann. Auch im privaten Haus-
halt sollten Verbraucher Lebens-
mittel nach Ablauf des Verbrauchs-
datums nicht mehr verzehren.

EU-Schnellwarnsystem für 

Lebens- und Futtermittel 

EU-Kommission, EU-Mitgliedstaa-
ten sowie die anderen Bundeslän-
der wurden im Zuge der „Fleisch-
skandale“ angesichts der Untersu-
chungsergebnisse, der erheblichen 
betroffenen Warenmengen und 
des meist überregionalen Vertriebs 
über das europäische Schnellwarn-
system für Lebens- und Futtermit-
tel (RASFF: Rapid Alert System for 
Food and Feed) über die Vor-
kommnisse und insbesondere die 
Vertriebswege der betroffenen 
Erzeugnisse informiert. 
Im Zusammenhang mit den Vor-
gängen bei einem Wildfl eisch ver-
arbeitenden Betrieb in Niederbay-
ern erstellte das LGL dabei eine 
Ursprungsmeldung sowie 14 Fol-
gemeldungen, mit denen Informa-
tionen über die Identität und den 
Vertrieb von insgesamt 136 betrof-
fenen Erzeugnissen verbreitet 
wurden. Von den Behörden ande-
rer Mitgliedstaaten (Griechenland, 
Italien, Luxemburg, Polen, Spanien 
und Ungarn) wurden in diesem 
Zusammenhang weitere elf Folge-
meldungen über das europäische 
Schnellwarnsystem verbreitet, 
eine Folgemeldung ging aus 
Sachsen ein.
In vier weiteren „Gammelfl eisch“-
Fällen berichtete das LGL ebenfalls 
europaweit mithilfe des EU-
Schnellwarnsystems über die Art 
und die Verbreitung betroffener 
Lebensmittel sowie über die von 
den zuständigen Behörden ergrif-
fenen Maßnahmen. Dabei erstellte 
es vier Ursprungsmeldungen so-
wie zwölf Folgemeldungen. Die 
ermittelten Vertriebswege von 
Bayern aus erstreckten sich dabei 
auch auf das europäische Ausland 
(z. B. Frankreich, Irland, Niederlan-
de, Kroatien oder Mazedonien).
Insgesamt gab es dabei 41 Folge-
meldungen. Darunter war z. B. 
auch eine Meldung der zuständi-
gen niederländischen Behörden 
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über einen Weitervertrieb nach 
Angola und in den Kongo.
Das EU-Schnellwarnsystem für 
Lebens- und Futtermittel hat sich 
in den genannten Fällen erneut als 
rasches, zuverlässiges und effekti-
ves System zum Informationsaus-
tausch zwischen den EU-Mitglied-
staaten erwiesen.

Betriebskontrollen der 

Spezialeinheit

Die am LGL eingerichtete „Spezi-
aleinheit Lebensmittelsicherheit“ 
unterstützte die zuständigen Vor-
Ort-Behörden bereits ab August 
2006 bei der Aufarbeitung der so-
genannten „Gammelfl eisch-Fälle“ 
durch die Koordination der Probe-
nahme und bei der Bestandsauf-
nahme vorhandener Warenbestän-
de. Von September 2006 bis Jah-
resende führte die Spezialeinheit
dann in Zusammenarbeit mit den 
vor Ort zuständigen Behörden Kon-
trollen bei mehr als 70 Betrieben 
(insbesondere Kühl- und Tiefkühl-
häuser) durch. 
Die Kontrolle von Betrieben ist ein 
wichtiges Instrument in der amtli-
chen Lebensmittelüberwachung 
und leistet einen Beitrag zur Ge-
währleistung der Lebensmittelsi-
cherheit. Mit der Einrichtung der 
Spezialeinheit werden hierbei einige 
weiterführende Ansätze verfolgt:

• Durch die Überprüfung einer 
Serie gleichartiger Betriebsty-
pen in ganz Bayern werden 
bessere Vergleichsmöglichkei-
ten geschaffen und ein einheitli-
ches Vorgehen gesichert; Spezi-
alkenntnisse können erworben 
und umgesetzt werden.

• In den Kontrollteams werden 
unterschiedliche Kompetenzen 
(z. B. Betriebshygiene, techni-
sche Prozessabläufe, Tier-
schutz, Dokumentenkontrolle) 
und Blickwinkel (Vor-Ort-Behör-
de, Zulassungsbehörde, Lan-
desamt) gebündelt.

2. Brennpunktthemen des Jahres 2006

• Die Kontrolltiefe wird zudem 
durch längere Kontrollzeiten 
und durch die Bildung größerer 
Kontrollteams gesteigert. 

So sieht z. B. das für die Kontrolle 
von Kühlhäusern angewendete 
Konzept Kontrollteams von etwa 
acht Personen und eine Kontroll-
dauer von einem Arbeitstag vor. 
Bei den dabei durchgeführten er-
weiterten Routinekontrollen bietet 
die größere Zahl an Kontrolleuren 
die Möglichkeit zur Bildung von 
Untergruppen, die sich mit ausge-
wählten, speziellen Fragestellun-
gen befassen können (z. B. Über-
prüfung der Rückverfolgbarkeit). 
Das Kontrollteam erhält so einen 
intensiven Einblick in einen Be-
trieb. Hinzu kommt die Kompetenz 
aus verschiedenen Bereichen der 
Lebensmittelüberwachung, die 
sich in der Zusammensetzung des 
Teams widerspiegelt. 
Die Teams bestehen in der Regel 
aus Veterinären, Lebensmittelche-
mikern, Lebensmitteltechnologen 
und Lebensmittelüberwachungs-
beamten, die im Bedarfsfall durch 
Juristen, Betriebswirtschaftsprü-

fer, Gewerbeaufsicht, Polizei und 
andere unterstützt werden kön-
nen.
Bei den Kontrollen vor Ort hat sich 
immer wieder gezeigt, dass aus 
den unterschiedlichen fachlichen 
Blickwinkeln neue Aspekte erkannt 
und Diskussionen angeregt wur-
den, welche der Lebensmittelüber-
wachung und auch dem kontrollier-
ten Betrieb hinsichtlich der Opti-
mierung seiner Prozesse im Sinne 
des Verbraucherschutzes dienlich 
sein können. 

Kühlhauskontrollen

Die von der Spezialeinheit seit 
September 2006 durchgeführten 
Betriebskontrollen fokussierten 
sich auf Kühl- und Tiefkühlhäuser 
bzw. Fleisch be- und verarbeitende 
Betriebe mit entsprechenden Kühl-
einrichtungen. Mit zunehmender 
Erfahrung im Bereich dieser Kon-
trollen wurde deutlich, dass die 
allgemeine Vorgehensweise der 
Lebensmittelüberwachung bei 
Betriebskontrollen auf die speziel-
len Bedingungen in Kühlhäusern
abgestimmt werden muss. 

Abb. 2.1c: Ein interdisziplinäres Team kontrolliert Betriebe auf 
etwaige Mängel 
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Die hohen Ansprüche und die spe-
zielle Problematik bei der Überwa-
chung von Kühl- und Tiefkühlhäu-
sern sollen anhand folgender As-
pekte verdeutlicht werden:

• Große Betriebe verfügen über 
10.000 Palettenstellplätze und 
mehr (s. Abb. 2.1d und 2.1e). 

• Eine Kontrolle jeder Palette, 
welche wiederum zahlreiche 
Pakete beinhaltet, ist hier selbst 
mit extremem Personalauf-
wand kaum möglich.

• Hinzu kommen die Arbeitsbe-
dingungen bei bis zu -26 °C, 
welche einen ununterbroche-
nen Aufenthalt über mehrere 
Stunden in den Räumen un-
möglich machen. 

• Außerdem treten bei diesen 
Temperaturen auch technische 
Probleme auf, wie z. B. die ein-
geschränkte Funktionsfähigkeit 
von Kameras für Fotodokumen-
tationen.

Die gängige Praxis der Vermietung 
von Flächen an Subunternehmer 
im Bereich der Kühl- und Tiefkühl-
häuser erschwert die Zuordnung 
von Verantwortlichkeiten. Dies 
trifft insbesondere auch auf Betrie-
be zu, die sich als reine Logistikun-
ternehmen verstehen und den-
noch für den Zeitraum der Zwi-
schenlagerung und des Transpor-
tes die Verantwortung für die 
Lebensmittel tragen. 
Die von der Spezialeinheit seit Sep-
tember 2006 durchgeführten Kühl-
hauskontrollen legten einen beson-
deren Schwerpunkt auf die Aspekte 
Rückverfolgbarkeit, Prüfung auf 
überlagerte/verdorbene Waren, be-
triebliches Eigenkontrollsystem so-
wie Betriebs- und Personalhygiene.

Überprüfung des Rückverfolg-

barkeitssystems

Die Überprüfung dieser Frage führte 
die Spezialeinheit aufgrund der be-
reits geschilderten Problematik an-

hand stichprobenartig ausgewählter, 
eingelagerter Ware durch. Zum ei-
nen wählte sie gezielt Waren im 
Betrieb aus dem Bestand aus und 
glich anschließend deren Herkunft, 
Einlagerungsdauer etc. mit den zu-
gehörigen betriebseigenen Doku-
menten ab. Hierfür wurden vorzugs-
weise Waren herangezogen, die 

sich in schwer zugänglichen Lager-
bereichen befanden. Zum anderen 
erfolgte gleichzeitig ausgehend von 
den im Betrieb vorgefundenen Un-
terlagen (Rechnungen, Lieferschei-
ne etc.) eine Gegenprüfung bzw. 
ein Abgleich mit der dazugehörigen 
Ware im Betrieb („Nämlichkeitsprü-
fung“, s. Abb. 2.1f).

Abb. 2.1d: Blick in eine Kühlhalle (+2 °C) mit Hochregallager 

Abb. 2.1e: Blick in eine Gefrierhalle (-26 °C) mit Hochregallager 
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ten wurde eine visuelle Untersu-
chung von Tiefkühlgut z. B. auf 
Gefrierbrand, Luftzieher, Schim-
melbildung und/oder Flüssigkeits-
ansammlung in der Verpackung 
vorgenommen. Im Bedarfsfall 
entnahmen die Experten Proben 
für weitere Untersuchungen im 
Labor.

Überprüfung des betrieblichen 

Eigenkontrollsystems

Die Überprüfung des betrieblichen 
Eigenkontrollsystems in einem 
Kühl- oder Gefrierhaus ist nicht mit 
der eines Schlachthofes oder eines 
Fleisch verarbeitenden Betriebes 
vergleichbar. Der Schwerpunkt der 
Überprüfung muss hier bei der 
Wareneingangskontrolle liegen. 
Dabei ist zunächst zu überprüfen, 
ob eine Arbeitsanweisung für die 
Wareneingangskontrolle vorhan-
den ist. Zusätzlich muss die Doku-
mentation der Temperaturprüfung 
der angelieferten Ware (stichpro-
benweise) und nach Möglichkeit 
auch deren praktische Durchfüh-
rung kontrolliert werden.
Weitere Aspekte sind:

Diese Prüfungen richteten sich 
insbesondere auf folgende 
Fragen:

• Ist die Rückverfolgbarkeit 
gewährleistet?
(Warenein- und -ausgang, 
Lieferdatum)

• Ist sowohl eine schnelle und 
präzise Identifi zierung der Ware 
als auch eine zweifelsfreie Zu-
ordnung zu den dazugehörigen 
Papieren gegeben?

• Ist hierfür ein geeignetes 
System vorhanden?

• Handelt es sich hierbei um ein 
EDV-basiertes System? 

Prüfung auf überlagerte/ 

verdorbene Waren

Während der einzelnen Stichpro-
ben führte die „Spezialeinheit Le-
bensmittelsicherheit“ zusätzliche 
Überprüfungen von Waren auf 
gegebenenfalls vorhandene irre-
führende Angaben durch, z. B. ob 

eine – gegebenenfalls unberech-
tigte – Verlängerung des Mindest-
haltbarkeitsdatums vorgenommen 
wurde (s. Abb. 2.1g). Gleichzeitig 
fand eine Begutachtung hinsicht-
lich überlagerter oder verdorbener 
Ware statt (stichprobenartige Prü-
fung des Eingangs-/Einfrierdatums 
anhand vorliegender Dokumente 
und stichprobenartige Prüfung 
vorhandener Ware auf abgelaufe-
nes MHD). Bei fraglichen Produk-

Abb. 2.1f: Nämlichkeitsprüfung verschiedener Produkte einer Palette

Abb. 2.1g: 
Überklebtes Etikett
(Verlängerung des MHD)

• Temperaturaufzeichnungen der 
Räume (einschließlich Doku-
mentation)

• Schädlingsbekämpfung
• Dokumentation von Reinigung 

und Desinfektion
• mikrobiologische Kontrollen des 

Reinigungs- und Desinfektions-
erfolges durch den Betrieb

• Personalschulung
• Trinkwasseruntersuchung
• HACCP (Hazard Analysis Critical 

Control Point)-Konzept
• Belege für Zurückweisungen 

von Waren bei festgestellten 
Mängeln während der Ein-
gangskontrolle

• Nachweise über den Verbleib 
bzw. die ordnungsgemäße Ent-
sorgung verdorbener/überlager-
ter Lebensmittel 
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Überprüfung der Betriebs- und 

Personalhygiene

Regelmäßig wurden das Betriebs-
gelände, die Betriebsräume (Ar-
beitsräume, Kühl- und Tiefkühlräu-
me, Verladebereiche, Personalräu-
me, Toiletten/Umkleideräume), die 
Arbeitsabläufe (Entladen, Frosten, 
Ausblocken, Lagern), Sauberkeit 
(Gabelstapler/Hubwagen), Versand 
und gegebenenfalls der Umgang 
mit tierischen Nebenprodukten 
inspiziert. Da in den meisten Be-
trieben dieser Kategorie lediglich 
mit verpackter Ware umgegangen 
wird (s. Abb. 2.1h), ist für das kor-
rekt verpackte Lebensmittel die 
Gefahr einer Kontamination von 
außen gering.
Im Rahmen der durchgeführten 
Kontrollen von Kühl- und Tiefkühl-
häusern konnte sich die „Spezi-
aleinheit Lebensmittelsicherheit“ 
bayernweit einen Überblick über 
zahlreiche Betriebe dieses Typs 
verschaffen. Aufgrund der landes-
weiten Zuständigkeit der Spezial-
einheit gehen die hierbei gesam-
melten Erfahrungen deutlich über 
die bei den Vor-Ort-Behörden vor-
handenen Erfahrungswerte hinaus.
Auf der Basis der gewonnenen 
Erkenntnisse wurde von der Spezi-
aleinheit eine Verfahrensanwei-
sung zur Kontrolle von Kühl- und 
Tiefkühlhäusern erstellt, die in das 
Qualitätsmanagement-System des 
gesundheitlichen Verbraucher-
schutzes eingehen und damit auch 
den Vor-Ort-Behörden zur Verfü-
gung stehen wird.
An dieser Vorgehensweise soll 
sich auch die zukünftige Tätigkeit 
der Spezialeinheit im Hinblick auf 
andere ausgewählte Betriebsarten 
(z. B. Schlachthöfe, Wildverarbei-
tungsbetriebe) orientieren.

Ergebnisse der Betriebs-

kontrollen

Von Mitte September bis Ende des 
Jahres 2006 kontrollierte die „Spe-
zialeinheit Lebensmittelsicherheit“ 
in Folge der sogenannten „Gam-
melfl eischskandale“ insbesondere 
Kühl- und Tiefkühlhäuser bzw. 
Fleisch be- und verarbeitende Be-
triebe mit entsprechenden Kühl-
einrichtungen. Die Überprüfungen 
erfolgten im Auftrag des StMUGV, 
auf eigene Initiative der Spezialein-
heit oder auf Anforderung der 
Staatsanwaltschaft bzw. der zu-
ständigen Vor-Ort-Behörden.
In 13 Fällen wurden dabei gravie-
rende Mängel festgestellt, die in 
fünf Fällen auch zur Einschaltung 
der Staatsanwaltschaft führten. 
Bei den gravierenden Mängeln 
handelte es sich um irreführende 
oder veränderte Kennzeichnung, 
abgelaufene sowie verdorbene 
Ware, Manipulation von Dokumen-
ten, Verdacht auf missbräuchliche 
Verwendung von Genusstauglich-
keitskennzeichen, Mängel in der 
Betriebshygiene. Im Zusammen-
hang mit den Betriebskontrollen 

Abb. 2.1h: Ware in verpacktem Zustand

der Spezialeinheit wurden insge-
samt mehr als 25 Tonnen überla-
gerte bzw. verdorbene Lebensmit-
tel entsorgt.

Abb. 2.1i: In 13 Fällen 
wurden – so wie hier – 
bei den Kontrollen gravieren-
de Mängel festgestellt
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Allgemeines

Infl uenza A-Viren sind weltweit 
verbreitet. Sie verursachen Infekti-
onen und Krankheiten bei Mensch,
Pferd, Hund, Schwein und Vögeln 
sowie bei Meeressäugern (etwa 
bei Delfi nen). Sie kommen vor al-
lem bei Wildvögeln vor und dort 
überwiegend in Wasservögeln. Die 
Viren der  Vögel gelten als Ur-
sprung aller Infl uenza A-Viren und 
somit als bedeutende Zoonose-
erreger ( Zoonose: von Tieren auf 
Menschen übertragbare Krank-
heit).

Aviäre  Infl uenza Viren (AIV) 

bei Enten und Gänsen

Auch bei den domestizierten Was-
servögeln (Enten, Gänse) sind 
schwach pathogene und apathoge-
ne AIV (low pathogenic avian infl u-
enza viruses, LPAI) verbreitet. Wie 
bei vielen anderen Viren kommen 
in der Natur Vertreter (Biotypen) 
verschiedener Virulenz vor (Viru-
lenz: Grad der krank machenden 
Eigenschaften). Die Ausprägung 
der Virulenz ist aber nicht allein 
eine Eigenschaft des Virus bzw. 
eine Charakteristik des Virusge-
noms, sondern immer ein Ergeb-
nis der Virus-Wirt-Interaktion und 
wird somit entscheidend von der 
Widerstandsfähigkeit der Wirtseite 
mit beeinfl usst. Beispielhaft dafür 
ist bei AIV die fehlende Virulenz 
des ansonsten hoch pathogenen 
H5N1 Subtyps bei manchen Enten 
und Gänsen. Das Auftreten hoch 
pathogener (highly pathogenic avi-
an infl uenza, HPAI) AIV ist von Sei-
ten des Erregers gesehen eher ein 
ungünstiges Ereignis, das in erster 
Linie zur Limitierung seiner Weiter-
verbreitung führen kann, wenn die 
meisten betroffenen Wirte ster-
ben, wie z. B. nach Massenster-
ben bestimmter hoch empfängli-

2.2 Aviäre  Infl uenza

cher Wirte (z. B. Schwäne). Wie 
bei AIV geschehen, kann allerdings 
eine Weiterverbreitung wieder 
über Greifvögel und Aasfresser 
(auch Säugetiere) erfolgen und 
somit die Überlebenschance für 
das Virus weiter bestehen. 

Hohe Mutationsrate des Virus 

Das Aufrechterhalten eines breit 
angelegten Viruspools schwach 
virulenter oder avirulenter Sub-
typen ist die Voraussetzung für 
eine langfristige Koexistenz mit 
den Wirtstierspezies, die Weiter-
verbreitung des Virus und sein 
Überleben in der Umwelt. Aus 
diesem großen Viruspool gehen 
allerdings durch die hohe Mutati-
onsrate (RNA-Virus, Antigendrift) 
und die Möglichkeit der Neuanord-
nung ganzer Genomsegmente 
(Reassortment, Antigenshift) im-
mer wieder neue und plötzlich 
hoch virulente (HPAI) AIV Sub-
typen hervor. Für das Hausgefl ügel 
waren das bisher überwiegend H5 
oder H7 Hämagglutinintypen (H).
Mit dem Begriff „Vogelgrippe“ 
verbindet man allgemein die hoch 
pathogenen AIV Subtypen, die in 
der geltenden Gefl ügelpestverord-
nung erfasst werden. Meist wird 
damit aber einschränkend lediglich 
der Subtyp H5N1 bezeichnet, der 
2006 weltweit die großen Epide-
mien bei Wild- und Hausgefl ügel 
ausgelöst hat. Hinzu kommt bei 
H5N1 seine Gefährlichkeit als Zoo-
noseerreger mit häufi g tödlichem 
Ausgang nach Infektionen der tie-
fen Atemwege des Menschen.

Infl uenzageschehen als globale 

Herausforderung

Das Infl uenzageschehen unterliegt 
weltweit einem laufenden Wandel. 
Die permanente Überwachung des 
Auftretens der verschiedenen AIV 

Subtypen in den verschiedenen 
Regionen und Staaten ist deshalb 
sehr wichtig. Nur dadurch kann 
das Funktionieren eines Frühwarn-
systems durch die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO), das Inter-
nationale Tierseuchenamt (OIE), 
die EU und nationale Behörden 
gewährleistet werden. Aber auch 
breit angelegte und permanente 
Überwachungsaktivitäten können 
Erstausbrüche und lokale Epidemi-
en bei Wildvögeln durch neu ent-
standene AIV Subtypen nicht ver-
hindern. Sie können jedoch die 
schnelle Identifi zierung des Sub-
typs garantieren, eine Risikoein-
schätzung insbesondere der Wei-
terverbreitungsgefahr leisten und 
eine wirksame Bekämpfung und 
schnelle Eindämmung eines 
Erstausbruches bewirken. 

Untersuchungen am LGL

Die veterinärmedizinische Diagnos-
tik zum Nachweis von AIV beruht 
auf einem Zweistufenverfahren, 
wobei im ersten Schritt mit einer 
robusten Real Time-Polymerase-
Kettenreaktion (RT-PCR) übergrei-
fend ein konservierter Genom-
abschnitt aller Infl uenza A-Virus-
subtypen erfasst wird und dann im 
positiven Fall als zweiter Schritt die 
molekulare Subtypisierung nach 
H5, H7 und N1 erfolgt. Alle positi-
ven Ergebnisse müssen vom Nati-
onalen Referenzlabor bestätigt 
werden und sind erst dann amtlich 
gültig. Die Ergebnisse von For-
schungsprojekten des Bayerischen 
Staatsministeriums für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz 
ermöglichen seit 2006 auch die 
molekulare Charakterisierung an-
derer AIV-Subtypen direkt am LGL. 
So wurde unter anderem der Sub-
typ H11N1 bei der Untersuchung 
von erkrankten Hausenten in Nord-
bayern diagnostiziert. Wie ein-
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gangs erwähnt, zeigen dieser und 
frühere Befunde das Vorkommen 
von schwach pathogenen AIV 
auch bei Haus-Wassergefl ügel. Sie 
sind durch verstärkte Überwa-
chung oder im Zusammenhang mit 
Erkrankungen durch andere schä-
digende Umstände wie multi-fak-
torielle Erkrankungen zu entde-
cken. Die Aktivitäten aufgrund des 
Auftretens des Subtyps H5N1 ha-
ben die AIV Überwachungsunter-
suchungen erheblich ausgeweitet 
und diagnostisch verbessert.

Ergebnisse und Schluss-

folgerungen

Bereits Ende 2005, als die Ausbrei-
tung des Subtyps H5N1 von Asien 
nach Westen immer weiter fort-
schritt, wurde am LGL eine AIV 
Überwachung während der Jagd-
saison durchgeführt (s. Tab. 2.2a). 
Mitte Februar 2006 wurden nach 
dem Wildvogelmassensterben auf 
der Insel Rügen auch in Bayern 
vermehrt verendete Wildvögel 
aufgefunden und zur Sektion an 
das LGL gebracht. Unvermittelt 
wurde dann am 16. Februar 2006 
erstmals der AIV Subtyp H5N1 
diagnostisch eindeutig nachgewie-
sen. In den folgenden Monaten 
wurde der AIV Subtyp H5N1 insge-
samt 74-mal aus Wildvögeln in 
unterschiedlichen Regionen im 
gesamten Freistaat nachgewiesen 
mit einer gewissen Häufung in 
wasserreichen Regionen, keines-
falls aber auf diese beschränkt 
(s. Abb. 2.2a). 
Für eine genauere Genotypcharak-
terisierung der in Westeuropa iso-
lierten H5N1 Viren ist die Bestim-
mung der gesamten Nukleinsäure-
sequenz kompletter Virusgene 
erforderlich. Die Nukleinsäurese-
quenzanalyse, unter anderem des 
Hämagglutinin-Gens, ist ein auf-
wendiges und länger dauerndes 
Verfahren. Jedoch kann erst bei 
Vorliegen der Sequenzen ein Ver-
gleich mit den in den internationa-

2005/2006 Untersuchte Proben:    1831 5 % positiv

Ab Sept. 2006 Untersuchte Proben:      671 4 % positiv

(Stand: 14.12.2006)

Tab. 2.2a: Untersuchungsergebnisse: Molekularer Nachweis von 
AIV-Genom – Jagdmonitoring 2005/2006 

Abb. 2.2a: Verteilung der H5N1-Nachweise (n=74) in Bayern 2006 
mit selektierten Isolaten für die Hämagglutinin (H)- und 
Neuraminidase (N)-Sequenzierung.

len Genbanken vorhandenen Se-
quenzdaten konkrete Erkenntnisse 
über AIV Subtypveränderungen 
und epidemiologische Zusammen-
hänge liefern.
Die Zufallsverteilung der H5N1 
positiven Fälle wurde berücksich-
tigt, indem – nach Fundorten se-
lektiert – 21 H5N1 Virusisolate (s. 
Abb. 2.2a) molekularbiologisch 
nach dem Hämagglutinin- und dem 
Neuraminidase-Gen subtypisiert 
und über die gesamte Nuklein-
säuresequenz fein charakterisiert 
wurden.

Dabei wurden zwei unterschied-
liche H5N1-Virustypen, Genotyp 1 
und Genotyp 2, nachgewiesen. 
Genotyp 1 kam in nahezu allen 
untersuchten Landkreisen und bei 
allen einbezogenen Wirtstierarten 
(Schwäne, verschiedene Enten-
arten, Gänsesäger, Hauben-
taucher, Bussard, Falke, Uhu) vor. 
Genotyp 2 wurde bisher nur in 
Ostbayern und zwar bei einem 
Schwan, einem Haubentaucher 
und einem Mäusebussard nach-
gewiesen.

Anzahl der in die Studie einbe zogenen H5N1-Isolate: 
* eins, • zwei, drei, vier, sechs
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Ein phylogenetischer Stammbaum, 
der anhand der Hämagglutininse-
quenzen erzeugt wurde (s. Abb. 
2.2b), zeigte deutlich die Verschie-
denheit und überlappungsfreie 
Abgrenzung der beiden Genoty-
pen. Die Virusisolate des Genotyps 
1 waren dabei Isolaten aus Russ-
land und der Mongolei am ähn-
lichsten, während Genotyp 2 am 
engsten mit Viren aus der Tsche-
chischen Republik, der Türkei, 
Ägypten und Nigeria verwandt 
war. Diese Verwandschaftsbezie-
hungen spiegeln wichtige Vogel-
zugrouten (Ost-West und Nord-
Süd) wider und stützen damit die 
Auffassung, dass Zugvögeln bei 
der Verbreitung von H5N1 eine 
große Bedeutung zukommt. Sie 

weisen zudem darauf hin, dass der 
Ausbruch an aviärer Infl uenza bei 
Wildvögeln in Bayern die Folge 
von mehreren voneinander ge-
trennten Einschleppungen war.

Jagdmonitoring 2006

Nachdem im Sommer 2006 am 
LGL keine weiteren Nachweise 
von H5N1 mehr geführt wurden 
(letzter Nachweis am 12. Mai 
2006), wurde mit Beginn der Jagd-
saison die Beprobung erlegter 
Wildvögel (überwiegend Enten) 
wieder intensiviert. Die letzten 
Ergebnisse aus dem Jagdmonito-
ring 2006 sind vergleichend zu 
2005 in der Tabelle 2.2a darge-
stellt. Die gejagten Tiere waren zu 

über 90 % Wildenten, was zeigt, 
dass AIV in der Wildentenpopulati-
on – ohne klinische Symptomatik 
hervorzurufen – verbreitet sind. 
Unter den 2006 bisher als AIV po-
sitiv diagnostizierten Proben waren 
immerhin schon acht Genompro-
ben mit dem H5 Hämagglutinin-
Subtyp, jedoch nicht mit dem N1 
Neuraminidase-Gen. Somit ist ein 
Nachweis von H5N1 seit Mai 2006 
in Bayern nicht mehr geführt wor-
den.
Zu bedenken ist jedoch, dass ne-
ben der Möglichkeit der erneuten 
Einschleppung auch durch Neuan-
ordnung der RNA-Segmente des 
Infl uenza A Virusgenoms (Reas-
sortment) jederzeit wieder ein 
H5N1 Subtyp entstehen kann.

Abb. 2.2b: Darstellung der genetischen Verwandtschaft des Hämagglutinin-Gens der in Bayern identifi -
zierten Genotypen 1 und 2 mit anderen H5N1-Virusisolaten
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Abb. 2.2e: Entnahme einer Probe mittels eines sterilen Tupfers aus 
der Kloake des Vogels.

Abb. 2.2c: Der tote Vogel wird zur Entnahme einer Tupferprobe aus 
der Luftröhre vorbereitet. Hierzu wird die Luftröhre im Bereich des 
Halses mit einer Schere eröffnet.

Abb. 2.2d: Anschließend wird eine Schleimhautprobe aus der 
Luftröhre mithilfe eines sterilen Tupfers entnommen.

Ausblick

Die molekulare Subtypisierung 
der AIV positiven Proben wird 
am LGL im Rahmen von EU- und 
nationalen Überwachungspro-
grammen weiter fortgeführt. 
Darüber hinaus werden Verbes-
serungen der RT-PCR zur rasche-
ren Subtypisierung aller 16 Häm-
agglutinin-Subtypen in zusam-
menfassenden PCR-Protokollen 
(Multiplex PCR) experimentell 
erprobt. Für den Massendurch-
satz wird die Nukleinsäure-Ex-
traktion automatisiert und auf 96-
Lochplattenformat mithilfe eines 
Pipettierroboters direkt der RT-
PCR zugeführt. 
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In Deutschland und anderen Län-
dern der Europäischen Union sind 
2006 in Reisproben aus dem Han-
del erstmals Spuren der gentech-
nisch veränderten Reislinie LL 601 
nachgewiesen worden. Diese 
Reislinie ist in Europa nicht zuge-
lassen und somit rechtlich gese-
hen nicht verkehrsfähig. Fast zeit-
gleich wurde in Reisnudeln aus 
dem asiatischen Raum gentech-
nisch veränderter Reis der Linie Bt
63 entdeckt, der ebenfalls in Euro-
pa nicht zugelassen ist.

Gentechnisch veränderter Reis

In der Forschung und bei der Ent-
wicklung neuer Pfl anzenlinien spie-
len gentechnische Methoden eine 
zunehmende Rolle. Weltweit wur-
den jedoch bis heute nur wenige 
gentechnisch veränderte Reislinien 
in den USA, Kanada und Japan zu-
gelassen. Freisetzungsversuche 
werden im Rahmen der Entwick-
lung solcher Pfl anzen in verschiede-
nen Ländern durchgeführt. 
Gentechnisch veränderter Reis mit 
der Bezeichnung LL 601 (Herstel-
lerbezeichnung) wurde in den 
1990er Jahren in den USA ent-
wickelt und verfügt über eine neu 
eingeführte Resistenz gegen Herbi-
zide mit dem Wirkstoff Glufosinat. 
Nach verschiedenen Freisetzungs-
versuchen in den Jahren 1998 bis 
2001 in mehreren Staaten der USA 
wurde im Jahr 2001 die Weiterent-
wicklung von LL 601 Reis einge-
stellt. Zur kommerziellen Nutzung 
ist in den USA seit 1999 die ähnli-
che Reislinie LL 62 für den Anbau 
und als Lebensmittel zugelassen. 
Für Reis LL 62 wurde auch in der 
EU ein Zulassungsantrag gestellt, 
bisher aber keine Zulassung erteilt. 
In französischen Reisimporten aus 
den USA wurden im Oktober 2006 

2.3 Nicht zugelassener gentechnisch veränderter Reis
in Europa

Verunreinigungen mit gentechnisch 
verändertem Reis der Linie LL 62 
festgestellt.
In China sind mehrere insektenre-
sistente Reislinien, wie auch die 
Linie Bt 63, entwickelt und in Frei-
landversuchen getestet, aber bis-
her nicht zugelassen worden. 

Eintrag von nicht zugelassenem 

Reis in konventionelle Ware

Zu den genauen Umständen des 
Eintrags von nicht zugelassenem 
Reis in konventionelle Ware gibt es 
bisher keine abschließenden Er-
kenntnisse. Im Falle von LL 601 
untersucht das Landwirtschaftsmi-
nisterium der USA (USDA) gegen-
wärtig, ob es bei den Freilandversu-
chen zwischen 1998-2001 zu Ein-
kreuzungen von LL 601 Reis mit 
derjenigen Reislinie gekommen ist, 
die als Stammsaatgut für Saatgut-
züchter der weitverbreiteten Sorte 
„Cheniere“ verwendet wird. Die 
gleichzeitige Produktion von Saatgut 
und die räumliche Nachbarschaft zu 
den LL 601 Freisetzungsfl ächen an 
der Louisiana State University leg-
ten diesen Untersuchungsansatz 
nahe. Das USDA berichtete zudem 
im November 2006, dass bei Unter-
suchungen von „Cheniere“ Reis-
proben aus 2003 auch Spuren der in 
den USA zugelassenen Reislinie LL
62 nachgewiesen wurden.
Bt 63 Reis wird in China auf Ver-
suchsfl ächen angebaut und man 
geht gegenwärtig davon aus, dass 
es zu Vermischungen von konventi-
onellem und gentechnisch verän-
dertem Reis bei der Ernte gekom-
men ist. 

Rechtliche Beurteilung

Bei den Reislinien LL 601, LL 62 
und Bt 63 handelt es sich um in 

der Europäischen Union nicht zu-
gelassene gentechnisch veränder-
te Lebensmittel. Gemäß Artikel 4 
Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 dürfen zur Verwendung 
als Lebensmittel bestimmte gen-
technisch veränderte Organismen 
(GVO) sowie Lebensmittel, die 
GVO enthalten, aus solchen beste-
hen oder aus GVO hergestellt wer-
den, nicht ohne eine entsprechen-
de Zulassung in Verkehr gebracht 
werden. Ohne Belang ist dabei, ob 
von dem Lebensmittel eine Ge-
sundheitsgefahr ausgeht. Bereits 
aufgrund der fehlenden Zulassung 
sind derartige Lebensmittel als 
nicht sicher im Sinne von Artikel 
14 Absatz 1 Verordnung (EG) Nr. 
178/2002 einzustufen. Die Lebens-
mittelunternehmer sind gemäß 
Artikel 19 Verordnung (EG) Nr. 
178/2002 zur Rücknahme bzw. 
zum Rückruf der nicht zugelasse-
nen Lebensmittel verpfl ichtet. 

Kontaminierte Reisimporte 

aus den Vereinigten Staaten 

mit der nicht zugelassenen 

Reislinie LL 601

Am 18. August 2006 wurde die 
EU-Kommission von den US-Be-
hörden darüber informiert, dass 
auf dem US-amerikanischen Markt 
genommene Proben Langkornreis 
der Ernte 2005 aus kommerziellem 
Anbau mit der nicht zugelassenen 
gentechnisch veränderten Reislinie 
LL 601 kontaminiert sind. Dies 
geschah drei Wochen, nachdem 
das verantwortliche Unternehmen 
die US-Behörden offi ziell unterrich-
tet hatte. Zu diesem Zeitpunkt war 
noch nicht bekannt, inwieweit Aus-
fuhren in die Europäische Gemein-
schaft von der Kontamination be-
troffen sein könnten. 



37LGL Jahresbericht 2006

Dringlichkeitsmaßnahmen der 

Europäischen Kommission

Die Kommission erließ am 23. Au-
gust 2006 die Entscheidung 
2006/578/EG über Dringlichkeits-
maßnahmen hinsichtlich des nicht 
zugelassenen gentechnisch verän-
derten Organismus „LL Reis 601“ 
in Reiserzeugnissen, um das Inver-
kehrbringen von kontaminiertem 
Reis in die Europäische Gemein-
schaft zu verhindern. Einfuhren von 
US-Reis wurden von da an nur 
noch erlaubt, wenn durch ein Zerti-
fi kat belegt werden konnte, dass 
die betreffende Reis-Charge keine 
Spuren der gentechnisch veränder-
ten Reislinie LL 601 enthält. Über 
positive Befunde sollten die EU-
Kommission und die Mitgliedstaa-
ten unter Nutzung des Schnell-
warnsystems informiert werden. 
In Deutschland wurde auf dieser 
Basis die nationale Verordnung 
über Beschränkungen für das In-
verkehrbringen bestimmter Erzeug-
nisse aus Reis vom 29. August 
2006 erlassen. Zusätzlich wurden 
die Mitgliedstaaten aufgefordert, 
andere Lebensmittelerzeugnisse, 
die nicht unter die Maßnahmen 
dieser Entscheidung fallen, dahin-
gehend zu überwachen, ob diese 
Erzeugnisse durch LL Reis 601 
kontaminiert worden sind. 
Diese vorläufi ge Entscheidung der 
Kommission 2006/578/EG hinsicht-

lich des nicht zugelassenen gen-
technisch veränderten Organismus 
„LL Reis 601“ in Reiserzeugnissen 
wurde inhaltlich gleichlautend 
durch die neue Entscheidung 
2006/601/EG vom 5. September 
2006 abgelöst. Diese legte fest, 
dass die Maßnahmen dieser Ent-
scheidung binnen sechs Monaten 
überprüft werden sollten, um zu 
beurteilen, ob sie noch erforderlich 
sind.

Einheitliche Standards für 

Probenahme und Nachweis-

verfahren

Bei Stichprobenkontrollen in Euro-
pa ergab sich, dass in Erzeugnis-
sen, denen ein negativer Analyse-
bericht aus den USA beilag, den-
noch gentechnisch veränderter 
Reis der Linie LL 601 nachgewie-
sen werden konnte. Dieser Um-
stand beruhte auf der Verwendung 
unterschiedlicher Methoden der 
Probenahme in den USA und in 
der EU sowie dem daraus resultie-
renden Unterschied in der Nach-
weisempfi ndlichkeit des Analyse-
verfahrens.
Anfang Oktober hatte die Kommis-
sion eine Verschärfung der Kontrol-
len beschlossen, die Umsetzung 
dieses Beschlusses aber 15 Tage 
ausgesetzt. In dieser Zeit sollte 
sich der EU-Verbraucherschutz-
kommissar mit den zuständigen 

US-Behörden auf einheitliche Stan-
dards für Probenahme und Nach-
weisverfahren einigen. Nach dem 
Scheitern der Verhandlungen wur-
den in den USA ausgestellte Zerti-
fi kate in der EU nicht mehr aner-
kannt. Mit der Entscheidung der 
Kommission 2006/754/EG vom 
6. November 2006 wurde die 
Änderung der Entscheidung 
2006/601/EG beschlossen. Es be-
steht nunmehr die Pfl icht der Mit-
gliedstaaten, an der Eingangszoll-
stelle in die Europäische Gemein-
schaft („point of entry“) eine amtli-
che Probenahme und Analyse 
durchzuführen und ein festgeleg-
tes Protokoll für das Probenahme- 
und Analyseverfahren bei amtli-
chen Kontrollen zu verwenden. 

Kontrollen

Die EU führt pro Monat etwa 
20.000 Tonnen Langkornreis aus 
den USA ein. Spuren von LL 601 
Reis wurden bereits bei Kontrollen 
in vielen Mitgliedstaaten gefun-
den. Unternehmen des Verbandes 
der europäischen Reismühlen ha-
ben nach Angaben der EU-Kom-
mission 162 Proben aus Reisim-
porten untersucht. In 33 konnte LL
601 Reis nachgewiesen werden. 

Nachweis von gentechnisch ver-

ändertem Reis

Für den Nachweis von LL 601 Reis
und der sich im Zulassungsverfah-
ren befi ndliche Reislinie LL 62 sind 
vom Gemeinschaftsreferenzlabor
(CRL) der EU (s. Abb. 2.3a) validier-
te Nachweismethoden verfügbar. 
Für den Nachweis der aus China 
stammenden Reislinie Bt 63 wur-
de eine Methode kürzlich in einer 
Fachzeitschrift veröffentlicht. 
Die für die Analytik notwendigen, 
aber bis auf LL 62 kommerziell 
nicht erhältlichen Referenzmateria-
lien konnten für das LGL schnellst-
möglich über das CRL und das 
Europäische Netzwerk für GVO 

Abb. 2.3a: Internetseite des Gemeinschaftsreferenzlabors (CRL), 
http://gmo-crl.jrc.it

Abb. 2.3b: Internetseite des Europäischen Netzwerks für GVO 
Laboratorien (ENGL), http://engl.jrc.it 
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Laboratorien (ENGL) (s. Abb. 2.3b) 
beschafft werden. Das LGL stellt 
mit Dr. Sven Pecoraro einen von 
fünf Delegierten Deutschlands im 
ENGL und verfügt in Bayern zudem 
als einziges Labor über das benö-
tigte LL 601 Referenzmaterial.
Die Analyseverfahren, die mit mo-
lekularbiologischen Methoden gen-
technisch veränderte Erbinformati-
on aus Pfl anzen nachweisen kön-
nen, sind von hoher Sensitivität. In 
Bayern waren sämtliche festge-
stellten Gehalte an LL 601 Reis in 
Langkornreis aus den USA im Spu-
renbereich.

Ergebnisse der amtlichen Unter-

suchungen

Im Berichtsjahr 2006 wurden am 
LGL insgesamt 273 Reisproben 
auf gentechnische Veränderungen 
untersucht. In 83 Proben, die vor 
der Entscheidung der Kommission 
über Dringlichkeitsmaßnahmen 

untersucht wurden, konnten keine 
gentechnischen Veränderungen 
festgestellt werden. Die damaligen 
Untersuchungen bezogen sich vor 
allem auf Ware aus dem asiati-
schen Bereich. Dabei wurden Pro-
ben sowohl aus Supermärkten und 
„Asia-Shops“ als auch aus Restau-
rants angefordert. Langkornreis 
aus USA wurde im Rahmen dieses 
ersten Schwerpunktprogramms 
nicht untersucht. 

Nationales Überwachungs-

programm – Gentechnisch ver-

änderter Reis LL 601

Vom Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit 
(BVL) wurde ein nationales „Über-
wachungsprogramm LL 601“ initi-
iert. Ziel des Programms war fest-
zustellen, ob und in welchem Um-
fang LL Reis 601 oder Produkte 
daraus nach Deutschland verbracht 
worden sind. 

Im Rahmen dieses Überwachungs-
programms wurden bisher am LGL 
190 Proben untersucht. Bei den 
meisten Proben handelte es sich 
um Langkornreis aus den USA 
bzw. Langkornreis, dessen Her-
kunftsland nicht eindeutig geklärt 
war. Zwölf Proben Langkornreis 
stammten aus Italien oder Thai-
land. Die Proben wurden bevorzugt 
aus einer ansässigen Reismühle 
sowie aus verschiedenen Groß-
märkten entnommen, um eine 
weitgehend repräsentative Probe-
nahme zu gewährleisten. Insge-
samt wurden in fünf Proben Lang-
kornreis aus den USA geringe Spu-
ren, das heißt kleiner als 0,05 %, 
von Reis LL 601 nachgewiesen. Es 
handelte sich um zwei Proben aus 
dem Einzelhandel, eine Probe aus 
der Gemeinschaftsverpfl egung, 
eine Probe aus dem Großmarkt 
und eine Probe aus einem Weiter-
verarbeitungsbetrieb. Darüber hin-
aus wurden eine Vielzahl von diver-

Trend

Alle Reissorten enthalten Mine-
ralstoffe und Spurenelemente 
wie Kalium, Magnesium, Phos-
phor, Fluoride, Zink und Eisen 
sowie nennenswerte Mengen an 
den Vitaminen B1, B2, Niacin 
und Vitamin E. Der größte Teil 
wertgebender Inhaltsstoffe 
steckt in der das Reiskorn umge-
benden Frucht- und Samenscha-
le und im Keimling. Während 
diese im Naturreis erhalten blei-
ben, schleifen Reismühlen diese 
Bestandteile ab, um weißen Reis
zu gewinnen. Deshalb ist weißer 
Reis generell nährstoffärmer. 
Eine Ausnahme bildet „par-
boiled“ Reis. Dieses spezielle, in 
den USA entwickelte Verfahren, 
entzieht der Frucht- und Samen-
schale sowie dem Keimling, be-
vor sie entfernt werden, Vitami-
ne und Mineralien und presst 

diese dem Reiskorn unter ho-
hem Druck ein. 
In Entwicklungsländern kann der 
ausschließliche Verzehr von wei-
ßem Reis zu Mangelerkrankun-
gen führen. Um diesen zu be-
gegnen, setzen Wissenschaftler 
auch auf die Gentechnologie. Sie 
versuchen, der Reispfl anze nicht 
nur Gene für die Produktion von 
Betacarotin, der Vorstufe von 
Vitamin A (Provitamin A), zu 
übertragen, sondern zusätzlich 
auch ihren Eisengehalt zu erhö-
hen. Dies ist beispielsweise in 
dem von Forschern aus Deutsch-
land und der Schweiz entwickel-
ten Goldenen Reis verwirklicht. 
Außerdem soll die Reispfl anze 
möglichst resistent gegen Herbi-
zide, Schädlinge, Salz, Dürre 
oder Kälte werden. 
In Japan wird an der Entwicklung 
hypoallergener Reislinien gear-

beitet, bei dem die Bildung eines 
Allergie auslösenden Proteins 
gentechnisch unterdrückt wird. 
Bei anderen gentechnisch verän-
derten Reislinien wurde die Stär-
kezusammensetzung oder der 
Proteingehalt geändert, was für 
Sake-Brauereien von Nutzen sein 
könnte.
Weiterhin wurden in den USA 
gentechnisch veränderte Reis-
pfl anzen entwickelt, die in den 
Körnern Lysozym und Lactoferrin 
produzieren. Diese Substanzen 
sind normalerweise in der Mut-
termilch vorhanden und schüt-
zen Kleinkinder vor Infektions-
krankheiten.
Das Verfahren, bei dem gentech-
nisch veränderte Pfl anzen als Pro-
duktionssystem für Arzneimittel-
wirkstoffe genutzt werden, nennt 
man „Molecular Pharming“. 
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• Verwendungsbeschränkungen 
zur Vermeidung der Nitrosamin-
bildung (z. B. in nitritfreien Be-
hältern aufbewahren).

Bisherige Situation – 

Trendwende 2006? 

Das LGL ist eine der wenigen amt-
lichen Überwachungsbehörden, 
die bereits seit Einführung der 
oben genannten Regelungen, das 
heißt seit 15 Jahren, kosmetische 
Mittel hinsichtlich ihrer Nitrosamin-
gehalte überprüfen. Die Auswer-
tung der über die Jahre ermittelten 
NDELA-Gehalte verschiedener 
Arten von Kosmetikprodukten 
(Hautreinigungs-, Hautpfl egemittel, 
dekorative Kosmetika, Haarkosme-
tika) zeigt, dass durchschnittlich in 
75 % der Produkte die NDELA-
Konzentration unter der Nachweis-
grenze von 10 μg/kg liegt, während 
ein Viertel der Produkte mehr oder 
minder stark mit NDELA belastet 
ist (vereinzelte Spitzenwerte bis 
4000 μg/kg). Eine detaillierte Aus-
wertung der Daten der Jahre 2001-
2005 ist in Abbildung 2.4a darge-
stellt.
Daraus geht hervor, dass sich die 
niedrigste NDELA-Belastungsquote 

sen Reissorten (30) wie Basmati- 
und Duftreis, Rundkornreis (9), 
Babynahrung mit Reis (17) sowie 
Nahrungsergänzungsmittel (3) und 
Reisstärke (2) untersucht, jedoch 
ohne positiven Befund. 
Die Ergebnisse der Überwa-
chungstätigkeiten der Bundeslän-
der werden für alle Beteiligten ein-
sehbar vom BVL auf einer Informa-
tionsplattform zusammengeführt.

Ergebnisse der Untersuchungen 

von Reisnudeln auf die gentech-

nisch veränderte Reislinie Bt 63 

Ingesamt wurden 39 Proben asiati-
scher Reisnudeln aus dem Groß- 
und Einzelhandel sowie aus Gast-
stätten untersucht. Bei drei Pro-
ben, zwei aus dem Einzelhandel 
und einer aus einer Gaststätte, 
wurden geringe Spuren von Reis
Bt 63 nachgewiesen. Zusätzlich 
wurden auch Proben von Lang-

kornreis (18), Rundkornreis (4) und 
Babynahrung (7) auf die gentech-
nisch veränderte Reislinie Bt 63 
untersucht. Die Untersuchungen 
ergaben keinen positiven Befund.

Am LGL wird seit 2005 ein vom 
StMUGV gefördertes Forschungs-
projekt zur Entwicklung von Nach-
weismethoden für in der EU 
nicht zugelassenen gentechnisch 
veränderten Reis durchgeführt. 

Zur Stoffgruppe der Nitrosamine
gehören Substanzen wie das N-
Nitrosodiethanolamin (NDELA) oder 
das N-Nitrosodimethylamin 
(NDMA), deren Einwirkung auf den 
Menschen nach dem gegenwärti-
gen Stand der Erkenntnis eine ein-
deutige Krebsgefährdung bewirkt. 
Wie bei allen kanzerogenen Stoffen 
kann keine als ungefährlich zu be-
zeichnende Aufnahmemenge fest-
gelegt werden, sondern es gilt das 
sogenannte Minimierungs gebot:
Die Nitrosamingehalte in Produkten 
sollen soweit reduziert werden, wie 
dies technisch er reichbar ist. Der 
menschliche Organismus kann auf 
verschiedenen Wegen diesen Stof-
fen ausgesetzt sein:

Nitrosamine in Kosmetika

Kosmetische Mittel können aus 
zwei Gründen mit Nitrosaminen – 
insbesondere mit NDELA – 
belastet sein: 

• Verwendung von Rohstoffen 
(Fettsäurealkanolamide, Alkanola-
mine z. B. Triethanolamin), die 
herstellungsbedingt in unter-
schiedlichem Maße mit Nitro-
saminen verunreinigt sein können;

2.4 Nitrosamine – ein Problem in Kosmetika, Lebensmitteln 
und Bedarfsgegenständen?

• Bildung im Kosmetikprodukt 
während Herstellung und Lage-
rung durch Reaktion zwischen 
Inhaltsstoffen.

Wegen der kanzerogenen Wirkung 
von NDELA und der Gefahr einer 
nennenswerten Aufnahme über 
die Haut infolge hoher perkutaner 
Resorptionsraten wurden im EU-
weit gültigen Kosmetikrecht be-
reits Anfang der 1990er Jahre ver-
schiedene Vorgaben getroffen, um 
die Nitrosaminbelastung durch 
Kosmetika zu minimieren: 

• Verbot des Vorhandenseins von 
Nitrosaminen bis auf technisch 
unvermeidbare Reste;

• Verbot der Verwendung von 
Rohstoffen aus der Stoffklasse 
der sekundären Alkyl- und Alka-
nolamine sowie ihrer Salze, die 
wegen ihrer leichten Nitrosier-
barkeit zu starker Nitrosaminbil-
dung führen;

• Reinheitsanforderungen für re-
levante Kosmetikrohstoffe be-
züglich Höchstgehalten an Nitros-
aminen und sekundären Aminen;

• Höchstmengen für bestimmte 
relevante Rohstoffe (z. B. Tri-
ethanolamin) in Kosmetika;
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(5 %) in der Produktgruppe Haut-
pfl egemittel ergab. In der Gruppe 
Haarkosmetika (Shampoos, Haar-
gele) betrug die Quote NDELA-
belasteter Proben 11 %, im Bereich 
der Hautreinigungsprodukte (vor 
allem Duschbäder, Handreinigungs-
mittel) war mehr als ein Viertel der 
Proben (27 %) mit NDELA belastet. 
Die höchste Rate an NDELA-Belas-
tungen (37 %) trat bei Wimperntu-
sche und Eyeliner-Produkten auf, die 
das Hauptkontingent in der Untersu-
chungssparte dekorative Kosmetik
ausmachten. Wie Tabelle 2.4a zeigt, 
traten in allen vier Produktkategorien 
einzelne Erzeugnisse mit sehr ho-
hen Gehalten (800 bis 4.100 μg/kg) 
auf; die Medianwerte bewegten 
sich im Bereich von 42 μg NDELA/
kg (Dekorative Kosmetik) bis 149 μg 
NDELA/kg (Haarkosmetik).
Durch die fortgesetzten Kontrollen 
wurden die Hersteller verstärkt auf 
die anhaltende Problematik hinge-
wiesen. Falls erhöhte Gehalte fest-
gestellt wurden, erhielten sie eine 
Aufforderung, die Ursachen für die 
NDELA-Bildung zu ermitteln und 
durch Einleitung geeigneter Maß-
nahmen (z. B. Änderung der For-
mulierung, Zusatz von geeigneten 
Inhibitoren) den NDELA-Gehalt auf 
das technisch unvermeidbare Maß 
(<10 μg/kg) zu reduzieren, um so 
die Belastung des Verbrauchers 
mit kanzerogenen Nitrosaminen 
bei der Anwendung von Kosmetika 
zu minimieren. 

Schwerpunktserie von NDELA-

Bestimmungen in kosmetischen 

Mitteln

Im Jahr 2006 erfolgte am LGL er-
neut eine große Schwerpunktserie 
von NDELA-Bestimmungen in kos-
metischen Mitteln (104 Proben). 
Die Ergebnisse dieser Schwer-
punktuntersuchung deuten auf 
eine mögliche positive Trendwen-
de bezüglich der Nitrosaminbelas-
tung in Kosmetika hin:
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Abb. 2.4b: Veränderung der prozentualen NDELA-Belastungsquote 
im Jahr 2006 im Vergleich zu den Vorjahren 

Tab. 2.4a: Medianwerte und Maximalgehalte an NDELA in Kosmetika 
(Auswertung von 409 Proben der Jahre 2001-2005)

Produktkategorie Medianwert 

NDELA-

Gehalt

Maximaler

NDELA-

Gehalt

 μg/kg μg/kg Probenart Herkunft

Hautreinigung 46 801 Rosenseife unbekannt
Hautpfl ege 90 4.128 Aloe Haut-

pfl egegel
Südafrika

Dekorative
Kosmetik

42 1.002 Eyeliner EU

Haarkosmetik 149 1.289 Haargel Türkei

Produktkategorie Medianwert 

NDELA-

Gehalt

Maximaler

NDELA-

Gehalt

Probenart Herkunft

 μg/kg μg/kg

140

120

100

80

60

40

20

0
Haut-

reinigung
Haut-
pflege

Dek.
Kosmetik

Haar-
kosmetik

Probenzahl mit 
NDELA>10 μg/kg

Gesamtprobenzahl

Abb. 2.4a: NDELA-Belastung verschiedener Kosmetikprodukt-
gruppen (Ergebnisse der Jahre 2001-2005) 
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In 87 % der Produkte (bisher circa 
75 %) konnte keine Belastung mit 
NDELA nachgewiesen werden. 
Wie Abbildung 2.4b zeigt, ging der 
Probenanteil mit NDELA-Gehalten 
über 10 μg/kg in den drei Produkt-
gruppen dekorative Kosmetika 
(Mascara, Eyeliner), Hautreinigung 
(Duschbäder, Handwaschpasten) 
und Haarkosmetik (Shampoos) 
deutlich zurück.
Lediglich in der Produktkategorie 
Hautpfl ege ergab sich ein Anstieg 
von 5 auf 9 %. Ursache hierfür war 
die Vorlage von drei illegal einge-
führten Hautcremeprodukten ver-
mutlich chinesischer Herkunft mit 
NDELA-Gehalten bis 380 μg/kg. Die 
höchsten gemessenen Gehalte 
ergaben sich 2006 im Bereich 
Hautreinigung bei einem Handreini-
ger und einem Duftschaumbad mit 
NDELA-Konzentrationen von 460 
bzw. 1.120 μg/kg. 
Erfreulicherweise hat in der Pro-
duktgruppe Mascara/Eyeliner, die in 
den vergangenen Jahren am häu-
fi gsten mit NDELA belastet war, 
die Anzahl der Produkte mit nach-
weisbarer NDELA-Menge abge-
nommen; der höchste fest gestellte
Wert war mit 39 μg/kg bei Weitem 
niedriger als in den Vorjahren. 
Ob sich aus der erkennbaren Ten-
denz ein echter positiver Trend zu 
einer verminderten Belastung von 
Kosmetika mit Nitrosaminen entwi-
ckelt, wird seitens des LGL durch 
fortgesetzte Kontrollen in den kom-
menden Jahren weiter verfolgt.

Nitrosamine in Lebensmitteln 

Bier, insbesondere das aus dunklem 
Malz gebraute, gilt als eine der 
wichtigsten Quellen für die Aufnah-
me von Nitrosaminen über die Nah-
rung. Von Bedeutung ist hier vor 
allem das NDMA, das sich aus 
stickoxidhaltigen Darrgasen und 
natürlichen Inhaltsstoffen der Gers-
te während der Malzherstellung 
bilden kann. Zur Kontrolle wird ne-
ben Bier daher auch das für die Her-
stellung verwendete Braumalz un-
tersucht. Als technische Richtwerte 
gelten für Bier 0,5 und für Malz 2,5 
μg NDMA/kg Er zeugnis.
In Zusammenarbeit mit dem LGL 
wurden von den Brauereien und 
Mälzereien interne Kontrollsysteme 
etabliert, die 2006 zu einem eindeu-
tigen Rückgang der belasteten Pro-
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Abb. 2.4c: Anteil der mit NDMA belasteten Bier- und Malzproben

ben führten. Dies wird anhand der 
in Abbildung 2.4c gegenübergestell-
ten Untersuchungsergebnisse der 
letzten sieben Jahre klar ersichtlich.

Nitrosamine in Bedarfsgegen-

ständen

Die in Tabelle 2.4b aufgelisteten 
Proben – Bedarfsgegenstände aus 
Elastomeren – wurden auf ihre 
Gehalte an Nitrosaminen und nitro-
sierbaren Stoffen untersucht. Ni-
trosierbare Stoffe sind Inhaltsstof-
fe wie Reste von Vulkanisationsbe-
schleunigern, aus denen sich beim 
Gebrauch des Endproduktes Nitro-
samine bilden können.
Alle vorgelegten Babysauger ent-
sprachen bezüglich der Freiset-
zung an Nitrosaminen und nitro-
sierbaren Stoffen den gesetzlichen 

Tab. 2.4b:  Nitrosamine und nitrosierbare Stoffe in Bedarfsgegenständen aus Elastomeren

Nitrosamine  Nitrosamine aus nitrosierbaren Stoffen

Anzahl Probenart [μg/kg] [μg/kg] [μg/dm2]

Bereich Mittelwert Bereich Mittelwert Bereich Mittelwert

14 Babysauger 0,1  - 6 2,6 19 - 117 60 – –
20 Luftballone 1  - 253 45 111  - 4.243 884 0,3  - 9,6 2,0
19 Kondome 0  - 293 59 44  - 5.223 3.412 0  - 4,5 2,6
2 Gummihand-

schuhe
56 - 84 70 2.033  - 2.059 2.046 38  - 39 39

Nitrosamine  Nitrosamine aus nitrosierbaren Stoffen

Anzahl Probenart [μg/kg] [μg/kg] [μg/dm2]

Bereich Mittelwert Bereich Mittelwert Bereich Mittelwert
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Hintergrund

Muttermilch ist die beste Nahrung 
für fast alle Säuglinge, weil sie 
optimal auf die Bedürfnisse in die-
ser Lebensphase abgestimmt ist. 
In den ersten sechs Monaten ist 
ausschließliches Stillen ausrei-
chend für die Ernährung des Säug-
lings, aber auch kürzeres Stillen ist 
für die Gesundheit des Säuglings 
sinnvoll. Beikost sollte frühestens 
ab dem fünften Monat und spätes-
tens ab Beginn des siebten Mo-
nats eingeführt werden. 
Gesundheitliche Vorteile des Stil-
lens für Mutter und Kind sind mit t-
lerweile wissenschaftlich aner-
kannt. So schützt Stillen den Säug-
ling vor gastrointestinalen und re-
spiratorischen Infektionen und 
verringert das Risiko für die Ent-
wicklung von Übergewicht und 
Adipositas und späteren entzündli-
chen Darmerkrankungen wie Mor-
bus Crohn und Colitis ulcerosa. 
Das Stillen hat darüber hinaus 
langfristig einen positiven Einfl uss 
auf den Fettstoffwechsel. Auch 
die kognitive Leistungsfähigkeit ist 
bei gestillten Kindern erhöht. 
Der Einfl uss des Stillens auf das 
Allergie- und Asthmarisiko wird 
derzeit hingegen noch kontrovers 
diskutiert. In neueren wissen-
schaftlichen Studien zeigen sich 

2.5 Das „Stillverhalten in Bayern“ – 
Ergebnisse einer Kohortenstudie

unterschiedliche Ergebnisse. Ver-
mutet wird, dass Mütter heutzuta-
ge sehr oft selbst an einer allergi-
schen Erkrankung leiden, selbst 
also nicht mehr davor geschützt 
sind und somit den Schutz auch 
nicht mehr an ihre Kinder weiter-
geben können. Die Vorteile des 
Stillens für die Mütter (z. B. Hor-
monumstellung, Rückbildung der 
Gebärmutter, Gewichtsreduktion) 
sind inzwischen gleichfalls be-
kannt. Insbesondere ist hier der 
Schutz vor Brustkrebs zu nennen. 
Außerdem geht eine längere Still-
dauer mit einer geringeren Neuer-
krankungsrate von Typ-2-Diabetes 
einher.

Ziele der Studie

Die Länge der Stillzeit, in der Frau-
en voll bzw. teilweise stillen, und 
die Faktoren, die das Stillverhalten
beeinfl ussen, sind in Deutschland 
bisher nicht ausreichend geklärt. 
Einzig die SuSe- Studie („Erfassung 
der Situation des Stillverhaltens in 
der Bundesrepublik Deutschland“) 
des Forschungsinstituts für Kinder-
ernährung Dortmund wurde 
1997/1998 deutschlandweit an 
177 Geburtskliniken durchgeführt, 
wobei keine Aussagen für einzelne 
Bundesländer möglich waren. 
Ziele der 2005/2006 durchgeführ-

ten prospektiven Kohortenstudie 
(Langzeitstudie, die zeitnah durch-
geführt wird) „Stillverhalten in Bay-
ern“ sind: 

• den Ist-Zustand bezüglich Still-
prävalenz, Stilldauer und Still-
verhalten zu bestimmen, 

• wichtige Einfl ussfaktoren auf 
das Stillverhalten von Müttern 
zu erheben,

• die Gründe für das Abstillen bei 
den Studienteilnehmerinnen 
zeitnah zu ermitteln, 

• eine ausreichend belastbare 
Datengrundlage zu schaffen, 
damit präventive Initiativen zur 
gezielten Förderung der Stillbe-
reitschaft bei Frauen in ihrem 
sozialen Umfeld entwickelt 
werden können, 

• sowie langfristig eine Verlänge-
rung der Stillzeiten bei den 
Müttern zu bewirken.

Die Studie wurde in enger fachli-
cher Kooperation mit dem Dr. von 
Haunerschen Kinderspital der 
Ludwig-Maximilians-Universität
München (LMU), der Charité Uni-
versitätsmedizin Berlin und der 
Nationalen Stillkommission am 
Bundesinstitut für Risikobewer-
tung (BfR) geplant und durchge-
führt.

Anforderungen gemäß § 5 in Ver-
bindung mit Anlage 4 Bedarfsge-
genständeVO.
Bei den untersuchten Luftballonen 
wurden zwei Proben wegen Über-
schreitung des Richtwertes von 
5 μg nitrosierbaren Stoffen pro 
dm² beanstandet.
Die untersuchten aromatisierten 
Kondome wiesen im Durchschnitt 

höhere gewichtsbezogene Gehalte 
im Vergleich zu den Luftballonen 
auf. Durch ihre geringere Wandstär-
ke ergaben sich aber fl ächenbezo-
gen vergleichbare Gehalte wie bei 
den Luftballonen. Eine rechtliche 
Beurteilung konnte aufgrund feh-
lender gesetzlicher Bestimmungen 
nicht durchgeführt werden. Es soll-
te nur die tatsächliche Belastung 

mit Nitrosaminen und nitrosierba-
ren Stoffen festgestellt werden.
Bei der Analyse von Haushaltshand-
schuhen aus Gummi wurde ein 
praxisorientiertes Verfahren ange-
wandt, bei dem der Stoffübergang 
gemessen werden konnte, ohne 
die Handschuhe zu zerstören. Die 
erhaltenen Ergebnisse gaben kei-
nen Anlass zur Beanstandung.
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Methoden und Studiendurch-

führung

Die Studie wurde als prospektive 
Kohortenstudie konzipiert, dadurch 
können Stillverhalten und die Grün-
de für das Abstillen zeitnah erho-
ben werden. Im April 2005 wurden 
3.822 Teilnehmerinnen in 141 
bayerischen Geburtskliniken und 
zehn Geburtshäusern sowie durch 
30 Hausgeburtshebammen rekru-
tiert und mit einem Fragebogen 
befragt. Die Teilnahmerate lag so-
mit bei 43,6 % aller Mütter, die im 
April 2005 in Bayern entbunden 
haben. Im zweiten, vierten, sechs-
ten und neunten Monat nach der 
Geburt wurden vom LGL Folgebe-
fragungen durchgeführt. Türkische 
Mütter erhielten auf Wunsch einen 
Fragebogen in türkischer Sprache. 
Die Response-Rate war mit 82 bis 
97 % in den Folgebefragungen 
sehr hoch. Um die Repräsentativi-
tät der Studienpopulation zu über-
prüfen, wurden Vergleiche mit Da-
ten aus dem Landesamt für Statis-
tik und aus der Perinatalstatistik 
herangezogen. Demnach nahmen 
an der Befragung eher ältere und 
höher gebildete Mütter teil. Die 
Rate an Frühgeborenen war in der 
Studie niedriger als im bayerischen 
Durchschnitt.

Ergebnisse der Studie

Die initiale Stillquote (Stillrate gleich 
nach der Geburt) unter den Befrag-
ten beträgt 90 %. Im zweiten Mo-
nat stillen noch 60,2 % voll oder 
ausschließlich, im vierten Monat 
noch 51,6 % und im sechsten Mo-
nat 25,5 % (s. Abb. 2.5a). Im Ver-
gleich zur SuSe- Studie sind die Still-
raten am Anfang der Stillzeit ver-
gleichbar hoch, im sechsten Monat 
zeigt sich aber in der bayerischen 
Erhebung eine deutliche Steige-
rung (12,6 % versus 25,5 %). 
Der häufi gste Grund gar nicht zu 
stillen, ist die Einstellung, Fla-
schennahrung sei genauso gut wie 
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Abb. 2.5a: Stillraten in Bayern in den ersten sechs Lebensmonaten 
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Abb. 2.5b: Gründe für das Abstillen bis zum vierten Monat nach der 
Geburt

Stillen oder bequemer. Weitere 
Gründe sind Stress im Haushalt 
und in der Familie, die Wiederauf-
nahme einer Erwerbstätigkeit, die 
Angst vor zu großer Abhängigkeit 
vom Kind und der Wunsch, wieder 
zu rauchen. Mütter, die frühzeitig 
abstillen, geben als häufi gsten 
Grund Stillprobleme an (s. Abb. 
2.5b). Die häufi gsten Stillprobleme 
sind zu wenig Milch zu haben, 
wunde Brustwarzen und Trink-
schwierigkeiten des Kindes. Wei-
tere wichtige Gründe, vor dem 
vierten Monat abzustillen, sind die 
Einstellung, dass Flaschenfütte-

rung genauso gut wie Stillen sei 
sowie Stress im Haushalt und in 
der Familie. 
In den Befragungen wurden weite-
re Faktoren ermittelt, die Einfl uss 
auf das Stillverhalten haben. Ein 
wichtiger Aspekt ist das Rauchen. 
Kurz nach der Geburt gaben 8,4 % 
der Mütter an, zu rauchen. Unter 
den jungen Müttern und denen 
ohne Schulabschluss war der An-
teil der Raucherinnen besonders 
hoch. Mütter, die rauchen, stillen 
überdurchschnittlich oft nicht oder 
stillen häufi ger frühzeitig ab. 
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Abb.: 2.5c: Einfach stillen! – 
Dies sollte das Ziel aller Still-
förderungsmaßnahmen sein.

Auch sozial schlechter gestellte 
und jüngere Mütter stillen seltener 
und kürzer. Nur 79 % der Mütter 
mit Hauptschulabschluss fangen 
nach der Geburt an zu stillen ge-
genüber 97 % der Mütter mit min-
destens Abitur. Im vierten Monat 
stillen noch 41 % der Mütter mit 
Hauptschulabschluss, aber 71 % 
der Mütter mit mindestens Abitur. 
Im Fragebogen zum neunten Le-
bensmonat des Kindes wurde die 
Mutter genauer zur Einführung der 
Beikost gefragt. Demnach führen 
14 % der Mütter bereits im vierten 
Monat Beikost ein, die eigentlich 
frühestens ab dem fünften Monat 
gegeben werden soll. Nur 11,8 % 
der Mütter folgen bei der Beikos t-
einführung genau den Empfehlun-
gen der WHO und dem Forschungs-
institut für Kinderernährung.
Auch zur Berufstätigkeit nach der 
Geburt wurden im letzten Fragebo-
gen von den Teilnehmerinnen ge-
nauere Angaben gemacht. Bis zum 
neunten Lebensmonat des Kindes 
haben 27,4 % der Befragten eine 
Erwerbstätigkeit (wieder) aufgenom-
men. Der Hauptgrund, warum Müt-
ter bis dahin nicht wieder arbeiten 
gegangen sind, war, dass sie bei 
ihrem Kind bleiben wollten (84,5 %). 
Ein Drittel der Mütter gab an, dass 
sie keine Kinderbetreuung haben.
Die 841 Mütter, die in den ersten 
neun Monaten angefangen hatten 
zu arbeiten, taten dies zum größ-
ten Teil, weil sie wieder arbeiten 
wollten. Etwa die Hälfte der Müt-
ter hat während der Erwerbstätig-
keit gestillt. Die nicht mehr stillen-
den Mütter haben meistens ange-
geben, dass das Kind aus dem 
Alter heraus gewesen sei oder 
dass sie nicht stillen wollten. 

Einfl ussfaktoren auf das 

Stillverhalten

Mit einer logistischen Regression 
(statistisches Verfahren, um Zusam-
menhänge zwischen mehreren Fak-
toren zu ermitteln) wurden die wich-

tigsten Einfl ussfaktoren auf das initi-
ale Nichtstillen und eine verkürzte 
Stilldauer von bis zu vier Monaten 
berechnet. In die multivariate Analy-
se (mit mehr als zwei Faktoren) gin-
gen folgende Faktoren ein:

• Mütterliche Faktoren wie Alter, 
Schulabschluss, Geburtsland 
und Rauchstatus

• Stillerfahrung, Information über 
das Stillen vor der Geburt

• Einstellungen von Partner, 
Mutter und Schwiegermutter

• Geschlecht des Kindes, 
Geburtsmodus und Frühgeburt

• Klinikgröße, Gemeindegröße 
und Regierungsbezirk. 

Wichtigster Einfl ussfaktor auf das 
initiale Stillen ist die negative Ein-
stellung des Partners gegenüber 
dem Stillen. Mütter haben ein 22-
fach höheres Risiko nicht zu stillen, 
wenn ihr Partner eine negative Ein-
stellung zum Stillen hat. Auch die 
Einstellung von Mutter und Schwie-
germutter spielt eine Rolle bei der 
Entscheidung der Mutter. Mütter, 
die in Niederbayern wohnen, haben 
im Vergleich zu Müttern in Ober-
bayern eine doppelt so hohe Wahr-
scheinlichkeit, nicht zu stillen. Teil-
nehmerinnen mit Stillerfahrung und 
diejenigen, die sich vor der Geburt 

über das Stillen informiert haben, 
hatten demgegenüber eine höhere 
Wahrscheinlichkeit zu stillen. 
Auf die Stilldauer hat die Einstel-
lung des Partners immer noch Ein-
fl uss, jedoch in geringerem Aus-
maß. Der wichtigste Faktor sind 
hier Stillprobleme. Mütter, die in 
den vier Monaten nach der Geburt 
jemals Stillprobleme hatten, haben 
ein über 7-fach höheres Risiko, 
nicht länger als vier Monate zu stil-
len. Mütter, die rauchen und jünge-
re Mütter stillen früher ab als Nicht-
raucherinnen und ältere Mütter. 
Wie auch beim initialen Stillen
spielt Bildung eine wichtige Rolle. 
Mütter mit niedriger Bildung hören 
früher mit dem Stillen auf als höher 
gebildete.

Erste Schlussfolgerungen für die 

Stillförderung

Die Stillraten und Stilldauer sind im 
Vergleich mit Studien aus den letz-
ten Jahren leicht gestiegen, sind 
aber aus gesundheitlicher Sicht 
nach wie vor nicht ausreichend. 
Die Häufi gkeit der berichteten Still-
probleme und deren Bedeutung 
beim Abstillen können weder Müt-
ter noch betreuende Personen wie 
Hebammen, Kinderkranken-
schwestern, Ärzte und Stillberate-
rinnen zufriedenstellen. Deshalb 
besteht Handlungsbedarf für Still-
förderung. Aus den Ergebnissen 
der Studie „Stillverhalten in Bay-
ern“ lassen sich folgende prioritäre 
Handlungsfelder für Stillförde-
rungsmaßnahmen ableiten: 

• Motivation der Mutter und ihres 
familiären Umfelds, besonders 
des Partners,

• besondere Unterstützung von 
sozial schwachen Familien, 

• Raucherentwöhnung in der 
Schwangerschaft und Stillzeit,

• umfassende Beratung von Müt-
tern mit Stillproblemen, und

• die Stillförderung im Kranken-
haus.
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Weitere Informationen zur 

Studie sind auf der Internet seite

des LGL www.lgl.bayern.de

verfügbar. 

Abb. 2.5d: Gesundheitliche Vorteile des Stillens für Mutter und Kind 
sind wissenschaftlich anerkannt.

Umfassende Information zu den 
Vorteilen des Stillens sollten Müt-
ter bereits im Geburtsvorberei-
tungskurs erhalten. Stillpositionen 
und Anlegetechniken sollten in der 
Klinik vermittelt werden. Persönli-
che Information und Beratung 
durch Hebammen, Stillberaterin-
nen, Ärzte und Krankenhausperso-
nal ergänzen die Information aus 
Printmedien. Elternschulen, die in 
Krankenhäusern organisiert wer-
den, sprechen auch weniger inter-
essierte und sozial schlechter ge-
stellte Mütter an. Eine integrative 
Betreuung in Geburtsvorbereitung, 
Wochenbett und Stillzeit ist nötig, 
in der die beteiligten Berufsgrup-
pen gemeinsam zielgerichtet arbei-
ten. Widersprüchliche Aussagen 
sollten dadurch vermieden wer-
den, dass die Berufsgruppen glei-
che, einheitliche Standards in der 
Beratung anwenden.
Auch ist es notwendig und sinn-
voll, Forschung zum Stillen in 
Deutschland zu etablieren, welche 
Stillförderungsmaßnahmen beglei-
tet und kontrolliert. Hierbei sollten 

insbesondere zielgruppenbezoge-
ne Interventionsmaßnahmen auf 
ihre Wirksamkeit hin getestet und 
dann ihre konkrete Umsetzung 
gesteuert werden.

Zahlreiche Experten weltweit war-
nen vor einer drohenden Infl uenza-
pandemie. Erfahrungen aus zu-
rückliegenden Pandemien in den 
Jahren 1918/19, 1957/58 und 
1968/69 sowie das gegenwärtige 
Vorkommen der aviären  Infl uenza 
A (H5N1) führen die Wissenschaft-
ler zu der Aussage, dass eine wei-
tere Infl uenzapandemie jederzeit 
auftreten könnte. Genauer Zeit-
punkt, Subtyp des Erregers und 
die Schwere der Erkrankungen 
können nicht vorhergesagt wer-
den. Das LGL wurde vom StMUGV 
beauftragt, Eckpunkte der Vorsor-

2.6 Bevölkerungsbezogener Infektionsschutz: 
Bayerischer Infl uenzapandemie-Rahmenplan und 
Bayerisches Impfkonzept

ge und Versorgung für den Fall 
einer Grippepandemie auszuarbei-
ten und mit allen Beteiligten abzu-
stimmen.
Saisonale Grippe und Vogelgrippe 
werden häufi g mit einer drohen-
den Infl uenzapandemie im glei-
chen Zusammenhang erwähnt und 
damit verwechselt, was zur Verun-
sicherung der Bevölkerung führt. 
Die saisonale Grippe bedroht jedes 
Jahr viele Menschen und fordert 
jährlich circa 8.000 bis 15.000 To-
desopfer in Deutschland. Dagegen 
gibt es eine effektive Schutzimp-
fung. Die Vogelgrippe oder aviäre 

Infl uenza, auch Gefl ügelpest ge-
nannt, ist eine Tierseuche und 
praktisch nicht von Mensch zu 
Mensch übertragbar. Nur in sehr 
seltenen Fällen hat bisher bei 
engstem Kontakt eine Übertragung 
von Tieren auf den Menschen 
stattgefunden.

Entstehung einer Infl uenza-

pandemie

Für die Entstehung einer Infl uenza-
pandemie gibt es prinzipiell zwei 
Möglichkeiten. Erstens kann es bei 
gleichzeitiger Infektion mit einem 
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Interpandemische Periode

Phase 1 • kein Nachweis neuer Infl uenzavirus-Subtypen beim Menschen
• Subtyp, der zu einem früheren Zeitpunkt Infektionen beim Menschen verursacht 

hatte, zirkuliert möglicherweise bei Tieren
• Risiko menschlicher Infektionen niedrig

Phase 2 • kein Nachweis neuer Infl uenza-Subtypen beim Menschen
• zirkulierende Infl uenzaviren bei Tieren stellen ein erhebliches Risiko für Erkrankun-

gen beim Menschen dar. 
Pandemische Warnperiode

Phase 3 • menschliche Infektion(en) mit einem neuen Subtyp
• keine Ausbreitung von Mensch zu Mensch oder nur in extrem seltenen Fällen bei 

engem Kontakt
Phase 4 • kleine(r) Cluster mit begrenzter Übertragung von Mensch zu Mensch

• räumliche Ausbreitung ist noch sehr begrenzt
• unvollständige Anpassung des Virus an den Menschen

Phase 5 • große(r) Cluster, Ausbreitung von  Mensch zu Mensch weiter lokalisiert
• Virus besser an den Menschen angepasst
• erhebliches Risiko einer Pandemie
Pandemie

Phase 6

(pandemische Phase)

• zunehmende und anhaltende Übertragung in der Allgemeinbevölkerung
• weitere Unterscheidung, ob 
      – ein Land noch nicht betroffen ist,
      – ein Land betroffen ist oder enge Handels- oder Reisebeziehungen mit einem 

betroffenen Land hat,
      – die Aktivität zurückgegangen ist, 
      – oder es sich um eine zweite Pandemiewelle handelt
Postpandemische Periode

• entspricht der interpandemischen Periode 

Tab. 2.6a: Phaseneinteilung der WHO

aviären Subtyp (z. B. H5N1, H9N2, 
H7N7, H7N3) und einem der ge-
genwärtig zirkulierenden humanen 
Infl uenzavirus-Subtypen (H1N1, 
H3N2) zu einer Neuzusammenset-
zung der Infl uenzavirus-Genom-
segmente (Reassortment) kom-
men. Dabei kann ein neuer huma-
ner Subtyp mit Pandemiepotenzial 
entstehen (Antigenshift). Eine wei-
tere Möglichkeit besteht in der 
allmählichen Anpassung eines tier-
pathogenen Subtyps an den Men-
schen durch einzelne Punktmutati-
onen (Antigendrift).
In beiden Fällen könnte ein solcher 
neu entstandener Virus-Subtyp 
rasch weltweite Verbreitung fi n-
den, da in der Bevölkerung gegen 
ihn keine Immunität besteht.

Vorbereitung

Die Vorbereitung auf eine mögliche 
Infl uenzapandemie ist eine welt-
weite Aufgabe. In Deutschland 
haben sich Bund und Länder auf 
einen Nationalen Infl uenzapande-
mieplan (www.rki.de) verständigt, 
der auf Empfehlungen der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) ba-
siert. Auf dieser Grundlage wurde 
der Bayerische Infl uenzapandemie-
Rahmenplan erarbeitet. Dieser 
Rahmenplan enthält keine eigen-
ständigen inhaltlichen Vorgaben. Er 
versteht sich vielmehr vor allem als 
Fachschrift mit Informationen, Hin-
weisen und Empfehlungen für Be-
hörden und andere Institutionen. 
Der Bayerische Infl uenzapandemie-
Rahmenplan soll kontinuierlich den 

neuesten Entwicklungen ange-
passt und fortgeschrieben werden 
(aktuelle Fassung: Bayerischer 
Infl uenzapandemie- Rahmenplan,
www.lgl.bayern.de).

Phaseneinteilung

Das Pandemiegeschehen gleicht 
einem zyklischen Prozess. Die 
WHO unterscheidet hierbei insge-
samt sechs Phasen. Über die inter-
pandemische Periode (Phasen 1 
und 2) und die pandemische Warn-
periode (Phasen 3 bis 5) kommt es 
zur Pandemie (Phase 6). Es folgt 
eine postpandemische Periode, die 
der interpandemischen Periode 
entspricht. Die Welt befi ndet sich 
derzeit unverändert in Phase 3, das 
heißt am Anfang der pandemi-
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Abb. 2.6a: Mehrfachstrategie – Bausteine für die Pandemie-
vorbereitung; die leeren Kästen weisen auf weitere Handlungs-
optionen hin 
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schen Warnperiode. Es gibt aktuell 
keine Hinweise auf eine Ausbrei-
tung der im Tierreich zirkulierenden 
aviären Infl uenza beim Menschen. 

Strategische Überlegungen

Die Vorbereitungen auf eine mögli-
che Infl uenzapandemie basieren 
auf einer Mehrfachstrategie, die 
sich aus den in Abbildung 2.6a 
dargestellten Bausteinen zusam-
mensetzt.
Eine Infl uenzapandemie stellt eine 
Bedrohung für die gesamte Bevöl-
kerung dar, deren Bewältigung weit 
über den Gesundheitsbereich hin-
ausgeht. Die dabei anstehenden 
Aufgaben sollen grundsätzlich in-
nerhalb bereits bestehender Syste-
me und der vorhandenen Struktu-
ren gelöst werden. Die Aufgaben 
des Öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes in Bayern umfassen insbeson-
dere das Meldewesen und fachli-
che Aspekte des Seuchenschutzes 
bis hin zur Anordnung seuchen-
rechtlicher Schutzmaßnahmen. 
Das StMUGV ist als oberste Lan-
desgesundheitsbehörde die über-
geordnete Stelle der Steuerung 
und übernimmt die Koordinierung 
mit den beteiligten Organisationen 
auf Landes- und Bundesebene 
(Ministerien, Gremien der Ärzte-
schaft, Kassen etc.)

LGL als zentrale Meldestelle für 

Infl uenzavirusnachweise in 

Bayern

Das LGL ist fachliche Leitstelle und 
unterstützt das Ministerium und 
die nachgeordneten Behörden 
durch Beratung und wissenschaftli-
che Begleitung. Es dient als zentra-
le Meldestelle für Infl uenzavirus-
nachweise in Bayern nach dem 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) und 
stellt infektiologisch-epidemiologi-
sche Expertisen, Laboruntersu-
chungen sowie eine spezielle 
„Task Force Infektiologie“ zur Ver-
fügung. Der Vollzug des IfSG er-

folgt durch die Regierungen und 
Landratsämter/Städte. Die Gesund-
heitsämter übernehmen auf örtli-
cher Ebene die Organisation bzw. 
die Durchführung von regionalen 
Runden Tischen bzw. Krisenstäben. 
Die ambulante und stationäre 
Krankenversorgung liegt auch im 
Pandemiefall grundsätzlich in den 
Händen von niedergelassenen Ärz-
ten und Krankenhäusern. Die Apo-
theken sind für die Versorgung der 
Bevölkerung mit Arzneimitteln zu-
ständig und übernehmen diese 
Aufgabe auch im Pandemiefall, 
unter anderem durch die Abgabe 
von antiviralen Arzneimitteln. Die 
Krankenversicherungen erstatten 
die Kosten für die notwendige 
Therapie ihrer Versicherten. Öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung 
werden durch Polizei, Feuerwehr, 
Katastrophenschutz und Rettungs-
dienste gewährleistet. 

Vorbereitung auf  Pandemie als 

gesamtgesellschaftliche

Aufgabe

Die Vorbereitung auf eine Infl uen-
zapandemie ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe und erfordert 

gemeinsame Anstrengungen aller 
Akteure (s. Abb. 2.6b). Die Zusam-
menarbeit und Abstimmung muss 
auf allen Ebenen der Verwaltung 
strukturiert werden. Die Initiative 
und Organisation liegt bei den 
staatlichen und kommunalen Ge-
sundheitsbehörden.
Zur Versorgung von Erkrankten 
sind je nach Lage des Einzelfalls 
zahlreiche Ressourcen notwendig, 
z. B. antivirale Arzneimittel, Anti-
biotika, Sauerstoff, Beatmungsge-
räte, Krankenhausbetten, persönli-
che Schutzausrüstung wie Atem-
schutzmasken, medizinisches Per-
sonal. Zu Beginn einer Pandemie
ist bei einer geringen Anzahl von 
Patienten und dem auf alle Res-
sourcen möglichen Zugriff eine 
maximale Versorgung jedes einzel-
nen Patienten möglich. Viele gän-
gige Empfehlungen beziehen sich 
auf diese Situation. 

Bestmöglicher Einsatz der 

Ressourcen nötig

Im Verlauf einer  Pandemie ist aber 
zu erwarten, dass für einen be-
grenzten Zeitraum die Versorgungs-
strukturen überlastet sein werden 
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(s. Abb. 2.6c). Dadurch kann es zu 
Einschränkungen bei der Versor-
gungsqualität, im ungünstigsten 
Fall bis hin zum Zusammenbruch 
der Versorgung kommen, die kata-
strophenmedizinische Handlungs-
optionen erforderlich machen kön-
nen. Da die Bewältigung einer 
möglichen Infl uenzapandemie weit 
über den Gesundheitsbereich hin-
ausgeht, müssen alle Beteiligten 
innerhalb der bestehenden Struktu-
ren zusammenarbeiten. Der Einsatz 
der vorhandenen Ressourcen sollte 
so erfolgen, dass ein größtmögli-
cher Nutzen für die gesamte Bevöl-
kerung entsteht. 
Die Gesundheitsministerkonferenz 
hat mit einstimmigem Beschluss 
vom 15. Dezember 2005 an alle 
verantwortlichen Institutionen und 
Ebenen, insbesondere die Ärzte-
schaft, die Krankenhäuser, Ret-
tungs- und Hilfsdienste appelliert, 
sich mit der Möglichkeit einer Pan-
demie auseinanderzusetzen und 
eigene Vorbereitungen in Abstim-
mung mit den Gesundheitsbehör-
den zu treffen. 

Auswirkungen nur unter Vorbe-

halt vorhersagbar

Die Abschätzung der Auswirkun-
gen einer zukünftigen Pandemie
ist nur unter großem Vorbehalt 
möglich. Im Grunde sind die Aus-
wirkungen eines noch unbekann-
ten Pandemievirus auf die heutige 
oder künftige Bevölkerung nicht 
vorhersagbar. Erfahrungen aus den 
Pandemien des vergangenen Jahr-
hunderts sind nur mit Einschrän-
kungen prognostisch verwertbar. 
Dennoch ist es zur Vorbereitung 
auf eine Pandemie notwendig, 
Entscheidungsträgern und der Öf-
fentlichkeit einen Eindruck von den 
möglichen Auswirkungen einer 
Pandemie zu geben.
Bei einer – ohne Schutzmaßnah-
men – möglichen Annahme von 
30 % Erkrankten in der Bevölke-
rung, davon die Hälfte mit Arztbe-

suchen und bis zu einem Todesfall 
je 1.000 Personen der Bevölke-
rung, ist zu berücksichtigen, dass 
sich diese Fälle auf den Verlauf der 
Pandemiewelle verteilen, also 
nicht gleichzeitig zu erwarten sind.
Ebenfalls zu berücksichtigen wäre, 
dass gegebenenfalls die Pandemie
in zwei oder drei Wellen mit jeweils 
mehrmonatigen Abständen in der 
Bevölkerung auftreten kann. Dabei 

ist davon auszugehen, dass große 
Anstrengungen unternommen wer-
den, vor Eintreffen der zweiten und 
dritten Welle wirksame Impfstoffe 
zur Verfügung zu haben und zur 
Anwendung zu bringen. 
Detailliertere Berechnungen für 
Bayern werden vom LGL zeitnah 
nach Vorliegen von Informationen 
zu einem eventuellen neuen Pan-
demieerreger auf Basis der verfüg-
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Abb. 2.6c: Versorgungsgrad bei hoher Zahl Erkrankter

Abb. 2.6b: Notwendige Vernetzung der Akteure zur Bewältigung 
einer Pandemie
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demie, gerade in der Zeit bis ein 
geeigneter Pandemieimpfstoff zur 
Verfügung stehen kann, nutzbrin-
gend eingesetzt werden. Aller-
dings können sie weder eine Imp-
fung noch deren Schutzeffekt er-
setzen. Die Gesundheitsminister-
konferenz begrüßt und unterstützt 
ergänzende Möglichkeiten sachge-
rechter, eigenverantwortlicher Vor-
sorge von Institutionen (Beschluss 
vom 15. Dezember 2005). Eine 
rechtliche Grundlage für eine frei-
willige Bevorratung auch privater 
Unternehmen (z. B. Krankenhäu-
ser, Betriebe) mit antiviralen Arz-
neimitteln fi ndet sich im § 47 Abs. 
1 Nr. 5 des Arzneimittelgesetzes. 
Aufgrund der Bevorratung durch 
den Freistaat Bayern ist (auch un-
ter Berücksichtigung einer gestei-
gerten Produktion antiviraler Arz-
neimittel durch die Hersteller und 
einer Eigenbevorratung von Institu-
tionen) davon auszugehen, dass 
grundsätzlich jeder Erkrankte im 
Pandemiefall eine Therapie mit 
antiviralen Arzneimitteln erhalten 
kann, wenn:

• er die Falldefi nition des Robert 
Koch-Instituts (RKI) für das Vor-
liegen einer Grippeerkrankung 
erfüllt,

• keine Kontraindikationen für die 
Einnahme antiviraler Arzneimit-
tel bestehen und

• die erste Medikamentengabe 
innerhalb von 48 Stunden nach 
Symptombeginn und nach ent-
sprechender ärztlicher Verord-
nung erfolgen kann.

Von einer unkontrollierten „Eigen-
bevorratung“ antiviraler Arzneimit-
tel durch die Bürger auf Privatre-
zept wird abgeraten. Dabei be-
steht auch das Risiko einer un-
kontrollierten Einnahme mit der 
Möglichkeit von Fehlindikation, 
Fehldosierung und der Begünsti-
gung von Resistenzentwicklungen.

baren Simulationsmodelle erarbei-
tet und zur Verfügung gestellt. Be-
reits im Vorfeld wird das LGL ver-
schiedene Szenarien für Bayern 
berechnen. Diesen liegen auch 
realistischere Annahmen mit Be-
rücksichtigung der Einwirkung von 
Schutzmaßnahmen zugrunde.

Schutzmaßnahmen

Grundlage zur Verhinderung bzw. 
Eindämmung einer Pandemie ist 
die Einhaltung expositionsmindern-
der Maßnahmen durch jeden Bür-
ger. Die Übertragung der Infl uenza-
viren erfolgt in der Regel durch 
Tröpfchen in der ausgeatmeten 
Luft. Im Falle einer Pandemie müs-
sen folgende allgemeinen Hygie-
neregeln von der Bevölkerung 
strikt beachtet werden: 

• Vermeiden von Händegeben, 
Anhusten, Anniesen 

• Vermeiden von Berührungen 
von Augen, Nase oder Mund 

• Nutzung und sichere Ent-
sorgung von Einmaltaschen-
tüchern (im Hausmüll) 

• regelmäßige, intensive Raum-
belüftung

• gründliches Händewaschen 
nach Personenkontakten, der 
Benutzung von Sanitäreinrich-
tungen und vor der Nahrungs-
aufnahme

• räumliche Trennung von an  In-
fl uenza erkrankten Personen 
von Säuglingen, Kleinkindern 
und Personen mit chronischen 
Erkrankungen

• Empfehlung an fi eberhaft Er-
krankte, im eigenen Interesse 
zu Hause zu bleiben, um weite-
re Ansteckungen zu verhindern 

• Vermeidung von engen Kontak-
ten zu möglicherweise erkrank-
ten Personen 

• Verzicht auf den Besuch von 
Theatern, Kinos, Diskotheken, 
Märkten, Kaufhäusern bzw. 
Vermeidung von Massenan-
sammlungen

Das Tragen von einfachen Mund-
masken als Schutzmaßnahme in 
der Allgemeinbevölkerung zur Ver-
hinderung bzw. Eindämmung einer 
Pandemie ist hinsichtlich seiner 
Wirksamkeit nicht belegt. Eine 
Empfehlung zur Verwendung eines 
Mund-Nasen-Schutzes wird des-
halb nicht ausgesprochen. 

Hohe Durchimpfungsrate stärkt 

„Herdenimmunität“

Die Beteiligung an der saisonalen 
Grippeimpfung soll – auch wenn 
sie keinen spezifi schen Schutz 
gegen die Vogelgrippe oder eine 
mögliche Infl uenzapandemie ver-
mittelt – mit allen geeigneten 
Möglichkeiten in der Öffentlichkeit, 
in Betrieben und sonstigen Einrich-
tungen (z. B. Altenheimen) gestei-
gert werden. Die Impfung trägt 
entscheidend dazu bei, Krankheits-
fälle zu verhindern oder zumindest 
die Schwere der Erkrankung oder 
Komplikationen zu verringern. Bei 
hohen Durchimpfungsraten ent-
steht auch für nicht Geimpfte ein 
indirekter Schutz, vermittelt über 
die „Herdenimmunität“.
Den wirksamsten Schutz gegen 
ein Pandemievirus bietet ein spezi-
fi scher Impfstoff, der aber frühes-
tens drei Monate nach Beginn der 
Pandemie, wenn das verursachen-
de Virus bekannt ist, zur Verfügung 
stehen wird. Ziel ist im Falle einer 
Infl uenzapandemie die möglichst 
rasche Impfung der Bevölkerung. 
Dazu sind je Impfl ing zwei Impf-
dosen nötig, die im Abstand von 
circa acht Wochen verabreicht 
werden. Die Impfung im Pande-
miefall soll grundsätzlich auf frei-
williger Basis erfolgen.

Antivirale Arzneimittel für die 

Bevölkerung

Im Gegensatz zu früheren Pande-
mien stehen heute grundsätzlich 
antivirale Arzneimittel zur Verfü-
gung. Diese können in einer Pan-
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Bayerischer Infl uenza-
pandemie-Rahmenplan – 
aus Sicht des Arbeits-
schutzes

Gesetzliche Grundlagen

Bei einer Pandemie gibt es Berufs-
gruppen, die einem besonderem 
Risiko ausgesetzt sind. Dazu gehö-
ren z. B. Klinikpersonal, Feuer-
wehr, Rettungsdienst, Labormitar-
beiter etc. Diese haben einen An-
spruch auf einen adäquaten Schutz 
vor dem noch unbekannten Pande-
mievirus. Die rechtlichen Grundla-
gen für den Arbeitsschutz sind im 
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 
und in der Biostoffverordnung (Bio-
stoffV) geregelt. Die Biostoffver-
ordnung erfasst speziell den 
Schutz der Beschäftigten bei Tätig-
keiten mit biologischen Arbeits-
stoffen, auch im Rahmen eines 
unbeabsichtigten Kontaktes mit 
Erregern.
Aus der sogenannten Gefähr-
dungsbeurteilung (§§ 5-8 BiostoffV) 
ergibt sich die Verpfl ichtung für den 
Arbeitgeber, Tätigkeiten, bei denen 
Umgang mit biologischen Arbeits-
stoffen auftritt, einer Schutzstufe 
zuzuordnen („Schutzstufenkon-
zept“) und die dann notwendigen 
Schutzmaßnahmen zu veranlassen 
bzw. regelmäßig auf ihre Wirksam-
keit hin zu überprüfen.

Handlungsempfehlungen für 

Arbeitgeber und Beschäftigte 

Konkrete Handlungsempfehlungen 
für Arbeitgeber und Beschäftigte 
erstellt der Ausschuss für biologi-
sche Arbeitsstoffe (ABAS). Auf die 
ABAS-Beschlüsse 608 („Empfeh-
lung spezieller Maßnahmen zum 
Schutz der Beschäftigten vor In-
fektionen durch den Erreger der 
Klassischen Gefl ügelpest“) und 
609 ( „Arbeitsschutz beim Auftre-
ten von nicht impfpräventabler 
Infl uenza unter besonderer Be-
rücksichtigung des Atemschut-

zes“) wird verwiesen. Die Be-
schlüsse sind erhältlich bei der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin. Der Arbeitge-
ber kann davon ausgehen, dass er 
die Anforderungen der Biostoffver-
ordnung erfüllt, wenn er die ABAS-
Beschlüsse einhält.

Arbeitsschutzausrüstungen

Die persönliche Arbeitsschutzaus-
rüstung muss auch im Pandemie-
fall für die jeweilige Tätigkeit ge-
eignet sein und vom Arbeitgeber 
bzw. vom Sachaufwandsträger in 
der benötigten Anzahl zur Verfü-
gung gestellt, das heißt beschafft, 
unterhalten und bezahlt werden. 
Der Bedarf ist vom Arbeitgeber 
durch die Gefährdungsbeurteilung 
zu ermitteln, wobei auch die Infor-
mationen, Regeln und Vorschriften 
der Unfallversicherungsträger zu 
berücksichtigen sind.
Der ABAS-Beschluss 608 gilt für 
Tätigkeiten, bei denen Beschäftig-
te in direkten Kontakt mit hoch 
pathogenen aviären Infl uenzaviren 
(Erregern der Klassischen Gefl ü-
gelpest, Vogelgrippe) kommen 
können. Der Arbeitgeber hat dabei 
die erforderlichen Schutzmaßnah-
men zum Schutz vor Gefl ügelpest-
Erregern einschließlich der persön-
lichen Schutzausrüstungen im 
Rahmen der Gefährdungsbeurtei-
lung festzulegen und zu treffen.
Im ABAS-Beschluss 609 fi nden 
sich spezielle Empfehlungen für 
eine abgestufte Vorgehensweise 
für den Einsatz von FFP-Masken 
(Filtering Facepiece) zum Schutz 
vor Infl uenza für das Personal bei 
der Untersuchung, Behandlung 
und Versorgung von an  Infl uenza 
erkrankten Personen oder von Ver-
dachtsfällen. Die Gefährdungsbe-
urteilung ist erforderlichenfalls sich 
ändernden Gegebenheiten anzu-
passen (§ 3 Abs. 1 ArbSchG). 

FFP-Masken

Filtrierende Halbmasken sind voll-
ständige Atemschutzgeräte. Sie 
bedecken Nase, Mund und mögli-
cherweise das Kinn und bestehen 
ganz oder teilweise aus Filtermate-
rial oder aus einer mit dem Filter 
untrennbar verbundenen Halbmas-
ke. Die Prüfanforderungen an FFP 
Halbmasken regelt die DIN EN 149 
„Atemschutzgeräte – Filtrierende 
Halbmasken zum Schutz gegen 
Partikel – Anforderungen, Prüfung, 
Kennzeichnung“.
Die Bezeichnung „FFP Halbmas-
ke“ garantiert damit eine defi nierte 
Qualität und Schutzwirkung, die 
vom Fabrikat unabhängig ist. Tech-
nische Prüfungen haben gezeigt, 
dass es bei mehrlagigem Mund-
Nasen-Schutz vom Fabrikat ab-
hängt, ob die Filterwirkung an eine 
FFP1 Maske heranreicht. Filtrieren-
de Halbmasken werden in folgen-
de Filterklassen eingeteilt und ge-
kennzeichnet: FFP1, FFP2, FFP3 

Abb. 2.6d: Partikelfi ltrierende 
Halbmasken sind als Ein-
malartikel nicht für den wie-
derholten Gebrauch bestimmt 
und dürfen nicht von mehre-
ren Personen verwendet 
werden.
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(s. Tab. 2.6d). Die Einteilung 1 bis 3 
bezieht sich auf das Abscheidever-
mögen: FFP1 gering, FFP2 mittel, 
FFP3 hoch. 
Partikelfi ltrierende Halbmasken 
sind als Einmalartikel nicht für den 
wiederholten Gebrauch bestimmt 
und dürfen, weil eine Reinigung 
nicht möglich ist, nicht von mehre-
ren Personen verwendet werden. 
Partikelfi ltrierende Halbmasken der 
Klasse FFP1 und solche mit der 
Kennzeichnung S dürfen nur ge-
gen Feststoffpartikel wie Staub 
und Rauch oder wässrige Aerosole 
eingesetzt werden, die aus in Was-
ser gelösten festen Partikeln beim 
Zerstäuben entstehen. Bei hohen 
Staubkonzentrationen, insbeson-
dere Feinstaub, sollten fi ltrierende 
Halbmasken mit der Kennzeich-
nung D oder C verwendet werden. 
Eine Farbkennzeichnung ist nicht 
vorgesehen.

Die in der berufsgenossenschaftli-
chen Regel für Sicherheit und Ge-
sundheit bei der Arbeit (BGR) 190 
– Benutzung von Atemschutzgerä-
ten, Tabelle 2 – genannten Trage-
zeitbegrenzungen für Halbmasken 
sind lediglich Richtwerte, die mit 
der körperlichen Belastung durch 
den Atemwiderstand begründet 
werden. Sie sind kein Maßstab für 
die Wirkungsdauer.

Unterrichtung und Unter-

weisung

Beschäftigte sind nach § 12 Bio-
StoffV arbeitsmedizinisch zu bera-
ten. Die Beratung ist unter Beteili-
gung des Arztes durchzuführen, 
der die Vorsorgeuntersuchungen 
durchführt, in der Regel durch den 
Betriebsarzt.
Im Rahmen der Unterrichtung hat 
eine arbeitsplatz- und tätigkeitsbe-

zogene Unterweisung mit schriftli-
cher Bestätigung zu erfolgen, mit 
besonderen Arbeitsanweisungen 
bei Tätigkeiten mit erhöhtem In-
fektionsrisiko, z. B. bei der Verar-
beitung von menschlichen und 
tierischen Probenmaterialien so-
wie bei Instandhaltungs-, Reini-
gungs- und Änderungsarbeiten an 
kontaminierten Anlagen. 
Darüber hinaus sind die Beschäf-
tigten zu informieren, dass die Vor-
stellung bei einem Arzt notwendig 
ist, wenn innerhalb von sieben 
Tagen nach der Exposition Grippe-
symptome wie Fieber, Glieder-
schmerzen, Husten, Brustschmer-
zen, Atemnot oder Bindehautent-
zündung auftreten. 

Tab. 2.6b:  Arbeitsschutz beim Auftreten von nicht impfpräventabler Infl uenza unter besonderer 
Berücksichtigung des Atemschutzes

Schutz vor luftübertragenen Influenza-Infektionen – Empfehlungen zur Verwendung von MNS und FFP-Masken

(Übersicht zu den Abschnitten 5 bis 7)

Tätigkeit MNS FFP1-Maske FFP2-Maske FFP3-Maske

Ambulante Versorgung und 
Pfl ege von Verdachtfällen

Patient
(wenn zumutbar)

Medizinisches
Personal

Rettungstransport,
Tätigkeiten am Patienten

Patient
(wenn zumutbar)

Personal im 
Rettungsdienst

Transport im Krankenhaus Patient 
(wenn zumutbar)

zum Transport ein-
geteiltes Personal

Tätigkeiten im 
Patientenzimmer

Patient
(wenn zumutbar)

alle

Tätigkeiten, bei denen 
Beschäftigte Hustenstößen 

ausgesetzt sein können

Patient
(wenn zumutbar)

Medizinisches
Personal

Tätigkeiten mit Hustenprovo-
kation, z.B. Bronchoskopie-
ren, Intubieren, Absaugen

Medizinisches
Personal

Laborarbeiten siehe TRBA 100

Tätigkeiten in Flugzeugen Patient 
(wenn zumutbar)

Kabinenpersonal
beim Bordservice

Versorgung medizini-
scher Notfälle durch 
das Kabinenpersonal

Tätigkeiten am Flughafen Patient 
(wenn zumutbar)

Betreuendes
Bodenpersonal

TRBA: Technische Regeln für Biologische Arbeitsstoffe                                                                                                   Quellle: ABAS-Beschluß 609, Anlage 1

Schutz vor luftübertragenen Influenza-Infektionen – Empfehlungen zur Verwendung von MNS und FFP-Masken

(Übersicht zu den Abschnitten 5 bis 7)
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Abb. 2.6e: Die aktuellen Durch-
impfungsraten der Schulanfän-
ger zeigen, dass die Impfraten 
bei fast allen Impfungen zuge-
nommen haben.

Arbeitsmedizinische Vorsorge-

untersuchungen

Der Arbeitgeber hat dem Beschäf-
tigten eine arbeitsmedizinische 
Vorsorgeuntersuchung nach § 15a 
Abs. 5 BioStoffV anzubieten (Be-
rufsgenossenschaftlicher Grund-
satz G 42). Diese Vorsorgeuntersu-
chung ist jedoch keine Vorausset-
zung für die Tätigkeit. 
Eine arbeitsmedizinische Vorsorge-
untersuchung nach Grundsatz 26 
„Atemschutzgeräte“ ist bei FFP1 
Masken nicht notwendig und 
kommt bei FFP2 und FFP3 Mas-
ken bei arbeitstäglichen längeren 
Einsätzen in Betracht.
Die eingesetzten Beschäftigten 
sollten über eine Impfung mit dem 
aktuellen humanen Infl uenzaimpf-
stoff verfügen. Immungeschwäch-
te Personen sind vorsorglich für 
Arbeiten, bei denen ein Erregerkon-
takt möglich ist, nicht ein zusetzen.

Medikamentöse antivirale 

Prophylaxe

Bei bestimmungsgemäßer Anwen-
dung geeigneter persönlicher 
Schutzmaßnahmen ist eine Expo-
sition und damit eine arbeitsbe-
dingte Infektion vermeidbar. Im 
Rahmen des Arbeitsschutzes ist 
nur eine postexpositionelle medi-
kamentöse Prophylaxe möglich. 
Der Beschäftigte muss aufgrund 
seiner Tätigkeit nach BioStoffV 
exponiert gewesen sein. Die Indi-
kation zur postexpositionellen Pro-
phylaxe bei Beschäftigten kann nur 
durch eine arbeitsmedizinische 
Vorsorgeuntersuchung gemäß 
§ 15 Abs. 2 Nr. 4 BioStoffV gestellt 
werden, wenn im Einzelfall mit 
einem erhöhten persönlichen Risi-
ko eines schweren Krankheitsver-
laufs zu rechnen ist. Der Beschäf-
tigte kann diese Angebotsuntersu-
chung ablehnen.
Der Arbeitgeber bzw. der Sachauf-
wandsträger hat die Kosten des 
Arztbesuches zur Indikationsstel-

lung und Verschreibung des antivi-
ralen Medikaments zu ermöglichen 
und die Kosten des Medikaments 
zu übernehmen.

Vorbereitungen der Arbeitgeber 

auf die Pandemie

Alle Institutionen, die durch eine 
Pandemie betroffen sein können 
(Behörden, Hilfsorganisationen, 
Hilfseinrichtungen, Rettungsdienste, 
Dienstleistungsunternehmen, sozia-
le Einrichtungen, Gewerbebetriebe 
und andere), sind aufgerufen, sich 
rechtzeitig mit Arbeitsschutzausrüs-
tungen einzudecken, da Engpässe 
zu erwarten sind, wenn eine Pande-
mie ausgebrochen ist.
Konkrete Auskünfte zu Arbeits-
schutzmaßnahmen erteilen Be-
triebsärzte, Sicherheitsfachkräfte, 
Unfallversicherungsträger/ Berufs-
genossenschaften und die Gewer-
beaufsichtsämter bei den Bezirks-
regierungen.
Auf der Website des Robert Koch-
Instituts (http://www.rki.de/) und 
auf der Website der Vereinigung 
der Deutschen Betriebs- und 
Werksärzte (www.vdbw.de) gibt 
es Hinweise für die Gestaltung 
eines Pandemiekrisenplans für 
Unternehmen.

Bayerisches Impfkonzept

Das Bayerische Impfkonzept hat 
zum Ziel, eine effektive Umset-
zung der nationalen Impfempfeh-
lungen unter Berücksichtigung der 
besonderen Gegebenheiten in 
Bayern und von Gruppen mit er-
schwertem Zugang zu Impfungen 
zu gewährleisten. Die aktuellen 
Daten der Durchimpfungsraten der 
Schulanfänger in Bayern zeigen, 
dass die Impfraten bei fast allen 
Impfungen zugenommen haben, 
bei Diphtherie und Tetanus konnte 
das erreichte hohe Niveau gehal-
ten werden. Nach wie vor gibt es 
jedoch bei einigen Impfungen regi-
onal deutliche Defi zite, bei man-

chen Impfungen ist der Impfschutz 
auch insgesamt noch nicht befrie-
digend, beispielsweise bei Masern 
(siehe Gesundheitsmonitor 4/2006, 
www.lgl.bayern.de). 
Das Bayerische Impfkonzept möch-
te daher auch eine Aufgabenvertei-
lung und Koordination der verschie-
denen Akteure im Bereich der Impf-
prävention erreichen (http://www.
umweltministerium.bayern.de/shop-
link/stmugv-ges-00091.htm). Diese 
Empfehlungen beziehen sich auf 
eine Vielzahl von Erkrankungen, bei 
welchen durch sichere und gut ver-
trägliche Impfstoffe gefährliche Er-
krankungsverläufe vermieden wer-
den können (www.rki.de). 

Umsetzung

Bei der Umsetzung dieser Schwer-
punkte sind – ebenso wie bei der 
Pandemieplanung – viele Akteure 
gefordert: der Öffentliche Gesund-
heitsdienst in Bayern, das heißt 
das StMUGV, das LGL, Regierun-
gen und Gesundheitsämter, nieder-
gelassene Ärzte und Berufsverbän-
de, Krankenkassen, Vertreter aus 
dem Wissenschaftsbereich sowie 
weitere Organisationen, die in der 
Impfprävention erfolgreiche Arbeit 
leisten (z. B. Grünes Kreuz). 
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Schwerpunkte

Folgende acht Schwerpunkte wurden im Rahmen des Bayerischen Impfkonzeptes formuliert

1. Datenlage hinsichtlich Inzi-
denz impfpräventabler Erkran-
kungen, Durchimpfungsraten 
und Impfschäden verbessern:
Impfempfehlungen und Impf-
strategien sollten sich auf eine 
valide Datenbasis stützen, die 
eine Prioritätensetzung, z. B. 
Identifi kation von Risikogrup-
pen, erlaubt und auch eine 
Evaluation von ergriffenen 
Maßnahmen ermöglicht. Fol-
gende Datenquellen sollten 
verbessert werden:

a) Eine Erweiterung der Melde-
pfl icht für alle impfpräventab-
len Erkrankungen wird von 
Bayern im Rahmen der derzei-
tigen Novellierung des IfSG 
angeregt. Dies betrifft insbe-
sondere eine neue Melde-
pfl icht für Tetanus, Pocken, 
Mumps, Röteln, Pertussis so-
wie für invasive Pneumokok-
kenerkrankungen und für Vari-
zellenerkrankungen mit schwe-
ren Komplikationen. 

b) Daten zu Durchimpfungsraten 
liegen in Bayern bislang nur 
fl ächendeckend für Schulan-
fänger vor: Über koordinierte 
Impfaktionen der Gesundheits-
ämter sollen künftig auch 
Durchimpfungsraten aus den 
6. Klassen erhoben werden. 
Zudem werden weitere Kon-
zepte zur Erfassung von Durch-
impfungsraten geprüft, wie 
z. B. die Einführung eines KVB-
Impfregisters.

c) Um einen Überblick über in 
Bayern gemeldete Verdachts-
fälle von Impfschäden zu erhal-
ten, soll künftig von den Regie-
rungen eine jährliche Statistik 
der dort gemeldeten Fälle ans 
LGL übermittelt werden.

2. Priorisierung, z. B. Priorität 
Lebenswelt Kindergarten und 
Schule sowie Arbeitswelt und 
gegebenenfalls Formulierung 
von jeweiligen Impfzielen. Bei 
der differenzierten Schwer-
punktsetzung (z. B. Erhöhung 
der Maserndurchimpfungsra-
ten) wird auch die Bayerische 
Landesarbeitsgemeinschaft
Impfen involviert (s. Punkt 5).

3. Erweiterte Nutzung der Schul-

eingangsuntersuchungen

auch als Instrument zur Verbes-
serung der Durchimpfungsraten 
bei Schulkindern über Einfüh-
rung eines Impfl ücken-Recall-
systems durch die Gesund-
heitsämter sowie über zeitnahe 
Information der niedergelasse-
nen Kinder- und Hausärzte über 
landkreisspezifi sche Impfraten.

4. Koordination der Impfaktionen

der Gesundheitsämter in 
bayerischen Schulen zur Ver-
besserung des subsidiären 
Impfangebots sowie zur Stär-
kung des eigenverantwortli-
chen Impfgedankens durch 
Fokussierung auf die 6. Klasse 
und dadurch gleichzeitige Er-
schließung einer neuen Daten-
quelle für Durchimpfungsraten.

5. Initiierung bzw. Abstimmung 
von weiteren Maßnahmen zur 
Erhöhung der Impfraten

durch:
a) Gründung einer „Bayerischen 

Landesarbeitsgemeinschaft
Impfen“: Vernetzung der Akteu-
re und Institutionen mit Verant-
wortung für die Impfprävention 
in Bayern. Diese soll die aktuel-
len Empfehlungen der Ständi-
gen Impfkommission am RKI 
(STIKO) an Ärzte und Bevölke-
rung in Bayern in geeigneter 

Weise transportieren, durch 
Zusammenführung der Daten-
zugänge die Datenlage optimie-
ren und ein Experten-Gremium 
bei konkreten Fragestellungen 
darstellen.

b) Prüfung einer Impfpassvorlage-
pfl icht (und eventuell auch Be-
ratungspfl icht) bei Besuch ei-
ner Gemeinschaftseinrichtung 
(Kindergarten, Schule, Alten-
heim etc.) mittels eines Pilot-
projekts in einem Landkreis.

c) Stärkung der betrieblichen Ge-
sundheitsvorsorge im Bereich 
Impfen (z. B. Infl uenza-Impfan-
gebote, generelle Impfbuch-
kontrolle bei Einstellung von 
Personal in Gemeinschaftsein-
richtungen und Kliniken).

d) Angebot der Vorsorge durch 
Impfbuchkontrolle, Impfbera-
tung und gegebenenfalls 
Impfangebot bei Lehrern im 
Rahmen der Einstellungsunter-
suchungen von Beamtenan-
wärtern.

6. Öffentlichkeits- und Medien-

arbeit (zielgruppenorientiert; 
Schlüsselpositionen von Ärz-
ten, Hebammen, Apothekern 
nutzen; Vorschlag „Impf-Monat 
September“)

7. Unterstützung der niederge-

lassenen Ärzte hinsichtlich 
Qualifi kation und Motivation 
durch Beseitigung von infra-
strukturellen, administrativen 
und materiellen Barrieren so-
wie durch eine für den Bereich 
der kassenärztlichen Versor-
gung verbindliche qualitätsgesi-
cherte Aus-, Weiter- bzw. Fort-
bildung zum Thema Impfen.

8. Bewertung und gegebenen-
falls Übernahme erfolgrei-

cher Modelle anderer Länder. 
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Psychische Belastungen im 

Rettungsdienst

Rettungsdienstpersonal gilt als be-
sonders exponierte Gruppe für ar-
beitsbedingte psychische Belastun-
gen. Als besonders belastende Ereig-
nisse gelten Suizide, Konfrontation 
mit Opfern von Gewalttaten, Brän-
den und Unfällen, Todesfälle sowie 
Einsätze mit verunglückten Kindern 
und Jugendlichen. Solche Einsätze 
können zu posttraumatischen Belas-
tungsreaktionen führen. Studien zu-
folge muss beim Rettungspersonal 
mit einer „Vollbild-Posttraumatischen 
Belastungsstörung“ (PTBS) bei 3 bis 
7 % der im Rettungsdienst Tätigen 
gerechnet werden. 

Belastungsfaktoren

Psychische Fehlbelastungen resul-
tieren aber nicht nur aus (seltenen) 
extremen Einsätzen und deren 
Traumatisierungsfolgen. Es sind 
vor allem berufsbezogene alltägli-
che Belastungen, insbesondere 
psychosozialer Art, die von Ret-
tungsdienstkräften als beeinträch-
tigend erlebt und mit Stresserle-
ben und Burnout in Verbindung 
gebracht werden. 20,5 % der in 
einer Studie Befragten befanden 
sich im anfänglichen oder fortge-
schrittenen Burnout-Prozess. In 
einer Untersuchung von 2005 be-
urteilten Rettungsdienstmitarbeiter 
ihren eigenen Gesundheitszustand 
signifi kant schlechter als eine Ver-
gleichsgruppe von Beschäftigten 
in anderen Branchen.

Im Rahmen empirischer Untersu-
chungen wurden folgende psychi-
sche Belastungsfaktoren für die 
Rettungsdiensttätigkeit ermittelt:

• Belastungen aus der Arbeitstä-
tigkeit (hohe Verantwortung und 
hoher Entscheidungsdruck, Kon-
frontation mit erschütternden 
Anblicken und Leid, hohe Anfor-
derungen an Handlungs- und 
Konzentrationsfähigkeit über 
einen längeren Zeitraum, hohe 
sensorische Anforderungen);

• Belastungen aus der Arbeitsor-
ganisation (Schichtarbeit, un-
günstige, lange und zum Teil 
variierende Arbeitszeiten, Wo-
chenendarbeit, permanente 
Einsatzbereitschaft, Zeitdruck);

• Belastungen aus sozialen Bezie-
hungen und negative Gratifi ka-

2.7 Psychische Belastungen von Rettungsdienst-
mitarbeitern und Optimierungsmöglichkeiten

Die Gründung einer „Bayerischen 
Landesarbeitsgemeinschaft Imp-

fen“ unterstützt die Vernetzung der 
verschiedenen Akteure und soll bei 

Zeitnah wurden noch im Jahr 

2006 folgende erste Maß-

nahmen umgesetzt: 

1. Information der niedergelassen 
Ärzte über die aktuellen Durch-
impfungsraten bei der Schulein-
gangsuntersuchung durch das 
zuständige Gesundheitsamt.

2. Einführung eines Recall-Sys-
tems (Modellprojekt) bei im 
Rahmen der Schuleingangsun-
tersuchung festgestellten 
Impfl ücken.

3. Neukonzeption der jährlichen 
Impfaktionen der Gesundheits-
ämter in den Schulen: Ziel-

gruppe ist statt der 4. nun die 
6. Jahrgangsstufe (unter Wah-
rung der Subsidiarität gegen-
über dem niedergelassenen 
Bereich), vollständige Impf-
buchkontrolle mit Impfangebot 
(hier gegebenenfalls nur Fo-
kussierung auf bestimmte Imp-
fungen oder Gruppen), Mög-
lichkeit zur Erhebung von 
Durchimpfungsraten in dieser 
Altersgruppe.

4. Gründung einer „Bayerischen 
Landesarbeitsgemeinschaft
Impfen (LAGI)“ im November 
2006.

5. Auswertung der Abrechnungs-
daten der Kassenärztlichen 
Vereinigung Bayerns hinsicht-
lich Impfl eistungen zunächst 
bei Kindern.

6. Vorschlag einer erweiterten 
Meldepfl icht für impfpräven-
table Erkrankungen bei der 
bevorstehenden Novellierung 
des Infektionsschutzgesetzes 
durch den Freistaat Bayern.

7. Pilotprojekt in Kindergärten 
eines Landkreises zur Impf-
passvorlage bei Anmeldung 
des Kindes. 

Mit beiden Maßnahmen – Bayeri-
scher Infl uenzapandemie-
Rahmenplan und Bayerisches 

Impfkonzept – werden zusammen 
mit weiteren Partnern wichtige 
und wirksame Beiträge zum best-

möglichen Schutz der Gesundheit 
der Bevölkerung in Bayern ge-
leistet.

der abgestimmten Umsetzung die-
ses Konzepts helfen. 
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tionsaspekte (Konfl ikte mit Pati-
enten und deren Angehörigen, 
mit uneinsichtigen oder aggres-
siven Personen an der Unfall-
stelle, mit Leitstellen und Auf-
nahmekrankenhäusern, geringe 
Bezahlung, ungenügende Absi-
cherung, geringe gesellschaftli-
che Anerkennung);

• Belastungen aus Arbeitsbedin-
gungen (wechselnde Standorte 
mit spezifi schen Anpassungser-
fordernissen; Gefahr durch bzw. 
Furcht vor Bränden, Explosio-
nen und Infektionen; Arbeit in 
der Öffentlichkeit, Verletzungs-
gefahren durch Straßenverkehr, 
Lärm).

Die bayerische Gewerbeaufsicht 
führte 2006 in Zusammenarbeit mit 
dem LGL eine Aktion durch, die 
sich neben Fragen des allgemeinen 
und medizinischen Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes schwer-
punktmäßig psychischen Fehlbe-
lastungen widmete. Dabei wurden 
nahezu alle Rettungsdienst-Organi-
sationen in Bayern besichtigt, und 
gemeinsam mit den betrieblichen 
Akteuren wurden die psychischen 
Belastungsfaktoren „vor Ort“ ana-
lysiert und Möglichkeiten zur Re-
duktion von psychischen Fehlbelas-
tungen erarbeitet.

Methodisches Vorgehen

Um substanzielle Daten über die 
Belastungssituation der Beschäf-
tigten zu erhalten, wurden zu-
nächst die Rettungsdienstkräfte in 
den einzelnen Rettungswachen 
anonym zu ihren Belastungen und 
zu Optimierungsmöglichkeiten 
ihrer Arbeitsbedingungen befragt. 
Sie wurden gebeten, die Relevanz 
von neun arbeitsbedingten Belas-
tungen, die Forschungsstudien 
zufolge wesentlich zum Belas-
tungsniveau von Rettungsdienst-
personal beitragen, nach der 
persönlichen Bedeutsamkeit einzu-
stufen. Ebenso sollten sie ver-

schiedene betriebliche Maßnah-
men bezüglich ihrer Wirksamkeit 
zur Reduzierung von Fehlbelastun-
gen einschätzen. 
Die Ergebnisse der Mitarbeiterein-
stufungen wurden in Gesprächen 
mit betrieblichen Funktionsträgern 
(Geschäftsführung, Vorgesetzten, 
Betriebs-/Personalrat, Betriebsarzt, 
Sicherheitsfachkraft) diskutiert. 
Themen in den Gesprächsrunden 
waren darüber hinaus die vom Ar-
beitsschutzgesetz verlangte Inte-
gration psychischer Belastungen in 
die Gefährdungsbeurteilung sowie 
die betrieblichen Maßnahmen zur 
Vorbeugung traumatischer Belas-
tungsstörungen. Im Anschluss an 
die Gespräche wurden mit der 
Unternehmensleitung Zielvereinba-
rungen zur Belastungsoptimierung 
getroffen sowie Aufl agen mit Frist-
setzung erteilt, wenn Arbeits-
schutznormen nicht erfüllt waren.

Ergebnisse

Aus Platzgründen werden im Fol-
genden lediglich die Ergebnisse 
der Befragung von Rettungsdienst-
kräften zu ihrer Belastungssitua-
tion und zu Optimierungsmöglich-

keiten präsentiert. An der Befra-
gung nahmen insgesamt 3.280 
Rettungsdienstkräfte teil. 69 % 
davon waren fest angestellt, 24,3 % 
waren ehrenamtliche Kräfte und 
3,9 % der Befragten ordneten sich 
der Kategorie „Sonstige“ (Zivil-
dienstleistende, Praktikanten etc.) 
zu (ohne Angabe: 2,8 %).

Arbeitsplatzunsicherheit als 

große Belastung

Im Durchschnitt lagen die Belas-
tungseinschätzungen durch die 
Rettungsdienstkräfte in einem 
mittleren Bereich. Die höchsten 
Belastungswerte ergaben sich aus 
der Arbeitsplatzunsicherheit, Kon-
fl ikten mit Vorgesetzten und wider-
sprüchlichen Aufgabenzielen. Da-
mit ist unter anderem gemeint, 
dass die Arbeitsanforderungen 
gründliches, qualitativ hochwerti-
ges und gleichzeitig schnelles Ar-
beiten beinhalten. Überstunden 
und Konfl ikte mit Kollegen führten 
zu den vergleichsweise geringsten 
Belastungswerten. Es ist aber zu 
berücksichtigen, dass es sich bei 
diesen Werten um Mittelwerte 
handelt. In einzelnen Rettungs-

Erschütternde Anblicke, 
Hilflosigkeit, Tod

Schicht- und Wochenendarbeit, 
ungünstige Arbeitszeiten

Überstunden

Hohe Verantwortung und 
Entscheidungsdruck

Zeitdruck, Termindruck

Widersprüchliche Aufgabenziele

Konflikte, Ärger mit Vorgesetzten

Konflikte mit Kollegen

Arbeitsplatzunsicherheit

(n = 1380)

 niedrig mittel hoch sehr hoch

Ehrenamtliche              Fest Angestellte

Abb. 2.7a: Belastungsempfi nden von ehrenamtlichen und fest 
angestellten Rettungsdienstkräften 
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Vorgesetzten. Bei allen drei Aspek-
ten hatten die fest angestellten Mit-
arbeiter eine deutlich höhere Nut-
zenerwartung (s. Abb. 2.7b). 

Ausblick

Für die an der Projektarbeit beteilig-
ten Rettungsdienste erbrachten die 
anonymisierten Einstufungsdaten 
der Beschäftigten zu ihrer Belas-
tungssituation und zu Optimierungs-
möglichkeiten wichtige Hinweise 
für die Ableitung von Verbesse-
rungsmaßnahmen. Als zusätzlichen 
Service erhalten die besichtigten 
Unternehmen die grafi sche Darstel-
lung der Belastungsdaten/Optimie-
rungspotenziale in der Gesamtstich-
probe. Dies ermöglicht ihnen, zu 
erkennen, wo sie mit ihren Bemü-
hungen zur Belastungsoptimierung 
im Vergleich zu anderen Organisati-
onen stehen („Benchmarking“) und 
wo man mit weiteren Verbesserun-
gen ansetzen könnte.

Eine ausführliche Darstellung 
von Methoden, Vorgehen 
und Ergebnissen der Projekt-
arbeit fi ndet sich unter www.lgl.

bayern.de/arbeitsschutz

diensten und Rettungswachen 
führte z. B. die Anzahl der Über-
stunden durchaus zu hohen Belas-
tungen: 5,7 % der Befragten 
kreuzten hierbei „sehr hoch“ an.

Höhere Belastung bei fest ange-

stellten Rettungsdienstkräften 

Abbildung 2.7a stellt die Belas-
tungswerte von fest angestellten 
und ehrenamtlichen Beschäftigten 
für eine Teilstichprobe (n= 1.380) 
einander gegenüber. Daraus wird 
ersichtlich, dass fest angestellte 
Rettungsdienstkräfte durchweg 
höhere Belastungswerte angaben 
als Ehrenamtliche. Der größte Un-
terschied ist bei der Arbeitsplatzsi-
cherheit zu verzeichnen, schließ-
lich ist für Ehrenamtliche ihre Ret-
tungsdiensttätigkeit nicht Existenz-
grundlage. Deutlich belastender 
wurden von den fest angestellten 
Kollegen auch Konfl ikte mit Vorge-
setzten sowie ungünstige Arbeits-
zeiten (Schicht- und Wochenend-
arbeit) erlebt.

Arbeitsorganisatorische Maß-

nahmen

Die wirkungsvollsten Beiträge zur 
Verbesserung ihrer Belastungssitua-
tion sahen die befragten Rettungs-
dienstkräfte im Mittel in arbeitsorga-
nisatorischen Maßnahmen (rechtzei-
tige und ausreichende Information, 
transparente Entscheidungen, ein-
deutige Klärung von Zuständigkeiten 
und Aufgabenverteilung). Aber auch 
intensivere Unterstützung durch den 
bzw. die Vorgesetzten wurde als 
Maßnahme zur Belastungsoptimie-
rung hoch eingeschätzt. Wiederum 
handelt es sich hier um Durch-
schnittswerte. Je nach Rettungswa-
che oder Kreisverband wurden die 
Verbesserungsmaßnahmen – ab-
hängig von der Situation „vor Ort“ – 
hinsichtlich ihres Nutzens unter-
schiedlich bewertet. Während ins-
gesamt eine verbesserte Mitspra-
che bei der Erstellung des 

(Mehr) Mitsprache bei der 
Dienstplan-Erstellung

(Mehr) Mitsprache bei der Einteilung 
und Erledigung von Arbeitsaufgaben

Bessere Absprachen im Team, 
regelmäßige Teambesprechungen

Zeitpuffer schaffen
(für Erfahrungsaustausch)

Rechtzeitige und ausreichende Information, 
transparente und nachvollziehbare Entscheidungen

Eindeutige Klärung von Zuständigkeiten und 
Aufgabenverteilung

(Mehr) Unterstützung durch den / 
die Vorgesetzten

Supervisionsangebote für 
Rettungskräfte

Seminare zur Vorbereitung und Nachbereitung 
von psychisch stark beanspruchenden Einsätzen

(n = 1380)

 niedrig mittel hoch sehr hoch

Ehrenamtliche              Fest Angestellte

Abb. 2.7b: Bewertung von Optimierungsmaßnahmen durch ehren-
amtliche und fest angestellte Rettungsdienstkräfte

Dienstplans mit dem Wert „mittel“ 
eingestuft wurde, gab es circa 10 % 
der Befragten, für die mehr Mitspra-
che zu einer „sehr großen“ Verbes-
serung der eigenen Belastungssitua-
tion führen würde.

Verbesserungsvorschläge der 

Befragten

Die Befragten konnten außerdem 
angeben, welche sonstigen Maß-
nahmen die psychische Belas-
tungssituation an ihrem Arbeits-
platz weiter verbessern könnten. 
Die meisten Nennungen hierzu 
betrafen die Verbesserung der Zu-
sammenarbeit mit Kollegen und 
insbesondere Vorgesetzten, aber 
auch Optimierungen der techni-
schen Ausstattung der Fahrzeuge 
(z. B. Klimaanlage) wurden häufi g 
gewünscht.
Die deutlichsten Unterschiede zwi-
schen fest angestellten Beschäftig-
ten und Ehrenamtlichen zeigten 
sich bei der Bewertung einer ver-
besserten Mitsprache bei der 
Dienstplangestaltung, der Verfüg-
barkeit rechtzeitiger und ausreichen-
der Information und intensivierter 
Unterstützungsleistungen durch die 
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Tabakrauch ist einer der bedeu-
tendsten und gefährlichsten ver-
meidbaren Innenraumluftschad-
stoffe und wurde von der WHO als 
kanzerogen für den Menschen 
eingestuft.
In Deutschland ist nach wie vor ein 
großer Teil der Bevölkerung  Taba k-
rauch ausgesetzt. Gründe dafür 
sind die hohe Rauchprävalenz und 
die nur geringfügigen Einschrän-
kungen des Rauchens in öffentlich 
zugänglichen Räumen. Damit ist 
die Exposition gegenüber Taba k-
rauch in Deutschland eines der 
wichtigsten Public Health-Proble-
me. Aktuellen Schätzungen zufol-
ge sind rund 3.300 Todesfälle pro 
Jahr dem Passivrauchen zuzu-
schreiben.
Während Kinder vor allem in der 
familiären Wohnung dem  Taba k-
rauch ausgesetzt sind, stellen Gas-
tronomiebetriebe eine Hauptexpo-
sitionsquelle insbesondere für Ju-
gendliche und junge Erwachsene 
dar. Das LGL hat das Ausmaß der 
Tabakrauchbelastung bei diesen 
beiden Schwerpunkten in zwei 
Studien näher untersucht.

Tabakrauchbelastung 

in Gastronomiebetrieben

In Zusammenarbeit mit dem Lan-
desamt für Umwelt (LfU) und dem 
Institut und Poliklinik für Arbeits- 
und Umweltmedizin der Ludwig-
Maximilians-Universität München 
wurden Tabakrauchsubstanzen in 
der Raumluft von Cafés, Restau-
rants, Kneipen und Diskotheken 
analysiert.
Neben tabakrauchspezifi schen 
Substanzen wie Nikotin und 3-
Ethenylpyridin wurden im Taba k-
rauch enthaltene Substanzen wie 
Feinstäube, fl üchtige organische 
Substanzen, polyzyklische aromati-

2.8 Tabakrauchbelastung in Bayern: 
Aktuelle Studien des LGL

sche Kohlenwasserstoffe und 
Schwermetalle bestimmt. Die 
Messungen fanden in 28 Gastro-
nomiebetrieben im Raum Mün-
chen und Augsburg im Zeitraum 
April 2005 bis Mai 2006 statt. 
Durch eine Messzeit von vier Stun-
den während der Hauptbesuchs-
zeit des jeweiligen Betriebs wurde 
die Erfassung realer Expositionssi-
tuationen sichergestellt.
Die Ergebnisse belegen, dass in 
Gastronomiebetrieben, in denen 
geraucht werden darf, die Belastung 
der Raumluft mit toxischen und zum 
Teil kanzerogenen Substanzen aus 
dem Tabakrauch erheblich ist. Insbe-
sondere in Diskotheken wurden 
hohe Konzentrationen gesundheits-
schädlicher Tabakrauchsubstanzen 
nachgewiesen (s. Abb. 2.8a).
In einer Studie des Deutschen 
Krebsforschungszentrums (DKFZ) 
wurde ebenfalls die Feinstaubbe-
lastung durch Tabakrauch in Gas-
tronomiebetrieben im Jahr 2006 
gemessen. Die nachgewiesenen 
Konzentrationen in Cafés, Gast-
stätten und Kneipen stimmen mit 
den Ergebnissen der LGL/LfU- Stu-
die gut überein. In Diskotheken 
wurden in der bayerischen Unter-
suchung höhere Feinstaubkonzent-
rationen gemessen (s. Abb. 2.8b). 

Fazit

Das aktuell im Jahr 2006 für 
Deutschland belegte Ausmaß der 
Tabakrauchbelastung in Gastrono-
miebetrieben verweist eindringlich 
auf den Handlungsbedarf zum 
Schutz Nichtrauchender. In ande-
ren europäischen Staaten gibt es 
bereits positive Erfahrungen mit 
der Umsetzbarkeit und Akzeptanz 
gesetzlicher Regelungen einer 
rauchfreien Gastronomie. 
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Abb. 2.8a: Korrelation der 
Nikotinkonzentration in der 
Raumluft von Gastronomie-
betrieben mit der Konzentrati-
on von Feinstaub (PM 2.5), 
fl üchtigen organischen Sub-
stanzen (TVOC) und der Sum-
me der polyzyklischen aroma-
tischen Kohlenwasserstoffen 
(PAK-Summe) 
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Tabakrauchbelastung von 

Kindern in Bayern 

Im Rahmen des Surveys 
2004/2005 der Gesundheits-Moni-
toring-Einheiten (GME) in Bayern 
wurden Eltern von 6.349 Vorschul-
kindern im Alter zwischen fünf und 
sieben Jahren zur Tabakrauchbe-
lastung ihrer Kinder und zu Vor-
sichtsmaßnahmen zur Verminde-
rung der Exposition befragt. 
Die Eltern von 32 % der Kinder 
gaben an, dass in der eigenen 
Wohnung geraucht wurde. 16 % 
der Kinder waren täglich Taba k-
rauch in der Wohnung ausgesetzt. 
Eine Tabakrauchexposition in Gast-
stätten war zum Zeitpunkt der Be-
fragung kaum zu vermeiden: Zu-
mindest gelegentlich waren 
71 % der Kinder Tabakrauch in 
Gaststätten ausgesetzt, 1 % der 
Kinder sogar häufi g. Deutlich selte-
ner war das Passivrauchen von 
Kindern in Kraftfahrzeugen: Insge-
samt 11 % der Kinder waren dem 
Tabakrauch in Autos ausgesetzt, 
zumeist nur gelegentlich.
Während das Passivrauchen von 
Kindern in der Wohnung oder im 
Auto häufi ger in sozial benachtei-
ligten Familien vorkam, war das 
Passivrauchen in Gaststätten mit 
einer höheren sozialen Stellung 
verbunden.
Die Eltern wurden zu verschiede-
nen Vorsichtsmaßnahmen befragt:

• ob sie oder andere Personen 
ausschließlich auf dem Balkon 
oder der Terrasse rauchten,

• ob nur in Abwesenheit des Kin-
des innerhalb der Wohnung 
geraucht wurde,

• ob stark gelüftet wurde, wenn 
in Gegenwart des Kindes ge-
raucht wurde. 

Bezogen auf alle 1997 Haushalte, 
in denen geraucht wurde, wurde 
nach Elternangaben in der Hälfte 
der Fälle konsequent außerhalb 
der Wohnung auf Balkon oder Ter-
rasse geraucht. Diese Vorsichts-
maßnahme konnten sozial benach-
teiligte Eltern aufgrund ihrer einge-
schränkten Wohnbedingungen 
seltener ergreifen.
Wenn in der Wohnung selbst ge-
raucht wurde, geschah dies bei 
einem Drittel nicht in Gegenwart 
des Kindes. Über die Hälfte der 
befragten Eltern versuchten durch 
starkes Lüften die Tabakrauchbe-
lastung ihres Kindes zu vermin-
dern, wenn im gleichen Raum ge-
raucht wurde.

Wirksame Präventionsmaß-

nahmen sind nötig

Expositionsstudien haben gezeigt, 
dass Vorsichtsmaßnahmen von 
Eltern, wie Rauchen am offenen 
Fenster oder in einem anderen 
Raum der Wohnung, nicht ausrei-
chen, um Kinder effektiv vor Taba k-
rauch zu schützen. Wirksame Prä-
ventionsmaßnahmen müssen so-
wohl an dem Wissen und der Ein-
stellung von Eltern zu den 

Abb. 2.8c: 16 % der 6.349 
befragten Vorschulkinder 
waren täglich Tabakrauch in 
der Wohnung ausgesetzt.

gesundheitlichen Risiken des Pas-
sivrauchens und zu effektiven 
Schutzmaßnahmen ansetzen als 
auch an den materiellen und struk-
turellen Dimensionen der sozialen 
Lage von Familien. 
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Abb. 2.8b: Mittelwerte der Feinstaubbelastung in 
Gastronomiebetrieben
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Tab. 3a: Die Untersuchungsergebnisse 2006 auf einen Blick 

Lebensmittel 70.808 10.115 14,3% 431 8.077 3.151
01  Milch 1.565 43 2,7% 7 36  0
02  Milchprodukte (ausgen. 03 und 04) 1.327 177 13,3% 3 169 45
03  Käse 1.678 303 18,1% 1 222 148
04  Butter 526 48 9,1% 0 22 32
05  Eier und Eiprodukte 495 91 18,4% 6 60 47
06  Fleisch warmblütiger Tiere (auch tiefgefroren) 3.391 1.149 33,9% 208 969 151
07 Fleischerzeugnisse warmblütiger Tiere (ausgen. 08) 1.708 462 27,0% 23 316 201
08  Wurstwaren 2.700 564 20,9% 26 387 271
10 Fische, Fischzuschnitte 633 105 16,6% 3 97 22
11  Fischerzeugnisse 473 94 19,9% 6 74 21
12 Krusten-, Schalen-, Weichtiere, sonstige Tiere u. 

 Erzeugnisse
354 48 13,6% 1 34 21

13 Fette, Öle (ausgen. 04) 556 80 14,4% 0 43 43
14  Suppen, Soßen (ausgen. 20 und 520100) 338 63 18,6% 1 33 45
15 Getreide 642 28 4,4% 1 22 6
16 Getreideprodukte, Backvormischungen, Brotteige, Massen, 

Teige für Backwaren
631 58 9,2% 0 23 47

17 Brote, Kleingebäcke 662 80 12,1% 6 74 12
18 Feine Backwaren 1.635 282 17,2% 31 145 124
20 Mayonnaisen, emulgierte Soßen, kalte Fertigsoßen, 

  Feinkostsalate
588 103 17,5% 1 77 48

21  Puddinge, Cremespeisen, Desserts, süße Soßen 114 29 25,4% 7 20 3
22 Teigwaren 456 28 6,1% 2 12 17
23  Hülsenfrüchte,  Ölsamen,  Schalenobst 1.178 147 12,5% 39 102 34
24  Kartoffeln, stärkereiche Pfl anzenteile 544 56 10,3% 0 48 15
25 Frischgemüse (ausgen. Rhabarber) 1.560 144 9,2% 0 138 21
26 Gemüseerzeugnisse, Gemüsezubereitungen 

(ausgen. Rhabarber u. 200700 u. 201700)
640 122 19,1% 11 69 49

27  Pilze 268 32 11,9% 0 32 4
28 Pilzerzeugnisse 179 20 11,2% 0 14 14
29 Frischobst (einschl. Rhabarber) 1.347 105 7,8% 1 84 29
30 Obstprodukte (ausgen. 31 und 41 einschl. Rhabarber) 512 95 18,6% 0 84 19
31 Fruchtsäfte, Fruchtnektare, Fruchtsirupe, Fruchtsäfte 

 getrocknet
775 110 14,2% 10 35 98

32 Alkoholfreie Getränke, Getränkeansätze, Getränkepulver 
(auch brennwertreduziert)

518 141 27,2% 5 68 94

33 Weine, Traubenmoste 9.241 545 5,9% 0 545 300
34 Erzeugnisse aus  Wein (auch Vor- und Nebenprodukte der 

Weinbereitung)
135 19 14,1% 0 7 18

35 Weinähnliche Getränke sowie deren Weiterverarbeitungs-
erzeugnisse (auch alkoholreduziert oder alkoholfrei)

144 47 32,6% 0 6 54

36 Biere, bierähnliche Getränke, Rohstoffe für die 
 Bierherstellung

1.096 149 13,6% 6 51 138

37  Spirituosen, spirituosenhaltige Getränke 394 89 22,6% 0 44 123
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39 Zucker 103 1 1,0% 0 0 1
40  Honige, Imkereierzeugnisse, Brotaufstriche 

(auch brennwertvermindert, ausgen. 41)
645 145 22,5% 0 97 81

41  Konfi türen, Gelees,  Marmeladen, Fruchtzubereitungen 
(auch brennwertvermindert)

223 48 21,5% 0 13 62

42  Speiseeis, Speiseeishalberzeugnisse 3.181 288 9,1% 0 154 144
43  Süßwaren (ausgen. 44) 335 54 16,1% 1 11 62
44 Schokoladen, Schokoladenwaren 378 76 20,1% 0 27 79
45 Kakao 82 0 0,0% 0 0 0
46  Kaffee, Kaffeeersatzstoffe, Kaffeezusätze 322 25 7,8% 0 7 23
47 Tees, teeähnliche Erzeugnisse 502 66 13,1% 1 35 49
48 Säuglings-, Kleinkindernahrungen 547 16 2,9% 0 7 12
49 Diätetische Lebensmittel 195 19 9,7% 0 10 13
50 Fertiggerichte, zubereitete Speisen (ausgen. 48) 1.426 159 11,2% 18 138 46
51 Nahrungsergänzungsmittel, Nährstoffkonzentrate, 

Ergänzungsnahrung
318 76 23,9% 0 52 75

52  Würzmittel 420 81 19,3% 0 9 98
53  Gewürze 556 55 9,9% 1 39 30
54  Aromastoffe 137 10 7,3% 0 1 9
56 Hilfsmittel aus Zusatzstoffen u./o. Lebensmitteln 

und Convenience-Produkte
27 3 11,1% 1 2 0

57  Zusatzstoffe und wie  Zusatzstoffe verwendete Lebens-
mittel, Vitamine

51 4 7,8% 1 0 4

59  Trinkwasser,  Mineralwasser, Tafelwasser, Quellwasser, 
Brauchwasser

15.919 3.305 20,8% 3 3.285 49

60 Rohtabake,  Tabakerzeugnisse, Tabakersatz sowie 
Stoffe und Gegenstände für die Herstellung von 
 Tabakerzeugnissen

198 12 6,1% 0 7 5

 Bedarfsgegenstände 4.297 654 15,2% 9 336 383
82  Bedarfsgegenstände mit Körperkontakt und zur 

Körperpfl ege
699 238 34,0% 0 31 213

83  Bedarfsgegenstände zur Reinigung und Pfl ege sowie sonst. 
Haushaltschemikalien

196 15 7,7% 0 0 15

85  Spielwaren und Scherzartikel 831 172 20,7% 3 74 134
86  Bedarfsgegenstände mit Lebensmittelkontakt 2.571 229 8,9% 6 231 21
84  Kosmetische Mittel und Stoffe zu deren Herstellung 1.751 112 6,4% 5 29 108

Untersuchungen i. R. des Nationalen Rückstands-
kontrollplanes

10.941 28 0,3% 0 28 0

Insgesamt 81.557 10.893 13,4% 445 8.449 3.647
* ZEBS: Zentrale Erfassungs- und Bewertungsstelle für Umweltchemikalien

Wegen möglicher Mehrfachbeanstandungen bei einzelnen Proben ist die Fallzahl der Beanstandungsgründe nicht identisch mit der Zahl der 
 beanstandeten Proben.

Eine ausführliche Liste, die alle Beanstandungsgründe einzeln aufschlüsselt, fi nden Sie im Internet unter www.lgl.bayern.de 
(Stichwort: Untersuchungsergebnisse 2006).
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beseitigen sowie Rechtsverstöße 
aufzudecken, erstellt das LGL als
staatliche Fachbehörde in Bayern 
Proben- und Kontrollpläne. Die 
Untersuchung der entnommenen 
Proben erfolgt unter dem optima-
len Einsatz des qualifi zierten Per-
sonals und der hochwertigen Ana-
lysegeräte.
Die Anzahl der zu untersuchenden 
Proben richtet sich nach der Ein-
wohnerzahl: Pro 1.000 Einwohner 
sollen jeweils fünf Proben Lebens-
mittel sowie 0,5 Proben Kosmeti-
ka, Tabakerzeugnisse und  Bedarfs-
gegenstände untersucht werden. 
Die Proben werden zielorientiert 
angefordert und überwiegend bei 
Herstellerbetrieben und Importeu-
ren entnommen. 
Folgende, vom LGL nicht oder nur 
bedingt steuerbare, von Bund oder 
EU veranlasste, überregionale 
Kontrollpläne werden in der Pro-
benplanung zusätzlich berücksich-
tigt:

• Koordinierte Kontrollpläne nach 
Artikel 53 der Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004 

• Nationaler Rückstandskontroll-
plan

• Lebensmittel-Monitoring
(LMBG/LFGB)

• Bundesweiter Überwachungs-
plan (gemäß § 11 der AVV RÜb)

• Vorführpfl ichten nach § 55 
LFGB

Ergebnisse 2006

Die Statistik (s. Tab. 3a) stellt die 
Ergebnisse der amtlichen Lebens-
mittelüberwachung 2006 in Bayern 
in Kurzform dar.
Dafür wurden einzelne Produkte zu 
Gruppen zusammengefasst und 
Beanstandungsgründe gebündelt. 
Detaillierte Erläuterungen zu den 
Ergebnissen des Jahres 2006 bei 

3. Lebensmittel und Futtermittel

Die oberste Lebensmittelüberwa-
chungsbehörde in Bayern ist das 
Bayerische Staatsministerium für 
Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz (StMUGV). Ihm nach-
geordnet sind die Regierungen. 
Sie führen die Fachaufsicht und 
koordinieren die Tätigkeit der unte-
ren Lebensmittelüberwachungsbe-
hörden an 71 Landratsämtern und 
25 kreisfreien Städten. Diese sind 
für die Überwachung der Betriebe 
durch Betriebskontrollen und Pro-
benahmen verantwortlich. Sie sor-
gen für die Beseitigung festgestell-
ter Mängel und ahnden Ordnungs-
widrigkeiten.
Die Betriebe werden von den Le-
bensmittelkontrolleuren bzw. Amts-
tierärzten auch gemeinsam mit 
LGL-Sachverständigen aus Veteri-
närmedizin, Lebensmittelchemie, 
Humanmedizin, Lebensmitteltech-
nologie, Gewerbeaufsicht, Phar-

mazie etc. überprüft (s. Kap. 1.3.1 
über die „Spezialeinheit Lebens-
mittelsicherheit“ des LGL).
Führen Kontrollen zu Beanstandun-
gen, die nicht sofort oder freiwillig 
durch den verantwortlichen Betrei-
ber abgestellt werden, sorgen die 
Lebensmittelüberwachungsbehör-
den durch Anordnungen oder an-
dere Maßnahmen zur Gefahrenab-
wehr dafür, dass rechtskonforme 
Zustände wiederhergestellt wer-
den, z. B. durch Bußgelder. Bei 
Verdacht auf eine Straftat wird ein 
Vorgang an die Staatsanwaltschaft 
weitergeleitet.

Probenplanung

Mit dem Ziel, Risiken für die Ge-
sundheit der Verbraucherinnen und 
Verbraucher frühzeitig zu identifi -
zieren, Verunreinigungen und Ver-
fälschungen zu erkennen und zu 

Abb. 3a: Im Rahmen der amtlichen Lebensmittelüberwachung 
untersuchte das LGL im Jahr 2006 insgesamt 81.557 Proben 
chemisch, physikalisch und/oder mikrobiologisch.

Wie funktioniert die amtliche Lebensmittelüberwachung 
in Bayern?
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den einzelnen Warengruppen fi n-
den Sie im aktuellen Kapitel 3. 

81.557 Proben untersucht

Im Rahmen der amtlichen Lebens-
mittelüberwachung untersuchte 
das LGL im Jahr 2006 insgesamt 
81.557 Proben chemisch, physika-
lisch und/oder mikrobiologisch. 
Dabei wurden untersucht:

• 70.808 Lebensmittelproben,
• 1.751 Proben von kosmeti-

schen Mitteln,
• 4.297 Proben Bedarfsgegen-

stände,
• 198 Proben Tabakwaren
• 4.503 Proben des Nationalen 

Rückstandskontrollplanes
(Nicht-Lebensmittel)

Resümee

Die Beanstandungsquote lässt 
nur bedingt Rückschlüsse auf die 
tatsächliche Gesamtsituation bei 
den einzelnen Warengruppen 
oder gar auf die Marktsituation 
zu. So wird sie tendenziell eher 
hoch sein, wenn viele Beschwer-
de- und Verdachtsproben unter-
sucht werden mussten. Eine 
repräsentative Aussage über die 
allgemeine Qualität der Waren 
lässt sich daraus nicht ableiten. 

10.893 Proben beanstandet

Von diesen Proben mussten 
10.893 – oder 13,4 % – beanstan-
det werden.
Im Jahr zuvor (2005) untersuchte 
das LGL im Rahmen der amtlichen 
Lebensmittelüberwachung 79.649 
Proben. Davon waren 11.076 oder 
13,9 % zu beanstanden. Wegen 
der grundsätzlich risikoorientierten 
Probenplanung des LGL kann aus 
diesen Zahlen aber kein Trend ab-
geleitet werden. Auch 2006 ging 
eine unmittelbare Gefahr für Ver-
braucher nur von wenigen Proben 
aus. So mussten z. B. nur 431 Le-
bensmittel, weniger als 0,1 % der 
Proben, wegen eines gesundheitli-
chen Risikos als „nicht sicher“ 
beanstandet werden. Die Befunde 

wurden, sofern von überregionaler 
Bedeutung, über das europäische 
Schnellwarnsystem kommuniziert. 
Entsprechende Ware wurde vom 
Markt genommen.

3.1 Lebensmittelgruppen

3.1.1 Tierische Lebensmittel und Lebensmittelerzeugnisse 
(ZEBS-Codes: 01, 02, 03, 04, 05, 06, 07, 08, 10, 11, 12, 20, 21)

Milch, Milchprodukte, Eier und 

Puddinge

Rohmilch, Vorzugsmilch und 

Konsummilch

Ab Hof bezogene Rohmilch muss 
vor dem Verzehr abgekocht wer-
den, um das Risiko einer Infektion 
mit Krankheitserregern auszuschal-
ten. Denn in 3,5 % der in landwirt-
schaftlichen Erzeugerbetrieben 
entnommenen Rohmilchproben 
wurden verotoxinbildende Escheri-
chia coli ( VTEC) und andere patho-
gene Keime, wie Listeria monocy-
togenes (L. m.) und Streptococcus 
agalactiae nachgewiesen. Während 
in Nordbayern keine Vorzugsmilch-
betriebe mehr existieren, wurden 
bei der Untersuchung von Vorzugs-
milch in Fertigpackungen und von 
Einzelgemelken aus derartigen Be-

trieben im südbayerischen Raum, 
je einmal die Keime der Gattung 
Campylobacter, L. m., bzw. L. inno-
cua nachgewiesen. Nach Sanierung 
eines weiteren Betriebes, in des-
sen Proben zuvor VTEC nachgewie-
sen wurde, ergaben sich keine po-
sitiven Befunde mehr.
Verbraucher beschwerten sich über 
abweichende sensorische Beschaf-
fenheit von Konsummilch, die häu-
fi g auf eine bakterielle Kontaminati-
on zurückzuführen waren. Daneben 
waren immer wieder Fehler in der 
Pfl ichtkennzeichnung von Fertig-
packungen feststellbar.
Bei geschäumter Milch aus Kaffee-
kombinationsmaschinen ergaben 
Stufenkontrollen zum Teil hohe 
Keimgehalte in der Milch aus dem 
Vorratsbehälter, während das Aus-
gangsmaterial aus der Originalpa-
ckung sowie die geschäumte Milch

nach dem Erhitzungsprozess mit 
Wasserdampf nahezu keimfrei wa-
ren. Zudem wurden mitunter in 
diesen Proben Bestandteile aus 
dem Reinigungsmittel in Form von 
Benzalkoniumchloriden festgestellt. 

Milcherzeugnisse

Bei Hygienekontrollen von Sahne-
aufschlagautomaten durch Stufen-
kontrollen in Gastronomiebetrieben 
waren nahezu die Hälfte aller Pro-
ben geschlagener Sahne wegen 
Überschreitung der Warnwerte von 
105 KbE/g für coliforme Keime und/
oder Pseudomonaden zu beanstan-
den. Eine Probe war aufgrund des 
Nachweises von L. m. als gesund-
heitsschädlich einzustufen.
Weitere Beanstandungen ergaben 
sich aus Kennzeichnungsmängeln 
auf Fertigpackungen.
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sich aus der Überschreitung der 
zugelassenen Menge an Konser-
vierungsstoffen, fehlender Dekla-
ration von Zusatzstoffen und der 
Streckung von getrocknetem, ge-
riebenem Hartkäse mit über 10 % 
Cellulosepulver.

Milchstreichfette, Kräuterbutter, 

Butter

Vermutlich durch die Vorgaben des 
Handels, die Gestehungspreise für 
Lebensmittel tendenziell zu senken, 
werden von den Lebensmittelher-
stellern neue Produkte vor allem im 
Bereich der Streichfette durch Ver-
wendung erhöhter Wasseranteile 
als Zutat konzipiert. Die Aufma-
chung dieser Produkte wird so ge-
staltet, dass rechtliche Vor gaben zur 
Kennzeichnung über wiegend auf 
dem Boden der Verpackungen auf-
gedruckt sind. Handelsmarken wer-
den mit irreführenden Auslobungen 
„voller Butter geschmack“, „feiner 
Buttergeschmack“ oder auch „full 
taste“ versehen. Durch den hohen 
Anteil an Wasser, der bis etwa 70 % 
betragen kann und der mit Dickungs-
mitteln und Konservierungsstoffen 
stabilisiert werden muss, sind ge-
schmacklich deutliche Unterschiede 
merkbar. 
Ungerechtfertigter Weise als 
„frisch“ bezeichnete, jedoch zum 
Teil unter Verwendung tiefgefrore-
ner Kräuter hergestellte Kräuter-

3. Lebensmittel und Futtermittel

Käse

Verbraucherbeschwerden hinsicht-
lich sensorischer Abweichungen 
eines Backkäses bzw. eines Emmen-
talers sowie der Nachweis von die 
Gesundheit gefährdenden Fremd-
körpern in italienischem Parmesan-
käse führten zu Beanstandungen. 
Bayerische Käsezubereitungen 
(Obatzter) von Selbstherstellern 
mussten in einigen Fällen wegen 
eines Nachweises von Staphylo-
kokken und Listerien durch Hygie-
nemängel bei der Herstellung be-
anstandet werden. 
Bei circa 25 % der eingesandten 
Proben war die erforderliche Kenn-
zeichnung nicht vorhanden bzw. 
unvollständig.
Nur bei einer Probe „Kochkäse“ wur-
de die unzulässige Verwendung von 
Margarine festgestellt.

Irreführende Bezeichnung der 

Tierart

Bei 37 Proben Schafkäse aus 
Gastronomiebetrieben aus Groß-
gebinden wurde die Tierart der ver-
wendeten Milch durch isoelektri-
sche Fokussierung und PCR be-
stimmt.
Bei 12 Proben (32 %) wurde zur 
Herstellung des Käses Kuhmilch 
verwendet. In diesen Fällen ist die 
Bezeichnung „Schafskäse“ irre-
führend. Die „Umdeklarierung“ 
der Käse erfolgte auf dem Weg 
vom Hersteller zum Endverbrau-
cher oder nach ursprünglich richti-
ger Kennzeichnung des Ausgangs-
materials auf der Speisekarte.
Nach den Vorgaben des Bundes-
weiten Überwachungsplans (BÜP) 
lag in diesem Jahr ein Schwer-
punkt auf „Mozzarella in Lake“ in 
Handelspackungen, der hauptsäch-
lich nach hygienisch-mikrobiolo-
gischen Kriterien zu untersuchen 
war. In sechs von 20 Fällen waren 
bereits bei Probeneingang über-
höhte Keimzahlen (mehr als 106

KbE/g coliforme Keime und/oder 
Pseudomonaden) feststellbar. In 

fünf der sechs mikrobiologisch 
auffälligen Proben kam es bei 
Ende des Mindesthaltbarkeitsda-
tums (MHD) demzufolge auch zu 
sensorischen Normabweichungen. 
In keiner der zur Untersuchung 
vorgelegten Proben waren patho-
gene Keime oder Keime in ge-
sundheitsgefährdenden Größen-
ordnungen nachzuweisen. Durch 
die Lagerung kann es bei diesen 
Produkten zu erheblichem Stoff-
austausch zwischen Lake und 
Käse kommen, so dass am Ende 
des MHD das angegebene Ab-
tropfgewicht erheblich unterschrit-
ten wird und eventuell der Fettge-
halt sich auf Rahmstufe erhöht.

Kennzeichnungsmängel von 

Thekenware und Fertig-

packungen

Bei der Abgabe von loser Ware 
wurden mitunter Bezeichnungen 
von Standardsorten in nicht zuläs-
siger Weise verwendet bzw. wur-
den die Käsegruppe, sofern es 
sich nicht um eine Standardsorte 
handelte, der Fettgehalt bzw. die 
Fettgehaltsstufe oder der Hinweis 
auf eine für den Verzehr nicht ge-
eignete Rinde nicht genannt. 
Zu beanstanden war außerdem, 
dass Käse gelegentlich in weich-
macherhaltiger Kunststoff-Folie an 
den Verbraucher abgegeben wird.
Weitere Beanstandungen ergaben 

Trend

Die Beanstandungsrate für Ob-
atzter von Selbstherstellern hin-
sichtlich unzureichender Kenn-
zeichnung ist seit Jahren unver-
ändert groß. Während im Jahr 
2005 noch zehn deutliche Höchst-
mengenüberschreitungen von 
Natriumnitrat bei reifen Käsesor-
ten (halbfester Käse, Schnittkäse 
sowie Hartkäse) zu beanstanden 
waren, war im Untersuchungs-
zeitraum 2006 keine Überschrei-
tung mehr feststellbar. 

Zu beobachten ist ein Rückgang 
bei Kennzeichnungs- und Fri-
schemängeln bei rohen Eiern im 
Vergleich zu den Vorjahren (2004: 
79 %, 2005: 51 %). Ähnlich wie 
in den Jahren zuvor waren in 
lediglich zwei von 160 Proben 
rohen Eiern (1,3 %) Salmonellen
nachweisbar. Die  Hygienemän-
gel bei Speiseeis von Selbsther-
stellern, Sahneautomaten und 
bei Käse bewegen sich auf dem 
gleichen Niveau wie im Vorjahr.
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butter sowie illegal mit 20 % 
Fremdfett gestreckte ausländische 
„Butter“ für die Schmelzkäsepro-
duktion führte zu weiteren Bean-
standungen.
Eine Verbraucherbeschwerde hin-
sichtlich rötlicher Flecken auf deut-
scher Markenbutter erwies sich 
als Kolonien eines rötlich pigmen-
tierten Schimmelpilzes der Gat-
tung Penicillium. In einem anderen 
Fall war eine Verunreinigung mit 
einem pfl anzlichen Fett und ein 
carotinähnlicher Farbstoff die Ur-
sache für ebenfalls rötliche Verfär-
bungen von Butter. 

Mikrobiologische Untersuchung 

von Speiseeis

In circa 12 % von über 2.500 Spei-
seeisproben, hauptsächlich von 
Selbstherstellern, waren Hygiene-
mängel durch erhöhte Keimzahlen 
festzustellen. Bei lediglich einer 
Eisprobe wurden Salmonellen
nachgewiesen. Speiseeis aus Fer-
tig- bzw. Portionspackungen war 
mikrobiologisch dagegen nicht zu 
beanstanden.
13 von 30 als „Vanilleeis“ bezeich-
nete Speiseeisproben enthielten 
anstatt teuerer Vanille lediglich 
sehr kleine Teile extrahierter Vanil-
leschoten, das Aroma stammte 
jedoch überwiegend bzw. nur von 
dem naturidentischen Aromastoff 
„Vanillin“. Ein derart hergestelltes 
Speiseeis ist nur unter der Be-
zeichnung „mit Vanillegeschmack“ 
verkehrsfähig.
Der Ersatz der Bezeichnung einer 
Geschmacksrichtung durch Fanta-
siebezeichnungen oder zu geringe 
Fruchtgehalte, die nur noch einen 
Hinweis auf den Geschmack der 
Fruchtart erlauben, zu geringe 
Milchfettanteile, die nicht ausrei-
chend deklarierte Verwendung des 
billigen Ersatzproduktes „kakaohal-
tige Fettglasur“ bei der Sorte 
„Stracciatella“ sowie die fehlende 
Angabe von zugelassenen künstli-
chen Farbstoffen bei offen ange-

botenem Speiseeis, führte zu Be-
anstandungen wegen Irreführung 
des Verbrauchers. 

Untersuchung von gekochten, 

gefärbten Eiern 

Bei lediglich drei von 61 Proben 
gekochter oder gefärbter Eier in 
Kleinpackungen war ein Verderb 
(fauliger, alter oder käsiger Geruch) 
feststellbar. Fünf Proben waren 
wegen eines intensiv gefärbten Ei-
Inhalts zu beanstanden, da die Eier
schon vor dem Einlegen ins Färbe-
bad beschädigt waren. Drei weite-
re Proben wiesen irreführende 
Packungsangaben auf. 

Pudding, Cremespeisen, 

Desserts, süße Soßen

Lediglich die sensorische Be-
schaffenheit von Pudding (Schim-
melpilzbefall) und vereinzelte 
Kennzeichnungsmängel führten zu 
Beanstandungen.

Fisch und Fischereierzeugnisse 

Biogene Amine in Fisch und 

Fischerzeugnissen

Bei der Lagerung von Fisch und 
Fischerzeugnissen werden Amino-

säuren durch gewebseigene oder 
mikrobielle Enzyme zu biogenen 
Aminen, z. B. Histamin, abgebaut. 
Histamin entsteht vor allem beim 
Verderb von dunkelfl eischigen, histi-
dinreichen Fischarten und ist in hö-
heren Konzentrationen für den 
Menschen toxisch (Scromboid 
Poisoning). Bereits bei einer Auf-
nahme von mehr als 40 mg können 
Vergiftungserscheinungen auftre-
ten. Auch 2006 waren vor allem 
Proben aus Gaststätten prob-
lematisch. Durch Hygienemängel
gelangen Keime, darunter auch De-
carboxylase bildende Enterobacteri-
aceen in die ursprünglich sterilen 
Thunfi schvollkonserven, die nach 
dem Öffnen oft über mehrere Tage 
unzureichend gekühlt gelagert wer-
den. Die Folge ist eine explosionsar-
tige Keimvermehrung und je nach 
Keimart die Bildung von Histamin.

Sulfi t in  Garnelen – ein Zusatz-

stoff mit allergener Wirkung

Sulfi t ist bei Garnelen zur Konser-
vierung zugelassen und dient zur 
Vermeidung der Schwarzfl ecken-
krankheit ( Melanosis), einem Indi-
kator für Verderb. Sie tritt auf, 
wenn Garnelen zwischen Fang und 
Verarbeitung zu lange gelagert 
werden (s. Abb. 3.1.1a).

Abb. 3.1.1a: Garnelenschale mit Anzeichen von Verwesung durch 
Melanosis
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3. Lebensmittel und Futtermittel

kann somit den Frischezustand 
nicht mehr erkennen. Neben Thun-
fi sch wurde auch Lachs unter-
sucht. Erfreulicherweise ergaben 
sich 2006 keine Beanstandungen.

Fleisch und Fleischerzeugnisse, 

Wurstwaren, Feinkostsalate,

Mayonnaisen

Fleisch und Fleischerzeugnisse 
werden regelmäßig sensorisch, 

Abb. 3.1.1b: Mehrere speziell ausgebildete Mitarbeiter/innen 
überprüfen die eingeschickten Proben sensorisch auf Aussehen, 
Geruch und Geschmack. 

Die Anwendung von Sulfi t, dessen 
aktive Komponente Schwefeldio-
xid (SO2) ist, fi ndet primär auf den 
Schalen statt. Bei Konzentrationen 
von 180 mg/kg (berechnet als SO2)
ergaben sich im Garnelenfl eisch nur 
Gehalte von circa 20 bis 30 mg/kg. 
Dabei kann der Konservierungs-
stoff sehr inhomogen verteilt sein, 
weil anscheinend sulfi thaltige 
Partien mit sulfi tfreien Partien ge-
mischt werden, um die Grenz-
werte, die je nach Angebotsform 
bis zu 300 mg/kg betragen, einzu-
halten.
Im Gegensatz zum Vorjahr wurden 
keine Grenzwertüberschreitungen 
festgestellt. Allerdings war in zwei 
Proben Sulfi t im Garnelenfl eisch 
feststellbar, obwohl auf den Ver-
packungen keine Angaben ge-
macht wurden. Bei 52 Proben war 
Sulfi t nicht nachweisbar bzw. ord-
nungsgemäß deklariert. Dies be-
deutet aber keine Entwarnung, da 
alle Proben mit einem Sulfi tgehalt 
von weniger als 10 mg/kg nach 
rechtlicher Defi nition als „negativ“ 
gelten. Da sich der Grenzwert nur 
auf das Garnelenfl eisch bezieht, 
sollte Personen mit einer Sulfi t-
allergie geraten werden, auf das 
Auskochen von Garnelenschalen 
zu verzichten, da auch bei fehlen-
der Kennzeichnung in den Schalen 
noch wirksame Gehalte an Sulfi t 
enthalten sein können. 

Kohlenmonoxid (CO) im Fisch

In den letzen Jahren wird Thun-
fi sch in den Handel gebracht, der 
mit Kohlenmonoxid oder „gereinig-
tem Rauch“ behandelt ist. Dieser 
ist geruch- und geschmacklos und 
reich an CO. Beide Stoffe sind in 
der EU nicht als Zusatzstoffe zuge-
lassen. CO bildet einen stabilen 
Komplex mit dem Muskelfarbstoff 
Myoglobin und bewirkt dadurch 
eine stabile kirsch- bis himbeerrote 
Farbe, während sich unbehandel-
ter Thunfi sch beim Altern grau-
braun verfärbt. Der Verbraucher 

mikrobiologisch und chemisch auf 
ihre einwandfreie Beschaffenheit 
geprüft. Gegebenenfalls werden 
Tierartbestimmung, präparativ-
gravimetrische oder histologische 
Untersuchungen durchgeführt.
Verursacht durch die aktuellen 
Lebensmittelskandale (s. Brenn-
punktthema 2.1) stieg die Zahl der 
Verdachts- und Beschwerdepro-
ben im Jahr 2006 gegenüber dem 
Vorjahr um ein Vielfaches an.
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Mikrobiologische Untersuchungen 

Insgesamt wurden 3.616 Proben 
mikrobiologisch auf die allgemeine 
Keimbelastung sowie auf die Konta-
mination mit Verderbnis erregenden 
und pathogenen Mikroorganismen 
untersucht, wobei 25 % (890 Pro-
ben) beanstandet wurden. 17 % der 
Proben waren verdorben oder wert-
gemindert; 6 % Proben wurden als 
gesundheitsschädlich beurteilt.

Verotoxinbildende E. coli 

in Wildbret

Die Kontaminationsrate von 
Wildbret mit verotoxinbildenden 
E. coli ( VTEC) ist im Vergleich zu 
anderem Fleisch sehr hoch und 
stark von der Tierart abhängig. 
Die Beanstandungsquote lag 
2006 bei 27 % und ist damit im 
Vergleich zu den Vorjahren 
(2003: 56 %, 2004: 47 %, 
2005: 35 %) zurückgegangen.

Salmonellen und Campylo-

bacter in Gefl ügelfl eisch

Die Belastung von rohem Ge-
fl ügelfl eisch mit Campylobacter
bleibt 2006 mit 60 % nach wie 
vor hoch. (2005: 54 %, 2004: 
55 %, 2003: 41 %). Salmonellen
wurden jedoch seltener nachge-
wiesen (2006: 15 %, 2005: 
16 %, 2004: 43 %, 2003: 39 %). 

Zusammensetzung und Kenn-

zeichnung von Drehspießen

Alle sieben als Verdachtsproben 
untersuchten Drehspieße wurden 
aufgrund von Mängeln in der Zu-
sammensetzung bzw. Kennzeich-
nung beanstandet. Der Endver-
braucher erhält z. B. an der Imbiss-
bude oft keine Informationen mehr 
über die Tierart oder fl eischfremde 
Zutaten. Insbesondere die Verwen-
dung von Schweinefl eisch, festge-
stellt bei zwei Proben, ist für eine 
Spezialität aus einem islamischen 
Land ausgeschlossen. Die Verwen-

dung von fein zerkleinertem Fleisch
ist für „Döner Kebab“ nicht üblich 
und muss ab einem Anteil von 
60 % in der Verkehrsbezeichnung 
zum Ausdruck gebracht werden.

Kochpökelwaren und Imitate

Hochwertige Kochpökelwaren wer-
den seit Jahren vor allem in der 
Gastronomie durch Imitate ersetzt, 
die lediglich einen Fleischanteil von 
durchschnittlich 60 % aufweisen. 
Das Fleisch wird ersetzt durch bis 
zu 30 % Wasser, Stärke und ande-
re Bindemittel sowie Soja- und 
Milcheiweiß. In den Speisekarten 
der Gaststätten werden meist die 
nicht zutreffenden Bezeichnungen 
„Schinken“, „Vorderschinken“ 
oder „Formfl eischvorderschinken“ 
verwendet.
Die Beanstandungsquote war 2006 
bei 204 untersuchten Proben wie 
in den letzten Jahren mit insge-
samt 40 % sehr hoch. Bei Erzeug-
nissen aus EU-Mitgliedsländern 
ohne Deutschland wurden 85 % 
der Proben beanstandet, bei deut-
schen Erzeugnissen lediglich 21 %.

Feinkostsalate, Mayonnaisen, 

Feinkostsoßen

Unter dem Begriff „Feinkostsalate“
werden meist mayonnaisehaltige 
Fleischsalate, wurst-, fi sch- oder 
käsehaltige Feinkostsalate sowie 
Salate mit Obst und Gemüse zusam-
mengefasst. Neben der Überprüfung 
der häufi g vorgegebenen Zusam-
mensetzung werden bei Feinkostsa-
laten mikrobiologische und chemi-
sche Untersuchungen, vor allem auf 
Zusatzstoffe, durchgeführt. Bei Fein-
kostsalaten war häufi g die fehlende 
Deklaration von Konservierungs- und 
Süßstoffen zu beanstanden.
Von 149 mikrobiologisch untersuch-
ten Feinkostsalaten waren 15 % zu 
beanstanden, was auf Hygienemän-
gel oder unsachgemäße Kühlung 
und Lagerung zurückzuführen war. 
Die Beanstandungsquote ist im Ver-

gleich zu 2005 (14 %) nahezu unver-
ändert geblieben.
Bei Fleischsalaten deutet die Ver-
wendung vieler, stark unterschiedli-
cher Wurstsorten in Verbindung mit 
mangelhafter Herrichtung des Aus-
gangsmaterials darauf hin, dass das 
Feinkosterzeugnis Fleischsalat unzu-
lässigerweise der Resteverwertung
dient. Insgesamt wurde bei 25 von 
58 Proben (43 %) vor allem Reste-
verwertung, nicht kenntlich gemach-
te Zusatzstoffe und/oder Verderb 
bemängelt.
Ein Schwerpunkt im Jahr 2006 war 
die Untersuchung von Mayonnaise
und emulgierten Soßen aus russi-
scher bzw. osteuropäischer Produk-
tion. Sieben von acht Mayonnaisen 
entsprachen hinsichtlich ihres Öl-
anteils (mindestens 80 %) nicht der 
deutschen Verkehrsauffassung. Die 
Zusammensetzung von elf Salatma-
yonnaisen war einwandfrei. Die un-
tersuchten Erzeugnisse werden mit 
deutlich mehr Zusatzstoffen herge-
stellt als entsprechende deutsche 
Soßen.
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Getreideprodukte und 

Teigwaren

18 % der untersuchten Mehlpro-
ben mit einer Typenbezeichnung 
wurden wegen einer Über- oder 
Unterschreitung der in der DIN-
Norm 10355 festgelegten Grenz-
werte für den Mineralstoffgehalt 
beanstandet. Damit war eine deut-
lich geringere Beanstandungs-
quote zum Vorjahr (31 %) zu ver-
zeichnen.
Im Rahmen des Bundesweiten 
Überwachungsplans (BÜP) wurden 
25 Früchtemüslis hinsichtlich ihres 
Schwefeldioxid (SO2)-Gehaltes
untersucht. Als Antioxidans und 
Konservierungsmittel ist dieser 
Allergien und Unverträglichkeiten 
auslösende Stoff allgemein ab ei-
nem Gehalt von 10 mg/kg kenn-
zeichnungspfl ichtig. Lediglich bei 
einem Müsli mit einem Wert von 
18 mg SO2/kg fehlte eine entspre-
chende Kenntlichmachung.
Fortgesetzt wurde die Untersu-
chung von Semmelbröseln bzw. 
Paniermehl, insbesondere aus 
Gaststätten und anderen Verpfl e-
gungseinrichtungen. Nur drei (6 %) 
von 52 Proben fi elen mit sensori-
schen Mängeln (ranziger Geruch 
und Geschmack) auf. Damit ist ein 
erheblich geringeres Beanstan-
dungsniveau im Vergleich zum 
Vorjahr (17 %) gegeben.
Als Schwerpunktuntersuchung 
wurde bei Broten mit entsprechen-
den Auslobungen der Anteil an Sau-
erteig überprüft. 5 % entsprachen 
mit einem zu geringen Sauerteigan-
teil nicht den Anforderungen der 
Leitsätze für Brot und Kleingebäck.

Aluminium in Laugengebäck

Bei der Untersuchung von Alumini-
um in Laugengebäck (z. B. Brezen) 

wurde 2002 der Richtwert von 10 
mg/kg noch von einem Drittel der 
Proben überschritten. Bis 2006 ist 
eine langsam abnehmende Ten-
denz auf 15 % zu verzeichnen 
(s. Abb. 3.1.2a). Die Medianwerte 
liegen unter 5 mg/kg und entspre-
chen den natürlichen Gehalten in 
Mehl.

Weichweizen/Hartweizen

Der im Gegensatz zu Weichwei-
zen teurere Rohstoff Hartweizen 
hat für die Herstellung von Teig-
waren eine günstigere Eiweißzu-
sammensetzung und Nudeln aus 
Hartweizen haben bessere Koch-
eigenschaften. Deshalb werden 
Teig waren oft mit der ausschließli-
chen Verwendung von Hartweizen 
beworben.
Entsprechende Untersuchungen 
ergaben bei 5 % der Produkte 
einen Weichweizenanteil von 9 bis 
15 %, was eine Steigerung zum 
Vorjahr (2,8 %) be deutet.

Allergenkennzeichnung

Erzeugnisse eines Nudelherstellers 
wurden mit der Auslobung „eifrei“ 
beworben. In den vorgelegten 
Proben wurden Gehalte von 1 bis 
5 mg/kg an Hühnereiweiß nachge-
wiesen. Diese Spuren stammten 
aus Kontaminationen innerhalb der 
Produktionslinien. Auch derart ge-
ringe Spuren sind, da sie bei be-
stimmten Verbrauchern Allergien 
auslösen können, auf den Ver-
packungen anzugeben.
Der analytische Nachweis von 
Gliadin mittels ELISA-Test bestätig-
te bei einer Probe Bio-Maismehl 
einen Glutengehalt von 0,42 %, 
der entgegen der Deklaration nicht 
mehr dem Spurenbereich zugeord-
net werden kann.

Produktfremde Bestandteile und 

Schädlingsbefall

Im Backwarenbereich gaben vor 
allem Beschwerde- und Verdachts-
proben wegen eingebackener 

(mg/kg)

%-Anteil Überschreitungen

Median

2002 2003 2004 2005 2006

30

25

20

15

10

5

0

%

Abb. 3.1.2a: Aluminium in Laugengebäck
(% Überschreitungen und Mediangehalte)

3.1.2   Pfl anzliche Lebensmittel und Lebensmittelerzeugnisse 
(ZEBS-Codes: 15, 16, 17, 18, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30)
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Fremdkörper und schimmelhaltiger 
Verklumpungen immer wieder 
Anlass zu Beanstandungen. Auch 
einige mit Insekten und Gespins-
ten verunreinigte Backwarener-
zeugnisse wurden zur Untersu-
chung vorgelegt.

Sensorische Abweichungen

Abweichender Geruch und Ge-
schmack führte bei mehreren Be-
schwerde-, Verdachts- und Ver-
gleichsproben zu Beanstandungen.
Interessant war der Nachweis von 
1,3-Pentadien in einer Verbraucher-
beschwerde „Sahnecremetorte“, 
die wegen „Geruch nach Chemie“ 
vorgelegt wurde. 1,3-Pentadien
stellt ein typisches Stoffwechselpro-
dukt dar, das in Gegenwart von He-
fen aus Sorbinsäure gebildet wird; 
die Füllung der Torte war nachweis-
lich mit Sorbinsäure konserviert.

Mikrobiologische Unter-

suchungen – Hygieneindikatoren 

und Krankheitserreger

Circa 20 % der Backwarenproduk-
te wurden wegen Hygienemän-
geln beanstandet (mangelnde Her-
stellungshygiene, auf Hygiene-
mängel zurückzuführende hohe 
Keimzahlen, unsachgemäße Lager- 
bzw. unzureichende  Kühltempera-
tur sowie Schimmelpilzbefall). Die 
Beanstandungsquote entspricht 
der des Vorjahres und unterstreicht 
erneut die Bedeutung regelmäßi-
ger Hy gienekontrollen in den Be-
trieben und mikrobiologischer 
Untersuchungen von Feinen Back-
waren.
Aufgrund des BÜP-Programmes 
wurden 161 Nudelproben von 
Selbstherstellern und Wochen-
märkten mikrobiologisch unter-
sucht. In zwei Proben war Salmo-
nella Enteritidis nachweisbar. Mit 
Salmonellen kontaminierte Teigwa-
ren sind geeignet, die Gesundheit 
zu schädigen, sofern sie nicht so 
durcherhitzt werden, dass die Erre-

ger sicher abgetötet werden. Sta-
phylococcus aureus war in keiner 
Probe nachweisbar.
In drei im Zusammenhang mit 
Salmonellenerkrankungen entnom-
menen Backwarenproben (Tira-
misu, Bienenstich) war ebenfalls 
Salmonella Enteritidis nach weisbar. 

Kennzeichnungsmängel

Die häufi gsten Beanstandungen 
betrafen wiederum mit kakaohalti-
ger Fettglasur überzogene Back-
waren ohne die erforderliche 
Kenntlichmachung. In einigen Fäl-
len erfolgte die irreführende Anga-
be „Schoko“. 
Als irreführend beurteilt wurden 
Mandellebkuchen mit einem zu 
hohen Mehlgehalt (zugelassen 
sind 10 % Mehl), Eiernudeln mit 
geringerem als deklarierten Eige-
halt und Butterstollen mit einem zu 
geringen Anteil an Trockenfrüchten 
bzw. Butterfett. Ebenfalls bean-
standet wurden Feinbackwaren 
mit der Bezeichnung „Nugat“, die 
unter Verwendung von fremdfett-
haltiger Nugatcreme hergestellt 
waren, Butterschokocroissants, 
die nicht mit Butter, sondern mit 
Margarine produziert wurden und 
Makronen, die anstelle von eiweiß-
reichen Ölsamen wie Mandeln und 
Haselnüssen, Kokosraspeln ent-
hielten.

Obst und Gemüse

189 Obst- und Gemüseproben 
mussten wegen Verdorbenheit, 
Verunreinigungen, enthaltenen 
Fremdkörpern oder Wertminde-
rung beanstandet werden. Damit 
war eine deutlich höhere Bean-
standungsquote als im Vorjahr 
(Steigerung: 32 %) zu verzeichnen; 
Gründe hierfür sind in den ver-
stärkten Kühlhaus- und Gaststät-
tenkontrollen zu sehen.

Obst und Obstprodukte

Kaki, Sharonfrüchte

In unreifem Zustand weisen Kakis 
(Persimonfrüchte) und die Kakizüch-
tung Sharonfrucht bedingt durch 
einen natürlichen Gerbstoffgehalt 
einen sehr herben, adstringieren-
den Geschmack auf, hinterlassen 
ein stark brennendes, pelziges Ge-
fühl im Mund und sind somit unge-
nießbar. 
Bei Vollreife sind Kakifrüchte dage-
gen sehr süß, da die Gerbstoffe bei 
der Reifung abgebaut werden. Voll-
reife Früchte sind außen rötlicher 
gefärbt als die unreifen Früchte und 
weisen eine weiche Konsistenz 
auf. Das Fruchtfl eisch ist überwie-
gend glasig durchscheinend. Unrei-
fe Kakifrüchte haben eine typische 
feste, leicht mehlige Fruchtfl eisch-
Konsistenz. Da die Früchte im un-
reifen Zustand transportiert und oft 
auch so verkauft werden, muss 
zum Verzehr der Zeitpunkt der Voll-
reife abgewartet werden. Bei acht 
Beschwerdeproben wurde dieses 
Phänomen erläutert – die Be-
schwerdeführer hatten Spritzmittel, 
Giftigkeit oder Allergie vermutet.

Äpfel

Bei zwei Apfelproben wurde 
Carnaubawachs als Oberfl ächen-
behandlungsmittel nachgewiesen; 
die notwendige Angabe „ge-
wachst“ fehlte. Eine Apfelprobe 
enthielt eine falsche Sortenangabe. 

Trockenfrüchte

Bei Trockenfrüchten ist oft die 
Kenntlichmachung der Zusatzstof-
fe mangelhaft. Eine Probe getrock-
nete Pfl aumen wies einen über-
höhten Gehalt an Sorbinsäure auf. 
Bei sechs Proben Trockenapri-
kosen und einer Probe getrockne-
ter Apfelringe war der Schwefel-
dioxidgehalt zu hoch. Bei getrock-
neten Weinbeeren bzw.  Aprikosen
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fehlte die Angabe „geschwefelt“. 
Fehlende „Allergen“-Deklaration 
von Schwefeldioxid bzw. falsche 
Angaben wie „ohne Konservie-
rungsstoffe“ waren zu bean standen.

Obstkonserven

Bei mehreren Ananaskonserven 
waren metallischer Geschmack und 
überhöhte Zinn- und Eisengehalte 
zu beanstanden. Eine Kirschfüllung 
enthielt 632 mg/kg Sorbinsäure bei 
fehlender Kenntlichmachung.

Gemüse und Gemüseprodukte

Gemüsekonserven

Mehrfach gab es Verbraucheran-
fragen zu eingelegtem Knoblauch, 
der sich blau-grün verfärbt hatte. 
Diese Farbveränderung wird von 
natürlichen Inhaltsstoffen bewirkt 
und fi ndet bei Zusatz anderer Zuta-
ten und/oder Erhitzen im sauren 
Milieu (Essigaufguss) statt.
Bei Gemüseprodukten führten 
Zusatzstoffe zu einigen Beanstan-
dungen. Eingelegte Paprikascho-
ten enthielten den für dieses Pro-
dukt nicht zugelassenen Zusatz-
stoff EDTA (Ethylendiamintetraes-
sigsäure), bei getrockneten 
Tomaten war die Höchstmenge für 
den Zusatzstoff Sulfi t überschrit-
ten, bei offen angebotenen Ge-
würzgurken und Gemüseantipasti
in Metzgereien oder Einzelhan-
delstheken fehlte häufi g die erfor-
derliche Deklaration von Konser-
vierungs- oder Süßstoffen oder 
anderen Zusatzstoffen am Schild 
an der Ware, wie z. B. die Angabe 
„geschwärzt“ bei entsprechend 
behandelten Oliven. Bei Gewürz-
gurken mit dem Zusatz von Senf-
körnern war die Angabe der Zutat 
Senf auf dem Etikett nach den 
Vorgaben der Allergenkennzeich-
nung nicht vorhanden. 
Frisches Sauerkraut wurde mit 
unzulässigen krankheitsbezogenen 
Aussagen wie „senkt den Choles-

terinspiegel“, „gegen Erkältungen 
und auch Infl uenza“ beworben.

Nitrat in Frischgemüse 

Aufgrund gesundheitlicher Beden-
ken wegen zu hoher Nitratgehalte 
in Lebensmitteln prüft das LGL 
regelmäßig die Einhaltung der ge-
setzlichen Höchstmengen für Kopf-
salatarten, Eisbergsalat und Spinat. 
Wie in den Vorjahren waren weni-
ger als 4 % dieser Proben zu bean-
standen. Für andere Gemüsesor-
ten bestehen derzeit keine Nitrat-
höchstmengen. Dennoch erfolgt 
eine Überwachung hinsichtlich 
auffällig hoher Nitratgehalte. 
Wie in den Vorjahren zeigte  Rucola,
der Nitrat von Natur aus stark anrei-
chern kann, eine besondere Nitrat-
belastung. Auch bei Feldsalat und 
Mangold ermittelte das LGL verein-
zelt überhöhte Werte. Erzeuger 
oder Importeur werden in solchen 
Fällen aufgefordert, Maßnahmen 
zur Nitratreduzierung einzuleiten. In 
der Tabelle 3.1.2a sind unsere Un-
tersuchungsergebnisse über mitt-
lere Nitratgehalte verschiedener 
Gemüsesorten aus konventionel-
lem und ökologischem Anbau – 
ohne Berücksichtigung jahreszeitli-
cher Einfl üsse und der Herkunft – 
gegenübergestellt. Danach enthielt 

Tab. 3.1.2a:  Nitrat in Gemüse

Bioware meist weniger Nitrat als 
konventionelle Ware.

Gemüsesäfte

Ein pasteurisierter Karottensaft mit 
einer deklarierten Haltbarkeit von 
mehr als einem Jahr wurde mit 
der irreführenden Angabe „frisch 
gepresst“ angeboten. 

Jod in Algenerzeugnissen

Algenprodukte (getrocknete Mee-
resalgen oder Platten aus gepress-
tem Seetang – Nori) für die Sus hi-
bereitung können hohe Jodgehalte 
aufweisen.
Neun von insgesamt 62 Proben 
(=14,5 %) wurden wegen zu ho-
hen Jodgehalten und unzureichen-
den Angaben zur Zubereitung bzw. 
zur maximalen täglichen Verzehrs-
menge als gesundheitsschädlich, 
verbunden mit EU-Schnellwarnun-
gen, beurteilt. 

Sojaprodukte und Hülsenfrüchte

Von 176 Proben  Tofu wurden zwölf 
wegen erhöhter Keimzahlen ( Hygi-
enemängel) und zwei wegen sen-
sorischer Abweichungen bean-
standet. Krankheitserreger waren 
in keiner Probe nachweisbar. Bei 

Salatarten

Rucola 78 4.774 21 4.979
Feldsalat 64 1.941 6 1.155
Lollo rosso/bianco 36 1.730 1 1.532
Kopfsalat 39 1.675 10 756
Eichblattsalat 1 1.694 4 1.290
Eisbergsalat 12 1.003 2 951
Blatt und Wurzelgemüse

Mangold 5 2.418 4 963
Spinat 40 1.534 10 829
Radieschen 15 1.550 1 362
Rotkohl 6 369 1 69
Mohrrübe/Karotte 9 98 2 110

Nitrat [mg/kg] – 

konventionell

Nitrat [mg/kg] – 

bio-/ökologisch

Anzahl Mittelwert Anzahl Mittelwert
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vier Proben Kichererbsen wurde 
eine Oberfl ächenbehandlung mit 
dem für diesen Zweck nicht zuge-
lassenen weißen Farbstoff E 171 
(Titandioxid) nachgewiesen. 

Ölsamen und Schalenfrüchte

Acht Beschwerdeproben geschäl-
ter Sonnenblumenkerne fi elen 
durch einen intensiven Geruch und 
Geschmack nach Desinfektions-
mittel (Jodoform-ähnlich) auf; der 
Hersteller hat die Ware umgehend 
aus dem Verkehr genommen. 

Bittere Aprikosenkerne

Neun Proben bitterer Aprikosenker-
ne wiesen Blausäuregehalte zwi-
schen 1952 und 3019 mg/kg ohne 
entsprechende Warnhinweise auf. 
Die Nachfrage nach bitteren Apriko-
senkernen steigt derzeit, da sie in 
diversen Medien zur Krebsbehand-
lung empfohlen werden. Wegen der 
Vergiftungsgefahr sind entsprechen-
de Risikohinweise unverzichtbar.

Kartoffeln und Topinambur

Bei Kartoffeln – überwiegend aus 
Deutschland stammend – zeigte 
der mittlere Nitratgehalt keine signi-
fi kanten Veränderungen im Ver-

luftig aufbewahrt werden. In den 
vergangenen Jahren wurde häufi g 
der Frischezustand be mängelt. Im 
Jahr 2006 ergaben 41 von 63 vorge-
legten Proben keinen Anlass zu ei-
ner Beanstandung (= 65 %). 18 Pro-
ben waren verdorben (= 29 %) und 
vier Proben wertgemindert (= 6 %).
Da Frischpilzproben mit Blick auf 
mangelnde Frische oder Verderb im 
Handel gezielt entnommen wurden, 
dürfte der tatsächliche Anteil an 
verdorbener Ware auf dem Markt 
niedriger liegen. Trotzdem sollten 
Verbraucher beim Kauf von frischen 
Pilzen den Zustand der Ware sorg-
fältig prüfen.
Bei einer Probe deutscher Steinpil-
ze (Wochenmarkt) wurde darauf 
verwiesen, dass Steinpilze unter 
Artenschutz stehen, und kommer-
ziell nur mit Ausnahmegenehmi-
gung verkauft werden dürfen.

Keimbelastung bei getrockneten 

Pilzen

Getrocknete Pfi fferlinge wiesen 
teilweise eine zu hohe Keimbelas-
tung auf, vier Proben Trockenpilze 
lagen mit ihren Keimgehalten an 
mesophilen Aerobiern, Schimmel-
pilzen bzw. Bacillus cereus an der 
Toleranzgrenze.

gleich zum Vorjahr (Mittelwert 
156 mg/kg, Bereich 15 mg/kg bis 
450 mg/kg, n=14). Im Vorjahr wur-
den bei frischen Kartoffeln Nitratge-
halte mit im Mittel 187 mg/kg (von 
6 bis 601 mg/kg, n=17) festgestellt. 
Auch der Gehalt an Glykosidalka-
loiden (Summe des Solanin- und 
Chaconingehalts: im Mittel bei 
40 mg/kg, von 7 bis 66 mg/kg, n=14) 
war mit dem Vorjahr vergleichbar.
Topinamburproben wurden wegen 
gesundheitsbezogener Werbung 
(„Stimulation des Immunsys-
tems“, „gesundheitsfördernde 
Wirkung“) beanstandet.

Kartoffelerzeugnisse

Kartoffelerzeugnisse wurden über-
wiegend wegen der Zusatzstoffe
beanstandet. Bei Gnocchi und Kar-
toffelknödeln fehlte die Angabe 
„geschwefelt“, Kloßteig mit der 
Angabe „ohne Konservierungs-
stoff“ enthielt Sorbinsäure, bei 
Klößen aus Gaststätten oder ande-
ren Einrichtungen fehlte die Anga-
be der Zusatzstoffe Sorbinsäure
bzw.  Sulfi t auf den Speisekarten. 

Frischezustand von Pilzen 

Frische Pilze sind nur begrenzt lager-
fähig und müssen trocken, kühl und 

Zu den in diesem Kapitel behandel-
ten Produkten zählen die alkohol-
freien Getränke Trink-, Mineral- 
und Tafelwasser,  alkoholfreie Er-
frischungsgetränke, Fruchtsäfte, 
Kaffee und Tee sowie die alkohol-
haltigen Getränke Wein und Er-
zeugnisse aus Wein, weinähnliche 
Getränke, Bier und Spirituosen.

3.1.3   Getränke
(ZEBS-Codes: 31, 32, 33, 34, 35, 36, 37, 46, 47, 59)

Untersuchungspfl icht bei 

bayerischen Qualitätsweinen

Aufgrund der Organisation der 
amtlichen Qualitätsweinprüfung 
müssen alle in Bayern hergestell-
ten Qualitätsweine mit Prädikat 
vom LGL chemisch untersucht 
werden, bevor sie in den Handel 
gelangen. Im Berichtsjahr 2006 
waren dies 5.770 Proben. Über 

diese Untersuchungspfl icht hinaus 
besteht eine enge Zusammenar-
beit mit der Qualitätsweinprüfstel-
le der Regierung von Unterfranken. 
Diese Organisation ist ein Beispiel 
für einen effektiven präventiven 
Verbraucherschutz. Ihr ist es auch 
zu verdanken, dass bei den in 
Bayern produzierten Weinen kaum 
gravierende Rechtsverstöße zu 
verzeichnen waren.
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en dar, die jeweils als Verbraucher-
beschwerden eingingen. Anstelle 
von Bier fanden wir in den Proben 
Spüllauge aus der Flaschenwasch-
anlage. Der Nachweis, dass die 
Lauge aus der Waschanlage der 
Brauereien stammte, konnte durch 
Ermittlung des spezifi schen 
Schwermetallmusters der Proben 
geführt werden. Aufgrund des ho-
hen pH-Wertes kommt es beim 
Verschlucken dieser Spüllaugen zu 
starken Verätzungen. Deshalb ist 
beim „Trinken aus der Flasche“ 
besondere Vorsicht geboten! 
Zu den minderschweren Fällen 
zählen erniedrigte Gehalte an vor-
handenem Alkohol bei offen aus-
geschenkten Glühweinen. Durch 
zu hohes Erhitzen und ungenügen-
de Abdeckung der Wärmebehälter 
kommt es hier immer wieder zu 
starker Verdunstung des Alkohols. 
Die aufgrund der Analysedaten 
fertiger Weine zurückgerechneten 
Mostgewichte erfüllten in mehre-
ren Fällen nicht die gesetzlichen 
Anforderungen an die jeweiligen 
Qualitätsstufen. Auch Überschrei-
tungen der Grenzwerte für fl üchti-
ge Säuren in Weinen („Essig-
stich“) beobachteten wir vor allem 
in Beschwerdeproben. 

Verbraucherbeschwerden

Bei allen Produkten stellen Ver-
braucherbeschwerden einen er-
heblichen Anteil der untersuchten 
Proben dar. Gravierend ist das bei 
den alkoholfreien Erfrischungsge-
tränken. Hier bezogen sich die Be-
schwerden überwiegend auf 
Fehlaromen und Schimmelpilzbe-
fall. In einigen Fällen konnten ver-
unsicherte Verbraucher aber auch 
beruhigt werden: So wurde ein 
Apfelsaft von einem Verbraucher 
bemängelt, weil er auch bei tiefem 
Frost auf dem Balkon nicht gefror. 
Seine Vermutung, es sei ein Frost-
schutzmittel („Glykol“) zuge-
mischt, konnten wir jedoch nicht 
bestätigen.

Abb. 3.1.3a: Die Analyse und Diagnostik für Getränke, außer für 
Trinkwasser, Mineral-, Quell- und Tafelwasser, fi ndet in Würzburg 
für ganz Bayern statt. 

Anders sieht das bei ausländischen 
Erzeugnissen aus. Mit teilweise 
sehr aufwendiger Analytik, wie 
z. B. der Messung stabiler Isotope 
mittels Kernresonanzspektromet-
rie und Isotopenmassenspektro-
metrie sowie der Gaschromato-
graphie-Massenspektrometrie
(GC-MS) und Hochdruckfl üssig-
keitschromatographie (HPLC) wur-
den in Auslandsweinen verschie-
dene Verfälschungen nachgewie-
sen. Hierzu zählten unter anderem 
Süßungen mit Rübenzucker sowie 
Zusätze von Wasser und Mono-
ethylenglykol, einem Verwandten 
des Diethylenglykols („Glykol“).

Verfälschungen und gravierende 

Kontaminationen

Auch in anderen Getränken wur-
den Verfälschungen und gravieren-
de Kontaminationen entdeckt. Ein 
Kiwisaft und ein Brombeer-
Himbeer-Nektar waren künstlich 
gefärbt und mit (preisgünstigerem) 
Apfelsaft verfälscht. Ein Sauer-
kirschnektar wurde mit unzulässig 

hohen Mengen Wasser versetzt, 
wobei die dadurch fehlenden 
Fruchtanteile durch künstliche 
Aromastoffe ersetzt wurden. Ein 
auffallend niedriger Gehalt des 
Qualitätsparameters „zuckerfreier 
Extrakt“ führte zur Aufdeckung 
eines über das handelsübliche 
Maß hinausgehenden Wasserzu-
satzes bei einem Heidelbeerglüh-
wein. In einem angeblich „mit aus-
gesuchten Säften vollreifer Kir-
schen“ hergestellten weinhaltigen 
Getränk war kein Kirschsaft anteil
nachweisbar. Dagegen war das 
Erzeugnis mit dem Aromastoff 
Benzaldehyd künstlich aromati-
siert.

Überschreitung von Grenzwer-

ten und Produktmängel

Rechtsverstöße, die durch Fehler 
in der Produktion hervorgerufen 
wurden, konnten bei praktisch al-
len Getränkearten beobachtet wer-
den. Die extremsten Beispiele 
stellten drei Bierproben unter-
schiedlicher bayerischer Brauerei-
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Beanstandungen bei Kaffee

und Tee

Erfreuliches ist auch auf dem Ge-
biet der Kaffees und Tees zu ver-
melden. Die Beanstandungsquote 
bei kaffeehaltigen Getränkepulvern 
ist sehr gering und auch bei den 
im Rahmen des Bundesweiten 
Überwachungsplans 2006 (BÜP) 
durchgeführten Untersuchungen 
von Früchte- und Kräutertees auf 
das Vorhandensein von  Salmonel-
len war in keiner untersuchten 
Teeprobe der Erreger nachweisbar. 
Allerdings waren 25 % der aroma-
tisierten Tees zu beanstanden, die 
einen überhöhten Anteil an Geruch 
und/oder Geschmack gebenden 
teefremden Substanzen enthiel-
ten.

Kontaminanten

Einen großen Raum nahmen auch 
Untersuchungen auf Kontaminan-
ten ein. Kontaminanten sind Stof-
fe, die einem Lebensmittel nicht 
absichtlich zugesetzt werden. 

Benzol

Eine kritische Substanz, auf die bei 
den Erfrischungsgetränken geprüft 
wird, stellt das krebserzeugende 
und keimschädigende Benzol dar. 
Es kann aus dem Konservierungs-
mittel Benzoesäure bei Anwesen-
heit von Ascorbinsäure (Vitamin C) 
gebildet werden. In diesem Zu-
sammenhang sind auch die toxi-
schen Nitrosamine zu nennen, die 
bei der Bierherstellung entstehen 
können. Durch das Eigenkontroll-
system der Brauer und Mälzer 
zeigt sich hier ein sehr positiver 
Trend hin zu immer niedrigeren 
Gehalten. Ähnliches gilt auch für 
die in Spirituosen unter gewissen 
Bedingungen entstehende Sub-
stanz Ethylcarbamat. Auch die Ge-
halte dieses genotoxischen und 
kanzerogenen Stoffes nahmen 
durch gezielte Aufklärungsarbeit 

bei den Herstellern seit dem Be-
richtsjahr 2003 stetig ab. 

Trichlor- und  Tribromanisol 

Zu den Kontaminanten zählen auch 
Trichlor- und  Tribromanisol. Beide 
Stoffe werden durch Schimmelpil-
ze gebildet. Trichloranisol migriert 
aus verschimmelten Korken, die 
bei ihrer Herstellung mit Chlor be-
handelt wurden, in die Getränke. 
Tribromanisol kann sich in Holz 
bilden, das mit Tribromphenol kon-
serviert wurde. Über die Raumluft 
kann dieser Stoff in Getränke ge-
langen, die in der Nähe von Holz 
lagerten.

Kontaminanten und Rückstände

bei Trink- und Mineralwässern 

Kontaminanten und Rückstände
bilden auch den Untersuchungs-
schwerpunkt bei der Überwachung 
von Trink- und Mineralwässern. 
Hier wird unter anderem auf an-
thropogene Emissionen der Land-
wirtschaft ( Nitrat, Pfl anzenschutz-
mittel) sowie auf Schwermetalle
geprüft.
Bei einem Mineralwasser, das als 
„geeignet für die Zubereitung von 
Säuglingsnahrung“ deklariert war, 
wurde der Grenzwert für Nitrit von 
0,02 mg/l mit 1,23 mg/l extrem 
überschritten. In diesem Falle wur-
de auch eine Schnellwarnung mit 
Rückrufaktion ausgelöst. In einem 
ebenfalls für die Zubereitung von 
Säuglingsnahrung geeigneten 
Mineralwasser fanden wir einen 
Mangangehalt von 0,142 mg/l. Der 
entsprechende Grenzwert liegt bei 
0,05 mg/l.

Sensorische Fehler und Kenn-

zeichnungsmängel

Die in allen Getränken häufi g anzu-
treffenden sensorischen Abwei-
chungen entstehen häufi g durch 
Mikroorganismen oder den Ein-
fl uss von Luftsauerstoff. Beispiele 

hierfür sind Faul töne, Böckser, 
untypische Alterungsvorgänge, 
Oxidationsnoten sowie Milchsäu-
re- und Essigstich. Eine Besonder-
heit stellen die durch Mikroorganis-
men in Gegenwart des Konservie-
rungsstoffes Sorbinsäure verur-
sachten Fremdgerüche dar. Wird 
ein Getränk ( Wein,  alkoholfreie
Erfrischungsgetränke) trotz der 
Gegenwart von Sorbinsäure durch 
Mikroorganismen angegriffen, so 
bilden sich Reaktionsprodukte, die 
entweder unangenehm pfl anzlich 
riechen („Geranienton“) oder ei-
nen widerlich stechenden kunst-
stoffartigen Ton aufweisen. Her-
vorgerufen werden diese Fremdtö-
ne durch die Substanzen 2-Ethoxy-
hexa-3,5-dien und 1,3-Pentadien.
Neben den immer wiederkehren-
den Kennzeichnungsmängeln bei 
Herstellerangaben, Verkehrsbe-
zeichnungen und Zutatenverzeich-
nissen, Alkohol- und Mengenanga-
ben, beruhten fehlerhafte Bezeich-
nungen häufi g auf der Tatsache, 
dass bestimmte Anforderungen 
erst vor kurzem aufgestellt bzw. 
geändert wurden: 
So ist die Verkehrsbezeichnung 
„Fruchtsaft“ seit Mitte 2005 aus-
schließlich den Direktsäften vorbe-
halten. Aus Konzentrat hergestellte 
Säfte müssen als „…saft aus …
saftkonzentrat“ bezeichnet wer-
den, also z. B. „Orangensaft aus 
Orangensaftkonzentrat“. Auch die 
Kennzeichnung verschiedener po-
tenziell allergener Stoffe ist erst 
seit November 2005 obligatorisch, 
z. B. muss der „Schwefel“ im 
Wein seit November 2005 mit den 
Worten „enthält Sulfi te“ gekenn-
zeichnet werden. Ähnliches gilt für 
„Gluten“ aus Gerstenmalz oder 
anderen glutenhaltigen Getreidear-
ten bei Bieren. Diese Rechtsände-
rungen waren einigen Herstellern 
häufi g noch nicht bekannt.
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Abb. 3.1.4a: Am Hochleis-
tungsfl üssigkeitschromato-
graphen wird Theobromin 
bestimmt. Dieses ist ein In-
haltsstoff z. B. von Schokola-
de oder Kakao.

3.1.4   Süßwaren, Honige, Konfi türen und süße Brotaufstriche 
(ZEBS-Codes: 39, 40, 41, 43, 44)

Honige

32 % der Honige und Erzeugnisse 
aus Honig mit anderen Lebensmit-
teln oder anderen Zusätzen (z. B. 
Nüsse, Zimt oder Gelee Royale) 
waren nicht korrekt oder unvoll-
ständig gekennzeichnet. Der 
Hauptgrund für die zahlreichen 
Beanstandungen war eine nicht 
rechtzeitige Anpassung der Kenn-
zeichnung an die Anforderungen 
der neuen Honigverordnung. 
Bei acht Honigproben erwies sich 
die deklarierte Sortenbezeichnung 
(Waldhonig, Sonnenblumenhonig) 
als nicht zutreffend.

Zwei Honigproben enthielten Blü-
tenpollen und Propolis. Bei Propo-
lis (sogenanntes „Kitharz“) handelt 
es sich nicht um ein Lebensmittel, 
sondern um eine Substanz mit 
arzneilichen Wirkungen. Propolis
ist vorwiegend durch seine fungi-
ziden, antibakteriellen, antiviralen 
sowie entzündungshemmenden 
Eigenschaften, die auf seinen Ge-
halt an speziellen Flavonoiden zu-
rückzuführen sind, als Arzneimittel
und nicht als Lebensmittel einzu-
stufen. Die Zutat Propolis ist daher 
als ein nicht zugelassener Zusatz-
stoff zu beurteilen.

Konfi türen, Gelees,  Marme-

laden, Fruchtzubereitungen

Die meisten der zu beurteilenden 
Proben stammten aus dem Einzel-
handel und sind vorwiegend Er-
zeugnisse industrieller Herstellung, 
die von der Zusammensetzung her 
den hohen Anforderungen der 
Konfi türenverordnung entspre-
chen. Besonderes Gewicht bei 
solchen Proben wird auf die Über-
prüfung des deklarierten Zucker- 
und Fruchtgehaltes bzw. der ver-
wendeten Fruchtart gelegt. Die 
hier ausgesprochenen Beanstan-
dungen bezogen sich fast aus-
schließlich auf eine fehlende Men-
genkennzeichnung der wertgeben-
den Fruchtanteile im Produkt. 
Proben, die von Selbstvermarktern 
stammen, ergaben ein ganz ande-
res Bild. Hier ist die Beanstan-
dungsquote nach wie vor nahezu 
100 %. Die häufi gsten Mängel 
waren fehlende bzw. unkorrekte 
Kenntlichmachungen der Zusatz-
stoffe ( Konservierungsstoffe, Ge-
liermittel bzw. Säuerungsmittel), 
unzutreffende Verkehrsbezeich-
nungen, unvollständige Zutaten-
liste oder fehlende Kennzeichnung.

Süßwaren, Schokoladen-

erzeugnisse

Ein Großteil der Beanstandungen 
bei Süßwaren betraf allgemeine 
Kennzeichnungsmängel, fehlende 
oder fehlerhafte Angaben bei Zu-
satzstoffen wie Farbstoffe, fehler-
hafte Zutatenlisten und Nähr-
wertangaben. Milchschokoladen 
und Sahnekarameltrüffel wurden 
wegen zu geringem und fehlen-
dem Milchfettgehalt als wertge-
mindert beanstandet.
Beschwerdeproben wiesen zum 
Teil Ungeziefer und Fremdkörper 
auf, einige waren verdorben. 

Nachweis von Erdnuss- und 

Haselnussprotein in Süßwaren

Bei Erdnuss und Haselnuss handelt 
es sich um Zutaten, die Auslöser 
von Lebensmittelallergien sein kön-
nen. Der rezepturmäßig bedingte 
Zusatz solcher Bestandteile ist 
streng kennzeichnungspfl ichtig, ein 
unbeabsichtigter Eintrag über den 
Herstellungsprozess kann im Rah-
men der Produkthaftung vom Her-
steller freiwillig deklariert werden.
Bei einem kakao- und nussfreien 
süßen Brotaufstrich wurde ein deut-
licher Anteil an Haselnussbestand-
teilen nachgewiesen, der nicht ge-
kennzeichnet war. 
Bei zwei Verbraucherbeschwerden 
über Schokorosinen waren Hinwei-
se auf eine allergische Reaktion 
beim Verzehr gegeben. In den Pro-
ben wurden auch Haselnuss bzw. 
Erdnuss nachgewiesen, die nicht 
deklariert waren. 
Im Rahmen des Programms „Aller-
genkennzeichnung“ des Bundes-
weiten Überwachungsplans (BÜP) 
wurden 52 Schokoladenerzeugnisse
aus Herstellerbetrieben auf Erd-
nuss- und Haselnussanteile unter-
sucht. Bei zwei Proben war der Ha-
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Beanstandung. Bei 17 Proben war 
Glutaminsäure nicht kenntlich ge-
macht; fünf Suppen wiesen Gluta-
minsäuregehalte über dem Grenz-
wert von 10 g/l auf (Höchstgehalt 
18,3 g/l).
Zusätzlich enthielten acht Suppen
mehr als 15 g Kochsalz im Liter. 
Der Spitzenwert betrug 24,1 g/l.

Aromastoffe

Das LGL überprüft Lebensmittel-
aromen zur Abgabe an den End-
verbraucher und für weiterverar-
beitende Betriebe sowie aromati-
sierte Lebensmittel und Getränke 
hinsichtlich ihrer Aromastoff-
Zusammensetzung. Die Unter-
suchungen werden im Hinblick 
auf eine unzulässige Aromatisie-
rung, die Art der verwendeten 
Aromastoffkategorien (natür liche,
naturidentische bzw. künstliche 
Aromastoffe) sowie die Authenti-
zität natürlicher Aromen durchge-
führt.

Erzeugnisse mit Vanillearoma 

Von den 64 untersuchten Produk-
ten mit Vanillearoma waren einige 
Proben aufgrund irreführender 
Kennzeichnung zu beanstanden, 
da neben der natürlichen Vanille-
essenz auch Vanillin zugesetzt 
wurde, das nicht aus Vanillescho-
ten gewonnen wurde.

3.1.5   Gewürze, Zusatzstoffe, Aromen, Öle und Soßen
(ZEBS-Codes: 13, 14, 52, 53, 54)

Würzmittel und Gewürze

Im Jahr 2003 wurde erstmals die 
Verwendung nicht zugelassener, 
fettlöslicher Farbstoffe in Paprika-
pulver und in Würzmitteln mit Her-
kunft aus den baltischen Staaten 
oder Russland nachgewiesen. Seit-
her werden vor allem rote Gewür-
ze auf der Basis risikoorientierter 
Probenplanung auf diese Farbstof-
fe untersucht. 
Im Laufe des Jahres wurden 27 
Proben grobes Chilipulver, das zum 
Würzen von Döner verwendet wird, 
auf diese Farbstoffe untersucht, alle 
mit negativem Ergebnis. Auch in 21 
Proben Paprika – überwiegend aus 
Sonderverkäufen „Schnäppchen-
märkten“ – waren Sudanfarbstoffe 
nicht nachweisbar. 
In einer weiteren Untersuchungsrei-
he wurden Würzmittel überprüft. 
Von 19 Proben blieben sieben unbe-
anstandet; drei Produkte enthielten 
Bixin (Lebensmittelfarbstoff, aber 
nicht für Würzmittel zugelassen), 
eine Probe den Farbstoff Pararot. 
Zwölf Proben wiesen Kennzeich-
nungsmängel auf oder waren ohne 
deutschsprachige Kennzeichnung.

Trend

Seit der Zusatz nicht zugelasse-
ner, fettlöslicher  Farbstoffe ein-
deutig nachweisbar ist, sind die 
aktuell gefundenen geringen 
Konzentrationen als Verschlep-
pung aus früheren Produktionen 
zu sehen. Eine gezielte Färbung 
fi ndet kaum mehr statt. 

Untersuchung auf Krankheits-

erreger

Es wurden 87 Gewürze auf das 
Vorhandensein von  Salmonellen
und verotoxinbildenden Escherichia 
coli-Bakterien ( VTEC) untersucht. 
Werden Speisen mit von Krank-
heitserregern kontaminierten Ge-
würzen versetzt, können sie Auslö-
ser für Durchfallerkrankungen sein, 
wenn die Mikroorganismen günsti-
ge Wachstumsbedingungen vorfi n-
den und das Lebensmittel vor dem 
Verzehr nicht mehr ausreichend 
durcherhitzt wird. 

Suppen und Soßen

Bei Suppen und Soßen liegt der 
Schwerpunkt der Untersuchungen 
auf der Kontrolle der Zusammen-
setzung sowie der Zusatzstoffe im 
Hinblick auf Höchstmengen und 
Deklaration.

Suppen aus China- und 

Asiarestaurants

Thema einer Untersuchungsreihe 
waren Suppen aus China- und 
Asiarestaurants, da in dieser Kü-
che traditionell mit Geschmacks-
verstärkern gearbeitet wird. 
Speziell Glutamate sind nicht un-
umstritten. Geschmacksverstärker 
müssen generell auch auf Speise- 
und Getränkekarten kenntlich ge-
macht werden.
Von 28 zu diesem Thema vorge-
legten Proben blieben sieben ohne 

selnussanteil überhaupt nicht ange-
geben. Bei drei Proben mit dem 
Hinweis „kann…enthalten“ war der 
Gehalt an Haselnuss in einem Be-

reich, der nicht mehr als Kontamina-
tion gewertet werden kann, son-
dern als kennzeichnungspfl ichtige 
Zutat zu beurteilen war. 

Von 16 Marzipanproben enthielten 
acht Erzeugnisse Bestandteile von 
Haselnuss, ohne dass in irgendeiner 
Form darauf hingewiesen wurde.
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233 Proben Frittierfette und bean-
standete von den gebrauchten 
Frittierfetten 19 %.

Trend

Sowohl bei Olivenölen als auch 
bei Frittierfetten hat sich die Be-
anstandungsquote in den letzten 
Jahren kaum geändert. 

Im Zuge der risikoorientierten Un-
tersuchung von Lebensmitteln 
wurde bei insgesamt 47 Proben, 
überwiegend Frittierfette, der Ge-

3.1.6   Besondere Lebens- oder Nahrungsergänzungsmittel
(ZEBS-Codes: 48, 51)

Nahrungsergänzungsmittel

Nahrungsergänzungsmittel (NEM) 
sind Lebensmittel, die dazu be-
stimmt sind, die allgemeine 
Ernährung zu ergänzen. Sie be-
stehen aus Einfach- oder Mehr-
fachkonzentraten von Nährstoffen 
oder sonstigen Stoffen mit ernäh- 
rungsspezifi scher oder physio-
logischer Wirkung und werden in 
dosierter Form (z. B. Kapseln, 
Pastillen, Tabletten, Flüssigampul-
len) in den Verkehr gebracht.

Marktbedeutung

Ob Multivitamintabletten, Algen-
tabletten, Fischölkapseln, der 
Markt der NEM boomt ungebro-
chen. Zu fi nden sind diese Produk-
te in Apotheken, Drogerien, Re-
formhäusern, Sportgeschäften und 
Supermärkten. Auch über das In-
ternet können sie bezogen wer-
den. Schätzungen zufolge konsu-
miert bereits jede dritte Person in 
Deutschland NEM. Der Verbrau-
cher verspricht sich von dem Ver-
zehr einen Ausgleich an Nährstof-
fen bei einer unausgewogenen 

Kost, eine positive Beeinfl ussung 
seines Wohlbefi ndens und eine 
Steigerung der Vitalität.
Die Palette der Produkte ist riesen-
groß und für den Verbraucher 
kaum noch überschaubar. Sie 
reicht vom einfachen Vitamin- und/
oder Mineralstoffpräparat bis zu 
komplex zusammengesetzten 
Kombinationspräparaten mit Zu-
satz von unzulässigen Zusatzstof-
fen und/oder exotischen Pfl anzen-
extrakten, die im Bereich der Arz-
neimittel verwendet werden.

Beanstandungen

In den letzten Jahren ergaben die 
Untersuchungen hohe Beanstan-
dungsquoten zwischen 30 und 
70 %. Die hauptsächlichen Bean-
standungsgründe waren irrefüh-
rende Angaben, eine ausschließ-
lich fremdsprachige Kennzeich-
nung, unzulässige krankheitsbezo-
gene Aussagen, unzulässige 
schlankheitsbezogene Hinweise, 
Zusätze pfl anzlicher Zutaten, die in 
Arzneimitteln Verwendung fi nden 
und/oder als neuartig im Sinne der 
Novel Food-Verordnung anzusehen 

sind sowie der Einsatz nicht zuge-
lassener Zusatzstoffe.
Voll im Trend lagen im Jahr 2006 
NEM mit Zusätzen von Lutein zu 
ernährungsphysiologischen
Zwecken (Nährstoffversorgung für 
die Haut, Nahrungsergänzung für 
die Augenfunktion). Lutein ist je-
doch nach der derzeitigen Rechts-
lage als ein nicht zugelassener 
Lebensmittelzusatzstoff einzu-
stufen, sodass derartige Präparate 
als nicht verkehrsfähig zu beurtei-
len sind.
Weiterhin werden vermehrt NEM 
in Kapsel- oder in fl üssiger Form in 
kleinen Trinkfl äschchen mit Zusät-
zen von Glucosaminsulfat, Chon-
droitinsulfat und Methylsulfonyl-
methan (MSM) im Handel mit der 
Zweckbestimmung „zur Unterstüt-
zung der Gelenk- und Knochenge-
sundheit, zum Aufbau von Knorpel 
und Knochen“ angeboten. Auch 
derartige Produkte sind nicht ver-
kehrsfähig, da die Zutaten Glucos-
aminsulfat, Chondroitinsulfat und 
MSM ebenfalls als nicht zugelas-
sene Lebensmittelzusatzstoffe 
einzustufen sind.

Fette und Öle

Im Bereich Fette/Öle werden 
sämtliche pfl anzlichen und tieri-
schen Fette/Öle sowie Margarinen 
untersucht.
70 Olivenöle „extra nativ“ wurden 
vom Olivenöl-Sensorikpanel des 
LGL untersucht, 20 davon wegen 
sensorischer Mängel beanstandet. 
Fünf dieser Öle wurden in die 
Kategorie „Lampantöl“, 14 in die 
Kategorie „nativ“ abgestuft.
Weiterhin untersuchte das LGL 

halt an trans-Fettsäuren bestimmt. 
Bei 36 Proben wurden Gehalte 
< 2 % festgestellt, bei sechs Pro-
ben Gehalte von 2 bis 4 % und bei 
fünf Proben ( Frittierfette) Gehalte 
von 13 bis 41 %. Gehalte größer 
5 % zeigen die Verwendung gehär-
teter Fette an. Trans-Fettsäuren 
sollen möglicherweise gesundheit-
liche Risiken bergen. 
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Abb. 3.1.6a: Die Beanstan-
dungsquoten bei Nahrungser-
gänzungsmitteln lagen in den 
letzten Jahren zwischen 30 
und 70 %.

Verpackungsfolien für Lebens-

mittel

Am LGL wurden zahlreiche Folien 
untersucht, die im Einzelhandel 
zum Verpacken von Lebensmitteln 
verwendet werden. Die meisten 
Folien bestehen zwar aus weich-
macherfreien Materialien, bei etwa 
20 % der Folien handelt es sich 
aber um Weich-PVC-Folien. Unse-
re Untersuchungen zeigten, dass 
der Weichmachergehalt abgenom-
men hat. Es sind inzwischen ver-
mehrt Folien mit Weichmacherge-

Primäre aromatische Amine in 

Küchenutensilien

Im europäischen Schnellwarnsys-
tem (RASFF) wurden in den letz-
ten Jahren vermehrt Schnellwar-
nungen zu primären aromatischen 
Aminen aus Küchenutensilien wie 
z. B. Bratwender und Suppenkel-
len verbreitet. Diese Amine sind 
als krebserzeugende Arbeitsstoffe 
eingestuft und können auf Lebens-
mittel übergehen, die mit diesen 
Gegenständen in Berührung kom-
men. Aus Vorsorgegründen soll die 

Aufnahme solcher Stoffe so gering 
wie möglich sein bzw. eine Expo-
sition vermieden werden. Erfreuli-
cherweise ist in den letzten beiden 
Jahren die Anzahl der Küchenuten-
silien, die keine Amine enthalten, 
deutlich gestiegen und die Bean-
standungsquote ist um 10 % auf 
jetzt 22 % gesunken. Es wurden 
jedoch immer noch Übergänge 
von primären aromatischen Ami-
nen auf Prüfl ebensmittel gefun-
den, die mehr als das Hundert-
fache des zulässigen Wertes be-
tragen.

3.1.7   Bedarfsgegenstände
(ZEBS-Codes: 82, 83, 85, 86)

Überprüfung der Anzeigen

NEM bedürfen im Gegensatz zu 
Arzneimitteln keiner Zulassung. Sie 
müssen lediglich gemäß §5 der 
Verordnung über Nahrungsergän-
zungsmittel (NemV) beim BVL un-
ter Vorlage eines Etikettenmusters 
angezeigt werden. Im Jahr 2006 
sind beim Bundesamt für Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsicher-
heit (BVL) circa 4.200 Anzeigen
eingegangen. Dieses Anzeigever-
fahren beinhaltet jedoch keine Prü-
fung dahingehend, ob die lebens-
mittelrechtlichen Vorschriften ein-
gehalten worden sind.
Am LGL werden die angezeigten 
Etikettenmuster von NEM bayeri-
scher Hersteller, Importeure oder 
Vertreiber stichprobenweise über-
prüft.
Die Überprüfung von 186 Etiketten-
mustern ergab, dass nur 26 % den 
lebensmittelrechtlichen Bestim-
mungen entsprachen. Die überwie-
genden Verstöße waren hier die 
Verwendung nicht zugelassener 
Zusatzstoffe, irreführende Angaben 
und Kennzeichnungsmängel.

Zusammenfassend lässt sich fest-
stellen, dass sich NEM beim Ver-
braucher zunehmender Beliebtheit 
erfreuen und dass der Markt der 
NEM weiterhin unvermindert 
boomt. Die schwierige und proble-
matische Produktgruppe bedarf 
daher weiterhin einer intensiven 
Kontrolle.

Säuglings- und Kleinkinder-

nahrung

Säuglinge und Kleinkinder gelten 
als eine besonders empfi ndliche 
Personengruppe, daher stellt die 
Diätverordnung für Babynahrung 
hohe Anforderungen bezüglich Zu-
sammensetzung, Verwendung von 
Zusatzstoffen, Höchstmengen von 
Kontaminanten und Kennzeich-
nung.
Das LGL untersucht deshalb Baby-
nahrung aus der Produktion und 
aus dem Handel stichprobenweise 
auf eine Vielzahl von Inhaltsstoffen, 
Kontaminanten und weiteren 
Schadstoffen wie z. B. Schwerme-
talle, Weichmacher aus Verpa-
ckungsmaterial oder Acrylamid.
Teilweise entsprachen die deklarier-
ten Inhaltsstoffe nicht den tatsächli-
chen Gehalten, z. B. bei Vitamin B1 
in Getreidebeikost. In zwei Proben 
Babykeksen war der Signalwert von 
245 μg Acrylamid/kg überschritten.
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halten von circa 5 % zu fi nden, 
Gehalte von mehr als 20 % kom-
men praktisch nicht mehr vor. Zur 
Herstellung derartiger Folien wird 
jetzt allerdings nicht mehr über-
wiegend ein Weichmacher ver-
wendet, sondern es kommen zwei 
oder mehr unterschiedliche Sub s-
tanzklassen zum Einsatz (z. B. Adi-
pate, Citrate).

Bekleidung

Die Verwendung bestimmter  Farb-
stoffe bei Bekleidung war ein 
wichtiger Untersuchungsparame-
ter im Jahr 2006. Bei der Prüfung 
von gefärbter Bekleidung auf ver-
botene Azofarbstoffe lag die Bean-
standungsquote, wie auch bereits 
in den Jahren zuvor, erfreulich 
niedrig. Demgegenüber werden 
Textilien aus synthetischem Mate-
rial noch häufi g mit Dispersions-
farbstoffen gefärbt, die im Ver-
dacht stehen, Allergien auszulö-
sen.
In diesem Jahr fi elen besonders 
schwarze Polyesterstoffe auf, bei 
denen Dispersionsorange 37 nach-
gewiesen werden konnte. Damit 
lag der Anteil der Proben, die mög-
liche allergieauslösende Dispersi-
onsfarbstoffe enthielten, auf dem 
gleichen Niveau wie im Jahr 2005 
(circa 9 %). Eine Absenkung die-
ses Anteils ist erst dann zu erwar-
ten, wenn entsprechende, jetzt 
noch fehlende rechtliche Regelun-
gen geschaffen werden. In zwei 
von 23 Proben Regenbekleidung 
aus PVC war Cadmium mit einem 
Gehalt, der den Grenzwert der 
Chemikalienverbotsverordnung
übersteigt, nachweisbar. Die Un-
tersuchung von Chrom (VI) in Le-
derbekleidung führte zu einer Be-
anstandungsquote (5 %), die 
etwas unter der des Vorjahrs lag.

Abb. 3.1.7a: Seit 2001 ist in Deutschland die Verwendung von 
Phthalaten in Spielzeug, das vorhersehbar von Kindern unter drei 
Jahren in den Mund genommen werden kann, verboten.

Phthalate in Spielwaren und 

Schnorcheln

Für die Herstellung von Spielzeug-
fi guren, Puppen usw. eingesetztes 
PVC wird häufi g mit Weichma-
chern versetzt. Hierfür wurden 
bislang sehr oft Phthalate verwen-
det. Seit 2001 ist in Deutschland 
die Verwendung von Phthalaten in 
Spielzeug, das vorhersehbar von 
Kindern unter drei Jahren in den 
Mund genommen werden kann, 
verboten. Bei Tierfi guren, Puppen, 
Badewannentieren, Aufblastieren 
und Spielzeugautos waren den-
noch insgesamt 23 von 131 Pro-
ben zu beanstanden. Auch Produk-
te, die bestimmungsgemäß länger 
im Mund behalten werden, beste-
hen noch häufi g aus Weich-PVC. 
So waren die Hälfte (sieben von 
14) der untersuchten Schnorchel-
mundstücke zum Tauchen, aber 
auch einige wenige Scherzgebisse 
aus phthalathaltigem PVC herge-
stellt. Gerade bei derartigen Pro-
dukten, die einen intensiven Kon-

takt mit den Mundschleimhäuten 
haben, bestehen schwerwiegende 
gesundheitliche Bedenken. Durch 
den Speichel können die Phthalat-
Weichmacher aus dem Material 
herausgelöst und so vom Körper 
aufgenommen werden. Die Her-
steller wurden daher aufgefordert, 
künftig unbedenkliche Stoffe zu 
verwenden.

Knicklichter

Das LGL untersuchte etwa 30 Pro-
ben Knicklichter.  Knicklichter wer-
den häufi g als Spielzeug oder De-
korationsartikel vertrieben und sind 
Kunststoffröhren, die mit zwei un-
terschiedlichen Flüssigkeiten ge-
füllt sind. Eine davon befi ndet sich 
in einer Glasampulle, die man 
durch Knicken der Röhre zerbricht. 
Dann vermischen sich die beiden 
Flüssigkeiten und erzeugen ein 
„kaltes Licht“, das mehrere Stun-
den anhält. Von den untersuchten 
Proben enthielten etwa 40 % ver-
botene Lösemittel (z. B. DBP).
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Abgrenzung von kosmetischen 

Mitteln und Arzneimitteln

Wachsende Ansprüche der Ver-
braucher bezüglich der Erhaltung 
von Schönheit und Jugendlichkeit 
und der Steigerung des Wohlbefi n-
dens fordern den Einsatz von wirk-
samen Substanzen in Kosmetika, 
die diesen Wünschen gerecht wer-
den sollen. Produktaufmachungen 
und -beschreibungen von so ge-
nannten „Anti-Aging“- und „Well-
ness“-Produkten befi nden sich 
daher oftmals im Grenzbereich von 
kosmetischen Mitteln und Arznei-
mitteln („Borderline“-Produkte).

Hersteller trägt Verantwortung 

für Produktsicherheit 

Im Gegensatz zu kosmetischen Mit-
teln erfordern Arzneimittel ein zeit-
aufwendiges und kosteninten sives
Zulassungsverfahren. Um dieses 
Prozedere zu umgehen, werden 
manche Erzeugnisse als kosmeti-
sche Mittel vermarktet. Bei genaue-
rer Betrachtung kann es sich hierbei 
aber um Präsentationsarzneimittel 
handeln, besonders dann, wenn 
Aufmachungen und Anwendungs-
hinweise mehr versprechen als nur 
kosmetische Wirkungen. 
Da seit 2004 das Verbot der Verwen-
dung verschreibungspfl ichtiger Stof-
fe in kosmetischen Mitteln nicht 
mehr gilt, ist ferner zu prüfen, ob 
möglicherweise ein Funktionsarznei-
mittel vorliegt, falls Inhaltsstoffe mit 
signifi kanten pharmakologischen 
Wirkungen vorhanden sind. Bei Arz-
neimitteln sind diese Wirkungen er-
wünscht bzw. Nebenwirkungen hin-
zunehmen (Nutzen/Risiko-Abwä-
gung). Kosmetische Mittel, die mit-
unter über einen langen Zeitraum 
und vor allem ohne ärztliche Kontrol-
le angewendet werden, dürfen keine 
unerwünschten Wirkungen entfalten. 
Die Verantwortung für die Produkt-

sicherheit hat der Hersteller zu tra-
gen und im Rahmen einer Sicher-
heitsbewertung zu gewährleisten.

Kosmetika oder Arzneimittel?

Beispiele

Gel mit Arnika und Heilerde

Ein Gel mit Arnika und Heilerde, ver-
sehen mit Aussagen zur Regenerati-
on von Muskeln und Gelenken so-
wie zur unterstützenden Behandlung 
von lokalen Durchblutungsstörun-
gen, von Verrenkungen und in der 
Resorption befi ndlicher Blutergüsse 
erfüllte nicht mehr die Defi nition für 
ein kosmetisches Mittel, denn eine 
überwiegende kosmetische Wirkung 
war nicht mehr gegeben. Das Er-
zeugnis wurde von den pharmazeuti-
schen Sachverständigen als Präsen-
tationsarzneimittel eingestuft.

Franzbranntweingel

Als Arzneimittel wurde auch ein 
Franzbranntweingel angesehen, 
das in seinen Werbeaussagen so-
wohl kosmetische (belebend, erfri-
schend) als auch arzneiliche (Förde-
rung der Durchblutung, Linderung 
bei Muskelkater und Verspannungen) 
Zweckbestimmungen auslobte. Für 
die Beurteilung waren Ausführungen 
eines Bundesgerichtshofurteils aus-
schlaggebend, wonach Franzbrannt-
wein in Verbraucherkreisen allge-
mein als äußerlich anzuwendendes 
Hausmittel zur Linderung von Mus-
kel- und Gelenkschmerzen gilt. Für 
die Einordnung als Arzneimittel
wiegt die allgemeine Verkehrsauf-
fassung mehr als die vom Herstel-
ler vorgegebene und deklarierte 
kosmetische Zweckbestimmung.

Produkte gegen Haarausfall

Produkte, die eine positive Wirkung 
bei Haarausfall und ein Wachstum 

3.1.8   Kosmetische Mittel (ZEBS-Code: 84)

neuer Haare bei Glatzenbildung ver-
sprechen, stoßen bei betroffenen 
Verbrauchern auf große Resonanz. 
Drei derartige äußerlich anzuwen-
dende Erzeugnisse wurden zur Be-
gutachtung vorgelegt. Bei der Ab-
grenzung von Haarwuchsmitteln ist 
auf die Ursache des Haarausfalls 
abzustellen. Sind die Produkte zur 
Anwendung bei anlagebedingtem 
Haarausfall bestimmt, liegt ein kos-
metisches Mittel vor, weil dieser 
„androgene“ Haarausfall nicht als 
Krankheit eingestuft wird und sol-
che Produkte zusätzlich der Verän-
derung des Aussehens dienen. Sind 
diese Mittel jedoch dazu bestimmt, 
bei krankhaftem Haarausfall einge-
setzt zu werden, handelt es sich um 
Arzneimittel. Bei einem der drei 
Produkte führten die Aussagen zur 
Therapie von kreisrundem Haaraus-
fall und die Anwendung bei Kindern 
zur Einstufung als Arzneimittel.

Vitamin K in einer Creme

Vitamin K, das oral, intravenös 
oder intramuskulär zur Behandlung 
von Gerinnungsstörungen verab-
reicht wird, war als Wirkstoff in 
einer Creme enthalten, die zur 
Behandlung von Couperose (Tele-
angiektasien, erweiterte Äderchen 
im Gesicht) in den Verkehr ge-
bracht wurde. Da erweiterte Äder-
chen hier unter Gefäßleiden zu 
subsumieren sind, handelt es sich 
bei deren Behandlung um eine 
arzneiliche Zweckbestimmung. 
Fraglich ist auch, ob Wirkstoffe, 
die bei Gerinnungsstörungen indi-
ziert sind, überhaupt eine Wirk-
samkeit bei Gefäßleiden zeigen. 
Letztendlich ist die Prüfung der 
Produktunterlagen (Sicherheitsbe-
wertung, Wirknachweise), die z. B. 
beim Lohnhersteller angefordert 
wurden, für die Entscheidungsfi n-
dung hinsichtlich der Abgrenzungs-
problematik unbedingt erforderlich.
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Werbung: „Ohne  Zusatzstoffe“

Seit Einsetzen der öffentlichen 
Diskussion über die gesundheitli-
chen Risiken von Zusatzstoffen in 
Tabakerzeugnissen registrieren wir 
vermehrt Produkte auf dem Markt, 
die mit Angaben wie „ohne Zu-
satzstoffe“ oder „100 % Tabak“ 
werben. Wie das Deutsche Krebs-
forschungszentrum Heidelberg 
berichtete, entstehen bei den ho-
hen Verbrennungstemperaturen im 
Rauch aus zunächst harmlosen 
Stoffen (wie z. B. Glycerin, Zucker, 
bestimmte Aromastoffe) teilweise 
kanzerogene bzw. gesundheits-
schädliche Substanzen. 
Das LGL hat zwölf Proben Zigaret-
ten, Feinschnitttabak und Ziga rillos
mit Auslobungen wie z. B. „100 % 
Tabak“, „frei von Zusatzstoffen“ 
auf ihre Gehalte an Feuchthalte-
mitteln (z. B. Glycerin), Aromastof-
fen (z. B. Vanillin, Menthol) und 
Konservierungsstoffen (z. B. Ben-
zoesäure) untersucht. 
In der Regel enthielten die Produk-
te keine der untersuchten Zusatz-
stoffe. Lediglich bei Zigarillos, die 
mit Aussagen wie „100 % Tobac-
co leaves“ oder „100 % Native 
Tobacco“ beworben wurden, fan-
den sich Feuchthaltemittel und der 
Aromastoff Vanillin. 
Unseres Erachtens sind auch die-
se Auslobungen geeignet, den 
Konsumenten zu suggerieren, 
dass das Produkt zu 100 % aus 
Tabak besteht. Diese Werbeaussa-
gen wurden deshalb als irrefüh-
rend im Sinne von § 17 Nr. 5b Vor-
läufi ges Tabakgesetz beurteilt. Un-
erheblich ist dabei die eventuelle 
Absicht des Herstellers, lediglich 
zum Ausdruck bringen zu wollen, 
dass er für sein Produkt nur hoch-
wertige Tabakblätter und keine 
Tabakfolie verwendet.

3.1.9 Tabakerzeugnisse (ZEBS-Code: 60)

Menthol in Tabakerzeugnissen 

In diversen Publikationen wird der 
erlaubte Aromastoff Menthol kri-
tisch hinterfragt, da er beim Rau-
chen zu einem verminderten 
Schmerz- und Reizempfi nden führt. 
Dieser Effekt soll vor allem Ein-
stiegskonsumenten das Rauchen 
angenehmer und milder gestalten. 
Das LGL untersuchte deshalb 25 
Proben Zigaretten und Tabak zum 
Selbstdrehen von Zigaretten auf 
ihre Mentholgehalte. Menthol wur-
de nur in ausgewiesenen Menthol-
zigaretten in Gehalten von 0,2 bis 
0,4 % bestimmt. In den sonstigen 
Produkten konnte kein Menthol 
nachgewiesen werden.

Wasserpfeifentabak 

Der Konsum von Wasserpfeifenta-
bak ist in Deutschland weiterhin auf 
dem Vormarsch, speziell auch bei 
Jugendlichen, z. B. in orientalischen 
Restaurants und sogenannten 
„Shishacafés“.
Von den acht untersuchten Wasser-
pfeifentabaken enthielten fünf Pro-
ben deutlich mehr Feuchthaltemit-
tel (Glycerin, 1,2-Propylenglykol) als 
gesetzlich erlaubt ist. Die Höchst-
menge für Feuchthaltemittel von 
insgesamt 5 % (bezogen auf die 
Trockenmasse des Erzeugnisses) 
wurde um das vier- bis achtfache 
überschritten. Die Proben wurden 
beanstandet.
Aus den nachgewiesenen Feucht-
haltemitteln Glycerin und 1,2-Propy-
lenglykol können beim Verbrennen 
toxische bzw. im Tierversuch kanze-
rogene Stoffe (wie Acrolein oder 
Propylenoxid) entstehen. Eine kon-
krete Abschätzung des gesundheit-
lichen Risikos ist derzeit nicht mög-
lich, da keine Informationen über 
das Ausmaß der Bildung dieser 
Stoffe beim Wasserpfeifenrauchen 
sowie der Menge, die der Raucher 

dabei aufnimmt, vorliegen.
Erhöhte Feuchthaltemittelgehalte in 
Wasserpfeifentabak werden vom 
LGL seit mehreren Jahren regelmä-
ßig beanstandet. Die Untersuchun-
gen zeigen, dass der Markt nur 
langsam auf die Beanstandungen 
der Vorjahre reagiert. Die Überprü-
fung von Wasserpfeifentabak wird 
daher verstärkt fortgesetzt.

Zusatzstoffe

Nach § 5 Tabakprodukt-Verordnung 
müssen Hersteller und Importeure 
von Tabakerzeugnissen in einer 
nach Markennamen gegliederten 
Liste alle bei der Herstellung der 
einzelnen Tabakerzeugnisse ver-
wendeten Zusatzstoffe, einschließ-
lich ihrer Menge, den Behörden 
mitteilen. Daneben sind noch toxi-
kologische Daten beizufügen, die 
über diese Zusatzstoffe vorliegen.
Mehrere meldepfl ichtige Unter-
nehmen wiesen zwar zunächst 
jeden einzelnen Inhaltsstoff ihrer 
Produkte in einer allgemeinen Zu-
satzstoffl iste aus. In der nach Mar-
ken gegliederten Liste wurden sie 
jedoch teilweise in Gruppen (wie 
z. B. Aromastoffe) zusammenge-
fasst. Ebenso waren die Inhalts-
stoffe der Nichttabakmaterialien 
(z. B. Zigarettenpapier) meist nicht 
individuell für jede einzelne Marke 
benannt. Klein- und mittelständi-
sche Unternehmen legten größ-
tenteils keine toxikologischen Da-
ten zu den verwendeten Zusatz-
stoffen vor. Die Hersteller und Im-
porteure wurden auf die Mängel 
bei den Mitteilungen hingewiesen 
und aufgefordert, sie bis zur nächs-
ten Meldung Ende 2006 abzustel-
len. Zur Information der Verbrau-
cher veröffentlicht das Bundesmi-
nisterium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz auf 
seiner Homepage die gemeldeten 
Daten.
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Was sind  Dioxine und dioxin-

ähnliche PCB?

Bei polychlorierten Dibenzo-p-dio-
xinen und Dibenzofuranen (PCDD/
F) handelt es sich um eine Vielzahl 
von Verbindungen, die häufi g unter 
der Kurzbezeichnung „Dioxine“
zusammengefasst werden. Die 
Belastung der Umwelt mit Dioxi-
nen erfolgt überwiegend durch 
Verbrennungsprozesse. Nachdem 
immer mehr technische Maßnah-
men zur Verringerung des Dioxin-
ausstoßes geführt haben, stellen 
industrielle Anlagen zur Metallver-
arbeitung und Müllverbrennung 
sowie die Kleinfeuerung der Häu-
ser die Hauptverursacher für den 
Dioxineintrag in die Umwelt dar.
Polychlorierte Biphenyle ( PCB)
wurden aufgrund ihrer chemischen 
Eigenschaften bis zum Jahre 1983 
in Deutschland industriell herge-

3.2 Produktübergreifende Untersuchungen

3.2.1 Dioxine und dioxinähnliche PCB

stellt und zu technischen Zwecken 
eingesetzt. Die PCB werden auf-
grund ihrer toxischen Eigenschaf-
ten in sogenannte Standard- PCB
und dioxinähnliche PCB (dl- PCB)
unterschieden (s. Kap. 3.2.4). Die-
se dl- PCB weisen eine den Dioxi-
nen analoge räumliche Struktur 
auf. Ihr Verbleib in der Umwelt ist 
vorwiegend auf ihre schlechte Ab-
baubarkeit zurückzuführen. 
Die Exposition des Menschen mit 
Dioxinen und dl- PCB sollte vor al-
lem wegen der in Tierexperimen-
ten nachgewiesenen Schädigun-
gen des Immun- und Nervensys-
tems sowie der hormonähnlichen 
und kanzerogenen Wirkungen 
möglichst gering gehalten werden. 
Durch die beiden spezifi schen Ei-
genschaften der Dioxine und dl-
PCB, die Persistenz und die hohe 
Fettlöslichkeit, reichern sich diese 
Kontaminanten auch in der Nah-

rungskette an. Deshalb erfolgt die 
Belastung des Menschen überwie-
gend durch den Verzehr von Le-
bensmitteln tierischen Ursprungs.

Gesetzliche Regelungen

In die EG-Verordnung zur Festle-
gung der Höchstgehalte für be-
stimmte Kontaminanten in Lebens-
mitteln bestehen seit dem 1. Juli 
2002 auch Höchstmengen für Dio-
xine (PCDD/F). In Ergänzung dazu 
wurden durch eine Kommissions-
empfehlung strengere sogenannte 
Auslösewerte zur Reduzierung der 
Dioxine in Lebensmitteln festge-
legt (s. Tab. 3.2.1a). Bei Überschrei-
tung dieser Auslösewerte sind 
Maßnahmen zur Ermittlung der 
Kontaminationsquelle einzuleiten.
Dioxine treten häufi g zusammen 
mit PCB auf, von denen zwölf 
(WHO-PCB) dioxinähnliche toxi-

Tab. 3.2.1a: Gehalte an Dioxinen in Lebensmitteln

302 Lebensmittel      

20 Rindfl eisch 0,21  -   1,38 0,49 0,38 1,5 3,0
16 Schaffl eisch 0,14  -   1,12 0,4 0,33 1,5 3,0
19 Gefl ügelfl eisch 0,09  -   0,76 0,19 0,15 1,5 2,0
24 Schweinefl eisch 0,07  -   0,65 0,2 0,17 0,6 1,0
8 Schweineleber 0,55  - 12 4,0 2,3 4,0 6,0

17 Fischfl eisch 0,01  -   1,3 3) 0,14 3) 0,08 3) 3,0 3) 4,0 3)

58 Kuhmilch 0,21  -   0,58 0,31 0,29 2,0 3,0
25  Butter 0,24  -   0,69 0,35 0,3 2,0 3,0
30 Hühnereier 0,13  -   4,1 0,8 0,38 2,0 3,0
21 Gänseschmalz 0,08  -   0,36 0,15 0,13 1,5 2,0
38 pfl anzl. Öle 0,08  -   0,30 0,15 0,15 0,5 0,75
6 Fischöl 0,08  -   0,29 0,14 0,11 1,5 2,0

20 Kindernahrung 0,13  -   0,41 0,23 0,21 – –
1) nach Anhang der Empfehlung der Kommission Nr. 2006/88/EG   
2) nach Anhang I Abschnitt 5 der Verordnung (EG) Nr. 466/2001   
3) auf Frischgewicht bezogen

Anzahl Proben Wertebereich Mittelwert Median Auslösewert 1) Höchstwert 2)

in pg WHO-PCDD/F-TEQ/g Fett
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sche Eigenschaften aufweisen. 
Seit dem 4. November 2006 sind 
daher die Dioxinhöchstwerte mit 
den Höchstwerten für die Summe 
aus Dioxinen und dioxinähnlichen 
PCB (WHO-PCDD/F- PCB) ergänzt 
worden (s. Tab. 3.2.1c). Die stren-
ger ausgelegten Auslösewerte
wurden seit dem 14. November 
2006 um die der dioxinähnlichen 
PCB (WHO- PCB) erweitert (s. Tab. 
3.2.1b).

Welche Lebensmittel sind 

belastet?

Die in den Tabellen 3.2.1a-c darge-
stellten Lebensmittel wurden auf 
Kontaminationen von Dioxinen und 
dl-PCB untersucht. Wie diesen 
Tabellen zu entnehmen ist, waren 
erhöhte Werte lediglich bei Gefl ü-
gel- und Schweinefl eisch, Schwei-
neleber und Hühnereiern zu fi n-
den. Drei Eier- und zwei Leberpro-
ben waren zu beanstanden. Bei 
den betroffenen Betrieben wurden 
Untersuchungen zur Ermittlung 
der Kontaminationsquelle eingelei-
tet, um die Belastung durch geeig-
nete Maßnahmen zu beschränken 
oder zu beseitigen. Bei den restli-
chen auffälligen Proben wurde im 
Vorgriff auf die Einführung der zu-
sätzlichen Höchst- und Auslöse-
werte im November 2006 auf die 
besonderen Kontaminationen hin-
gewiesen.
Bei den meisten Proben mit erhöh-
ter Kontamination zeigte sich zu-
nächst eine auffällige Standard-
PCB-Belastung, die im Rahmen der 
am LGL durchgeführten Pestizidun-
tersuchung festgestellt wurde 
(s. Kap. 3.2.4). So konnte bei Pro-
ben aus verschiedenen bundeswei-
ten Untersuchungsprogrammen 
gezielt der Analysenumfang um 
Dioxine, Furane und dioxinähnliche 
PCB erweitert werden. 
Bei den untersuchten Lebensmit-
teln hat sich die Kontamination mit 
Dioxinen in den letzten Jahren 
nicht wesentlich geändert. 

Tab. 3.2.1c: Gehalte an Dioxinen und dioxinähnlichen  PCB

Tab. 3.2.1b: Gehalte an dioxinähnlichen  PCB in Lebensmitteln

Referenzmessprogramm für 

Milch

Zur Ermittlung der durchschnittli-
chen Dioxinaufnahme des Verbrau-
chers durch Verzehr von Konsum-
milch und Milchprodukten wird 
regelmäßig Sammelmilch von 

bayerischen Molkereien und im 
Rahmen längerfristiger Messpro-
gramme von ausgewählten Erzeu-
gern analysiert. Die Ergebnisse 
werden im Bundesinstitut für Risi-
kobewertung (BfR) von allen betei-
ligten Bundesländern gesammelt 
und statistisch ausgewertet. Bei 

69 Lebensmittel     

2 Rindfl eisch 0,28  -   0,41   0,34 0,34 1,0
3 Schaffl eisch 0,09  -   0,54   0,26 0,14 1,0
7 Gefl ügelfl eisch 0,02  -   6,5   1 0,07 1,5
5 Schweinefl eisch 0,01  -   9,8   3,2 0,07 0,5
3 Schweineleber 1,9  -   5,7   3,5 2,9 4,0
2 Fischfl eisch 0,36  -   1,6 2)   0,96 2) 0,96 2) 3,0 2)

3 Kuhmilch 0,71  -   0,95   0,8 0,72 2,0
2 Butter 0,68  -   0,89   0,78 0,78 2,0

11 Hühnereier 0,06  - 81 12 1,4 2,0
2 Gänseschmalz 0,07   0,07 0,07 1,5
9 pfl anzl. Öle 0,01  -   0,03   0,01 0,01 0,5

20 Kindernahrung 0,02  -   0,78   0,28 0,27 –
1) nach Anhang der Empfehlung der Kommission Nr. 2006/88/EG    
2) auf Frischgewicht bezogen

Anzahl Proben Werte bereich Mittelwert Median Auslöse-

wert 1)

in pg WHO- PCB-TEQ/g Fett

69 Lebensmittel     

2 Rindfl eisch 0,49  -   0,68   0,58   0,58   4,5
3 Schaffl eisch 0,25  -   0,71   0,41   0,28   4,5
7 Gefl ügelfl eisch 0,20  -   7,3   1,3   0,25   4,0
5 Schweinefl eisch 0,20  - 10   3,5   0,5   1,5
3 Schweineleber 7,9  - 17 12 11 12,0
2 Fischfl eisch 0,44  -   2,9 2)   1,7 2)   1,7 2)   8,0 2)

3 Kuhmilch 1,1  -   1,2   1,2   1,2   6,0
2 Butter 1,0  -   1,6   1,3   1,3   6,0

11 Hühnereier 0,25  - 84 13   2,9   6,0
2 Gänseschmalz 0,17   0,17   0,17   4,0
9 pfl anzl. Öle 0,13  -   0,31   0,19   0,16   1,5

20 Kindernahrung 0,20  -   1,1   0,51   0,51 –
1) nach Anhang I Abschnitt 5 der Verordnung (EG) Nr. 466/2001  
2) auf Frischgewicht bezogen

Anzahl Proben Wertebereich Mittelwert Median Höchst-

wert 1)

 in pg WHO-PCDD/F- PCB-TEQ/g Fett



83LGL Jahresbericht 2006

den im Berichtszeitraum unter-
suchten Molkereimilchen (durch-
schnittliche Dioxinbelastung von 
0,29 pg WHO-PCDD/F-TEQ pro 
Gramm Fett) und Einzelhofmilchen 
(durchschnittlicher Dioxingehalt 

Das LGL untersuchte im Berichts-
jahr 1.574 Lebensmittel und Or-
ganproben auf die in der Tabelle 
3.2.2a genannten Mykotoxine.

Milch, Milcherzeugnisse und 

Organproben

Über kontaminiertes Futter gelan-
gen Mykotoxine in tierische Lebens-
mittel („carry over“). Dabei wird 
Afl a B1 im tierischen Stoffwechsel 
zu Afl a M1 umgewandelt, das in die 
Milch übergeht, während OTA und 
ZEA unverändert, besonders in 
Innereien vorkommen können. 
In keiner der 59 untersuchten 
Milchproben wurde ein Afl a M1-
Gehalt über der Bestimmungs-
grenze von 0,007 μg/kg festge-
stellt. Auch bei den erstmals unter-
suchten Weichkäsen (35 Proben) 
waren keine Afl a M1-Gehalte 
über der Bestimmungsgrenze 
(0,01 μg/kg) nachweisbar.
Bei den auf Afl a B/G, OTA und ZEA 
als NRKP- bzw. Monitoringproben 
untersuchten 59 Organproben ( Le-
ber/Niere von Rindern, Schweinen, 
Gefl ügel und Fischen) wurden bei 
drei in Schlachtbetrieben entnom-
menen Schweinenieren OTA-Ge-
halte von 0,38 bis 3,8 μg/kg festge-
stellt. Möglicherweise wurde kon-
taminiertes Futter verabreicht. Bei 
den im Anschluss entnommenen 
Futtermitteln (Gersten- und Weizen-
körner) aus dem Mastbetrieb, aus 
dem das Tier mit der höchsten OTA-
Belastung stammte, waren keine 
auffälligen Gehalte feststellbar. 

3.2.2   Mykotoxine

Tab. 3.2.2a: Anzahl untersuchter 
Proben je Mykotoxin 

Zearalenon 289
Deoxynivalenol 273
Afl atoxine B/G 218
Ochratoxin A 210
T-2 und HT-2 
Toxin

208

Patulin 138
Afl atoxin M1 94
Fumonisine
B1/B2

47

Mutter-
kornalkaloide

97

Gesamt 1.574

Mykotoxin Anzahl unter-

suchter Proben

Was sind  Mykotoxine?

Mykotoxine sind niedermolekula-
re, für Mensch und Tier toxische, 
zum Teil kanzerogene Stoffwech-
selprodukte niederer Pilze, die in 
Nahrungs- und Futtermitteln bei 
ungünstigen Bedingungen bereits 
auf dem Feld oder bei Lagerung, 
Transport und Weiterverarbeitung 
entstehen und dann in die Nah-
rungskette gelangen können. Die 
wichtigsten, in Lebensmitteln 
vorkommenden Mykotoxine sind 
die Afl atoxine (Afl a), Patulin (PAT), 
Ochratoxin A (OTA), die Tricho-
thecene (unter anderem Deoxyni-
valenol; DON), Zearalenon (ZEA), 
die Fumonisine (FUM) und die 
Mutterkornalkaloide (MKA). 

Gewürze und Würzsoßen

Gewürze waren in den vergange-
nen Jahren immer wieder zum 
Teil sehr hoch mit Afl a B/G bzw. 
OTA kontaminiert und bedürfen 
deshalb einer besonderen Beach-
tung. Von 35 Gewürzproben ent-
hielten eine Muskatnussprobe mit 
20,2 μg/kg und eine Ingwerprobe 
mit 33,1 μg/kg überdurchschnittli-
che OTA-Gehalte. Ein Grenzwert 
für OTA in Gewürzen ist noch 
nicht festgelegt. 
Überhöhte Afl atoxingehalte wur-
den mit 11,9 μg/kg Afl a B/G bei 
einer weiteren Ingwerpulverprobe 
(Höchstmenge (HM): 10 μg/kg) 
und bei der Muskatnussprobe mit 
8,1 μg/kg Afl a B1 (HM 5 μg/kg) 

bzw. 10,1 μg/kg Afl a B/G festge-
stellt. Auch bei schwarzem und 
weißem Pfeffer und Paprika-/Chili-
pulver waren eine Vielzahl an Pro-
ben mit Afl a B/G und OTA belastet. 
Insgesamt wurden in 38 % der 
Proben Afl a B/G und in 71 % OTA 
nachgewiesen.
In 18 auf OTA untersuchten Pro-
ben Worcester- und Sojasoßen 
war das Mykotoxin in keiner Probe 
nachweisbar.

Getrocknete Feigen und 

Schalenfrüchte

Getrocknete Feigen wurden im 
Rahmen eines Monitoring-Projek-
tes auf OTA bzw. als Importpro-
ben, die der Vorführpfl icht unterlie-

von 0,39 pg WHO-PCDD/F-TEQ 
pro Gramm Fett) konnte eine wei-
tere leichte Verringerung des seit 
1999 stabilen niedrigen Niveaus 
festgestellt werden. Während die 
Molkereien die Hintergrundbelas-

tung repräsentieren, wurden die 
Einzelhöfe, die bereits seit 1989 
beprobt werden, aufgrund von 
Emittentennähe ausgewählt. 
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thecene den Fusarientoxinen an, 
welche bereits während des Ge-
treidewachstums auf dem Feld 
gebildet werden. Im Gegensatz zu 
FUM, ZEA oder DON (Typ B) exis-
tieren für Typ A Trichothecene 
noch keine Grenzwerte. Über die 
Notwendigkeit der Festsetzung 
eines Höchstgehalts für T-2 und 
HT-2 Toxin soll von der EU bis zum 
1. Juli 2008 entschieden werden 
(VO (EG) 1881/2006). 
Von insgesamt 77 auf T-2 und HT-2 
Toxin untersuchten Haferproben 
(Flocken, Körner, Mehle und Kleie) 
waren 76 Proben (99 %) mit Gehal-
ten (Summe der beiden Toxine) von 
0,2 μg/kg (Bestimmungsgrenze) bis 

gen, gemäß der Entscheidung der 
Kommission (EG) Nr. 504/2006 auf 
Afl a untersucht. 
Bei einer Probe war die Höchst-
menge von 8 μg/kg OTA und bei 
drei Proben waren die Höchstmen-
gen von 2 μg/kg Afl a B1 bzw. 
4 μg/kg Afl a B/G überschritten. 
Weitere  Höchstmengenüberschrei-
tungen ergaben sich ferner bei vier 
Proben Haselnüssen türkischer 
Herkunft (mit einem Spitzenwert 
in einer Probe von 109 μg/kg Afl a 
B/G) und bei einer Probe chinesi-
scher Erdnüsse.
Neben den in der Tabelle 3.2.2c aus-
gewiesenen Proben wurden in einer 
Probe Aprikosenkerne 26,8 μg/kg 
Afl a B1 bzw. 30,4 μg/kg Afl a B/G 
gefunden. Es ist geplant, Aprikosen-
kerne im Rahmen eines Schwer-
punktes verstärkt zu untersuchen.

Fruchtsäfte und 

fruchtsafthaltige Erzeugnisse

Von den insgesamt 129 auf PAT 
untersuchten Proben waren 98 
(76 %) unbelastet. In 31 Proben 
wurden PAT-Gehalte über 5 μg/kg 
(Bestimmungsgrenze) ermittelt. 
Lediglich zwei Apfelsäfte lagen mit 
PAT-Gehalten von 69 μg/kg und 

800 μg/kg über der zulässigen 
Höchstmenge von 50 μg/kg 
(s. Tab. 3.2.2d).

Getreide und 

Getreideerzeugnisse

Im Rahmen eines gemeinsamen 
Forschungsprojekts mit der Tech-
nischen Universität München–
Weihenstephan zum Vorkommen 
von Typ A Trichothecenen in Getrei-
de und Getreideprodukten wurde 
2006 schwerpunktmäßig Hafer auf 
diese Toxine, darunter deren wich-
tigste Vertreter T-2 und HT-2 Toxin, 
untersucht. Neben FUM und ZEA 
gehört die Gruppe der Tricho-

Tab. 3.2.2b: Afl a B/G und OTA in Gewürzen 

Tab. 3.2.2c: Afl a B1 und Afl a B/G in Feigen, Hasel-/Erdnüssen und Pistazien 

Tab. 3.2.2d: PAT in Fruchtsäften bzw. fruchtsafthaltigen Erzeugnissen 

Pfeffer 11 0 u. B. - 0,5 u. B. -   1,1 u. B. -   2,1
Paprika-
und Chilipulver

13 0 u. B. - 1,0 u. B. -   1,0 u. B. -   1,6

Muskatnüsse 8 1 u. B. - 8,1 u. B. - 10,1 u. B. - 20,2
Ingwerpulver 3 1 u. B. - 4,9 u. B. - 11,9 u. B. - 33,1
u. B. = unterhalb der Bestimmungsgrenze

Lebensmittel Anzahl unter-

suchter Proben

Anzahl über 

der Höchstmenge

Wertebereich 

Afla B1 [μg/kg]

Wertebereich Afla 

B/G [μg/kg]

Wertebereich 

OTA [μg/kg]

Feigen 20 5 u. B. -     4,6 u. B. -   10,2 u. B. - 10,4
Haselnüsse 29 4 u. B. - 100 u. B. - 109
Erdnüsse 5 1 u. B. -     3,4 u. B. -     4,1
Pistazien 2 0 u. B. -     0,4 u. B. -     0,5

Lebensmittel Anzahl unter-

suchter Proben

Anzahl über 

der Höchstmenge

Wertebereich 

Afla B1 [μg/kg]

Wertebereich Afla 

B/G [μg/kg]

Wertebereich 

OTA [μg/kg]

Apfelsäfte 61 2 u. B. - 800
Birnensäfte 4 0 u. B. -     5,3
Apfelschorlen 32 0 u. B. -     6,0
Mehrfruchtsaftschorlen 4 0 alle u. B.
Fruchtsaftgetränke
(auch brennwertreduziert)

28 0 u. B. -   12,0

Gesamt 129 2 –

Lebensmittel Proben-

zahl

Anzahl über 

der Höchstmenge

Schwankungs-

breite

(μg/kg)
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79 μg/kg belastet. Die ermittelten 
Gehalte lagen bei durchschnittlich 
16 μg/kg. Sechs Proben wiesen 
mehr als 50 μg/kg dieser Toxine auf. 
Bei 37 Proben aus ökologischer Pro-
duktion wurde mit 6,2 μg/kg (Medi-
anwert) eine hochsignifi kant gerin-
gere Belastung als bei Erzeugnissen 
aus konventioneller Produktion (Me-
dian 17 μg/kg) festgestellt.
Ausgehend vom vorläufi g festge-
legten TDI-Wert (maximal tolerier-
bare tägliche Aufnahmemenge) für 
die Summe aus T-2 und HT-2 Toxin 
von 0,06 μg/kg Körpergewicht (Sci-
entifi c Committee on Food, 2002) 
können die ermittelten Gehalte am 
Beispiel von Kleinkindern (zwei bis 
fünf Jahre, 16 kg Körpergewicht) 
wie folgt bewertet werden: Unter 
Annahme einer mittleren (Lang-
zeitaufnahme) bzw. maximalen 
akuten Verzehrsmenge (Kurzzeit-

aufnahme) von 3,1 g bzw. 64 g 
Haferfl ocken (Bundesinstitut für 
Risikobewertung, 2005) und dem 
mittleren Gehalt von 20 μg/kg lässt 
sich eine Ausschöpfung des TDI-
Werts zu 6,4 % bzw. 132 % er-
rechnen. Dadurch ergibt sich, dass 
Hafer in bestimmten Bevölke-
rungsgruppen durchaus deutlich 
zur Exposition mit T-2 und HT-2 
Toxin beitragen kann. 

Mutterkornalkaloide

in Getreide und Getreide-

erzeugnissen

Insgesamt wurden 57 Roggenbro-
te und 40 Roggenmehle mit einer 
am LGL entwickelten LC-MS/MS-
Methode auf ihren Gehalt an Mut-
terkornalkaloiden untersucht. In 35 
Fällen wurden die Roggenmehle 
zusammen mit den daraus herge-

Pflanzenschutzmittel sollen die 
Pfl anzen vor Schadorganismen 
schützen oder ihre Wachstums-
vorgänge beeinfl ussen. Sie 
werden im Acker-,  Obst-, Gemü-
se- und Weinbau eingesetzt, um 
die Erträge sicherzustellen oder 
zu verbessern, eine wirtschaftli-
che Produktion zu ermöglichen, 
die Erntegüter vor dem Verderb 
zu schützen und/oder die Le-
bensmittel hygienisch einwand-
frei zu halten. Zu den wichtigs-
ten Pfl anzenschutzmitteln gehö-
ren Herbizide gegen Unkräuter, 
Fungizide gegen Pilzkrankheiten 
sowie Insektizide und Akarizide 
gegen Insekten und Milben.

Pfl anzenschutzmittelrückstände in 
Lebensmitteln werden aufgrund 
des großen öffentlichen Interesses 
nicht nur von Verbraucherzeit-
schriften wie „Ökotest“ oder Or-

3.2.3 Pfl anzenschutzmittel in pfl anzlichen Lebensmitteln

ganisationen wie „Greenpeace“ 
sehr kritisch abgehandelt, sondern 
auch in anderen Print- und Funk-
medien oder von Verbraucherver-
bänden immer wieder misstrau-
isch beleuchtet. Dementsprechend 
sind die Verbraucher sich nicht 
immer sicher, wie sie mit dieser 
Problematik umgehen sollen. 
Da das LGL Rückstandsuntersu-
chungen mit hoher Intensität be-
treibt, ist es ein wichtiger An-
sprechpartner für zahlreiche Anfra-
gen von Presse, Funk und Fernse-
hen und war bei einer Anhörung 
im Landtagsausschuss für Umwelt 
und Verbraucherschutz beteiligt.

Untersuchungsergebnisse

Im Jahr 2006 hat das LGL 2.326 
pfl anzliche Lebensmittel auf Rück-
stände von Pfl anzenschutzmitteln 
untersucht.

Dazu wurden 2.908 unabhängige 
Analysegänge durchgeführt, wo-
bei pro Probe ein bis vier verschie-
dene Methoden zum Einsatz ka-
men. 99 % aller Proben wurden 
mit Multimethoden analysiert, die 
derzeit insgesamt über 400 ver-
schiedene Wirkstoffe erfassen. 
Lediglich 18 % aller Lebensmittel 
enthielten keine bestimmbaren 
Rückstände. Dagegen wurden in 
328 Proben (14 %) Rückstände
über den zulässigen Höchstmen-
gen nachgewiesen (s. Tab. 3.2.3a). 
Nicht selten lagen mehrere über-
höhte Rückstände in einer Probe 
vor, sodass insgesamt 552  Höchst-
mengenüberschreitungen festge-
stellt wurden, davon 79 % durch 
Anwendung der LC-MS/MS-Tech-
nik. Die Einführung dieser noch 
jungen Messtechnik 2003 im LGL 
bedeutete einen Quantensprung 
für die Nachweismöglichkeiten in 

stellten Roggenvollkornbroten vor-
gelegt, um eine mögliche Abnah-
me des Alkaloidgehaltes durch den 
Backprozess zu ermitteln. Wäh-
rend bei den Roggenbroten nur 
eine Probe mit einem Gehalt von 
über 100 μg/kg festzustellen war 
(in 65 % der Brote wurden Gehalte 
zwischen 3 und 100 μg/kg ermit-
telt), fi elen acht Roggenmehle 
(20 % der Mehle) mit Gehalten 
zwischen 100 und 289 μg/kg auf. 
Sie lagen damit aber immer noch 
deutlich unterhalb des diskutierten 
Richtwertes von 1.000 μg/kg. 
Durch den Backprozess kam es 
offensichtlich zu einer Abnahme 
des Mutterkornalkaloidgehalts. Da 
diese Reduktion jedoch von 5 bis 
88 % variierte, dürften hier auch 
andere Faktoren als das Erhitzen 
eine Rolle spielen.
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der Rückstandsanalytik, denn 
damit können wesentlich mehr 
Rückstände in sehr geringen Kon-
zentrationen sicher bestimmt 
werden.

Rückstände in Obst

Wie in jedem Jahr wurde haupt-
sächlich Obst und Gemüse unter-
sucht.

Bei Obst ist der Anteil an Proben 
ohne bestimmbare Rückstände in 
den letzten drei Jahren von 20 % 
auf 10 % abgesunken (s. Abb. 
3.2.3a).
Mit Ausnahme von 2004 war die-
ser rückstandsfreie Anteil bei in- 
bzw. ausländischer Ware vergleich-
bar hoch. Dagegen kamen in den 
letzten beiden Jahren bei ausländi-
schen Produkten deutlich häufi ger 
Höchstmengenüberschreitungen
(11 bis 13 %) vor als bei deutschen 
(1 bis 5 %). Solche Abweichungen 
liegen nicht selten an unterschied-
lich hohen Grenzwerten, die für 
zahlreiche Stoffe in den verschie-
denen Staaten noch existieren. 
Daneben spielen aber auch die 
Angebote verschiedener Produkt-
gruppen aus heimischer Erzeu-
gung und beim Import eine Rolle. 
Die importierten, klimatisch an-
spruchsvolleren Produkte sind oft 
auch anfälliger für (andere) Schäd-
linge und werden daher spezifi sch 
behandelt.
In Bayern war 2006 die Rück-
standssituation deutlich günstiger 
als in den Vorjahren, denn diesmal 
war keine Probe zu beanstanden 
und die Gesamtrückstandsbelas-
tung war mit 0,19 mg/kg deutlich 
niedriger (2004/2005: jeweils 0,27 
mg/kg). Bei anderen in- und aus-
ländischen Erzeugnissen lag die 
durchschnittliche Gesamtbelas-
tung bei 0,41 bzw. 0,45 mg/kg.

Beerenobst

Beerenobst ist besonders emp-
fi ndlich gegenüber Schadorganis-
men und bedarf oft intensiver 
Pfl anzenschutzmaßnahmen. Nur 
10 % der Proben waren 2006 rück-
standsfrei (s. Tab. 3.2.3b), 11 % 
und damit etwas weniger als in 
den Vorjahren enthielten zu hohe 
Rückstände. Die Rückstandsbelas-
tung mit einem durchschnittlichen 
Gehalt von 0,44 mg/kg entsprach 
der von 2005 und war deutlich 
höher als 2004. 

Tab. 3.2.3a: Rückstandssituation der untersuchten Lebensmittel
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Abb. 3.2.3a: Entwicklung der Rückstandssituation bei Obst
2004 bis 2006 

Obst 874 86 708 80
Obsterzeugnisse 134 6 77 51
Gemüse 836 150 563 123
Gemüseerzeugnisse 71 25 23 23
Getreideprodukte,
Backwaren

30 13 16 1

Kartoffeln 22 6 14 2
Pilze, Pilzerzeugnisse 42 13 19 10
Säuglingsnahrung 70 58 12 0
Gewürze 68 4 33 31
Getränke, Getränke-
hilfsstoffe

86 26 60 0

Kaffee-, Teeprodukte 69 13 50 6
andere pfl anzliche
Lebensmittel

24 12 11 1

Gesamt 2.326 412 1.586 328

Anteil 18 % 68 % 14 %
Vorjahre zum Vergleich

2005 2.157 22 % 63 % 15 %
2004 1.970 31 % 56 % 13 %
2003 1.684 46 % 48 % 6 %
R = Rückstand, HM = Höchstmenge nach Rückstands-Höchstmengenverordnung

Lebensmittel Probenzahl ohne R mit R < HM mit R > HM
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Tafeltrauben und Rosinen

Insbesondere die Weinrebe ist als 
Intensivkultur einem hohen Schäd-
lingsdruck ausgesetzt und wird 
intensiv behandelt. Allerdings wa-
ren 2006 die Tafeltrauben seltener 
zu beanstanden (12 %) als in den 
Jahren zuvor (16 bis 25 %). Eben-
so sanken die durchschnittliche 
Anzahl an Rückständen gegenüber 
2005 von 6,2 auf 5,8 und der mitt-
lere Rückstandsgehalt von 0,62 
auf 0,47 mg/kg. 
Bei Rosinen ist die ungünstige 
Rückstandssituation unverändert. 
Durch die Trocknung der Trauben 
werden die Rückstände aufkon-
zentriert und so waren 2006 im 
Mittel 0,87 mg/kg und 14,5 Rück-
stände pro Probe zu fi nden. Häufi -
ge Beanstandungen betrafen Stof-
fe mit zulässigen Grenzwerten von 
0,01 mg/kg.

Erdbeeren

Bei Erdbeeren ist die Rückstands-
situation seit Jahren nahezu unver-
ändert und schwankt je nach Wit-

terungsverlauf in relativ engen 
Grenzen. 2006 lagen die mittleren 
Rückstandsgehalte mit 0,44 mg/kg 
pro Probe allerdings höher als in 
den Vorjahren mit etwa 0,3 mg/kg. 
Ausländische Ware enthält oft 
Stoffe, die in Deutschland für Erd-
beeren nicht vorgesehen und dann 
zu beanstanden sind.
Bei anderen Beerenarten sind auf-
grund der geringeren Marktbedeu-
tung oft weniger Pfl anzenschutz-
mittel zulässig als bei Erdbeeren 
und Trauben, was immer wieder 
zu rechtlichen Beanstandungen 
führt. Die durchschnittliche Belas-
tung war 2006 bei den meisten 
Kulturen mit den Erdbeeren ver-
gleichbar, lediglich Heidelbeeren 
schnitten günstiger ab.

Äpfel und Birnen

Von Äpfeln und Birnen waren 2006 
wie in den Vorjahren nur wenige 
Proben (2 %) zu beanstanden. 
Deutsche Produkte waren mit 
durchschnittlich 0,17 mg/kg deut-
lich weniger belastet als ausländi-
sche mit 0,43 mg/kg. Insgesamt 

waren nur 6 % der Proben (2004: 
27 %, 2005: 9 %) ohne bestimm-
bare Rückstände.

Steinobst

Bei Steinobst haben sich die 
Höchstmengenüberschreitungen
mit 10 % gegenüber 2005 halbiert, 
allerdings ist die Gesamtrück-
standsbelastung pro Probe mit 
0,20 mg/kg konstant geblieben. 
Bei Pfi rsichen und Nektarinen wa-
ren oft insektizide Wirkstoffe zu 
fi nden, die in Deutschland nicht 
zugelassen und deshalb mit einer 
Höchstmenge von 0,01 mg/kg ge-
regelt sind.

Zitrusfrüchte und exotische 

Früchte

Zitrusfrüchte werden häufi g nach 
der Ernte mit Fungiziden behan delt,
um die Früchte beim Transport und 
der Lagerung vor Schimmelbefall zu 
schützen. Die vergleichsweise ho-
hen Rückstandsgehalte von durch-
schnittlich 1,50 mg/kg (s. Tab 
3.2.3b) resultieren vor allem aus 

Tab. 3.2.3b:  Rückstände in Obst

Beerenobst 2004 422 10 % 76 % 14 % 100 3,6 0,34
 2005 351 9 % 78 % 13 % 111 4,8 0,46
 2006 413 10 % 79 % 11 % 132 4,8 0,44
Kernobst 2004 169 27 % 72 % 1 % 59 2,3 0,16
 2005 106 9 % 90 % 1 % 63 4,1 0,30
 2006 156 6 % 92 % 2 % 91 5,0 0,32
Steinobst 2004 105 30 % 63 % 7 % 45 1,8 0,14
 2005 92 5 % 75 % 20 % 69 3,7 0,20
 2006 170 6 % 84 % 10 % 87 4,2 0,20
Zitrusfrüchte 2004 57 9 % 88 % 4 % 28 3,3 0,63
 2005 96 4 % 90 % 6 % 58 3,9 1,00
 2006 55 15 % 78 % 7 % 46 4,5 1,50
exotische
Früchte

2004 76 53 % 45 % 3 % 25 0,8 0,12
2005 71 61 % 34 % 6 % 26 0,7 0,02

 2006 80 19 % 70 % 11 % 41 2,0 0,23
R = Rückstand

 Jahr Proben-

zahl

ohne R mit R 

kleiner HM

mit R 

größer HM

verschiedene

Stoffe

Anzahl R 

pro

Probe

Gehalt R 

pro Probe 

(mg/kg)
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3. Lebensmittel und Futtermittel

Rückstände in Gemüse

Auch bei Gemüse nahm der Anteil 
an rückstandsfreien Proben in den 
letzten drei Jahren von 36 % nach 
18 % ab (s. Abb. 3.2.3b). Deutsche 
Ware war zwar häufi ger unbelastet 
als ausländische, allerdings waren 
2006 gegenüber den Vorjahren 
nahezu doppelt so viele inländische 
Proben zu beanstanden. Bei aus-
ländischen Produkten nahm dage-
gen die Beanstandungsrate ab. 
Zudem überschritten sie vor allem 
die niedrig angesetzten, allgemein 
festgelegten Höchstmengen. 
Durch die Erweiterung des unter-
suchten Wirkstoffspektrums konn-
ten mit 172 verschiedenen Stoffen 
gegenüber 2005 zehn neue Sub-
stanzen in Gemüse nachgewiesen 
werden. Proben mit mehreren 
Rückständen kamen 560-mal vor 
(67 %, 2005: 55 %, 2004: 44 %). 
Einheimische Erzeugnisse enthiel-
ten zwar seltener Mehrfachrück-
stände als ausländisches Gemüse,
jedoch lag der durchschnittliche 
Gesamtrückstandsgehalt pro 
Probe bei inländischer Ware mit 
1,08 mg/kg höher als bei ausländi-
scher (0,76 mg/kg). 

einer solchen oberfl ächlichen Scha-
lenbehandlung, denn die Analysen 
müssen an der ungeschälten 
Frucht vorgenommen werden.
Exotische Früchte wiesen in den 
letzten Jahren eine eher günstige 
Rückstandssituation auf. 2006 
aber fi elen Kaki und Mangos durch 
häufi ge Höchstmengenüberschrei-
tungen auf und führten zu einer 
deutlichen Verschlechterung des 
Gesamtbildes.

Resümee

Insgesamt hat sich die Gesamt-
belastung von Obst gegenüber 
2005 nur unwesentlich verändert 
und ist vor allem bei Trauben und 
Erdbeeren durchaus kritisch zu 
sehen, insbesondere bei Produk-
ten aus den Mittelmeerländern. 
Trotz der ungünstigen Situation 
bei Obst selbst, sind Fruchtsäfte 
deutlich rückstandsärmer. 35 % 
der Saftproben waren rück-
standsfrei, der durchschnittliche 
Rückstandsgehalt lag bei 0,01 
mg/kg. Die Ergebnisse unter-
mauern die Annahme, dass die 
Rückstände größtenteils in oder 
auf den abgetrennten festen 
Bestandteilen verbleiben.

Salate

Verursacht wurde diese ungünsti-
ge Situation durch sieben Fungizid-
rückstände in deutschem Feldsalat 
in Mengen von 10 bis 45 mg/kg. 
Aber auch bei fünf ausländischen 
Salaten kamen Rückstandsgehalte 
zwischen 12 und 58 mg/kg vor. 
Solch hohe Rückstände wurden in 
früheren Jahren nicht beobachtet. 
Salatarten mit ihrem ungünstigen 
Oberfl äche/Gewicht-Verhältnis 
sind deshalb weiterhin als kritisch 
zu betrachten. Bei 15 % der 
Proben überschritten Rückstands-
gehalte die zulässigen Grenzwerte. 
Durchschnittlich wurde ein 
Gesamtrückstandsgehalt von 
2,1 mg/kg (Inland 1,7 mg/kg, Aus-
land 2,96 mg/kg) gefunden. In die-
sen Kulturen ist unbedingt auf eine 
sorgfältigere Anwendung der 
Pfl anzenschutzmittel hinzuwirken, 
denn eine solche Belastung ist 
nicht hinnehmbar.

Gewürzkräuter

Die 37 Proben frischer Gewürz-
kräuter stammten überwiegend 
aus Deutschland. Bei jeder fünften 

Tab. 3.2.3c:  Rückstände in Gemüse

Salatarten 2004 236 25 % 55 % 15 % 67 2,4 0,47
2005 177 16 % 67 % 17 % 75 2,8 0,87
2006 308 14 % 71 % 15 % 104 3,7 2,13

Fruchtgemüse
(Paprika,  Tomate, 
Gurke, Zucchini, 
Aubergine)

2004 403 29 % 50 % 21 % 98 2,8 0,10
2005 453 24 % 57 % 19 % 130 3,3 0,13
2006 402 17 % 67 % 16 % 144 4,3 0,15

Sprossgemüse
(Kohl, Spargel, 
Zwiebeln)

2004 66 82 % 18 % 10 0,3 <0,01
2005 70 34 % 61 % 4 % 34 1,2 0,01
2006 42 50 % 48 % 2 % 12 1,2 0,01

Wurzelgemüse
(Karotten, Radies-
chen, Rettich, 
Sellerie)

2004 38 68 % 32 % 10 0,6 0,02
2005 56 36 % 61 % 4 % 19 1,4 0,02
2006 36 14 % 80 % 6 % 24 2,1 0,04

R = Rückstand

 Jahr Proben-

zahl

ohne R mit R 

kleiner HM

mit R 

größer HM

verschiedene

Stoffe

Anzahl R 

pro Probe

Gehalt R 

pro Probe 

(mg/kg)
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Probe wurden Rückstände über 
den Grenzwerten gefunden. Häu-
fi g waren die Pfl anzenschutzmittel 
für diese Produkte nicht zugelas-
sen, sodass die dafür zuständigen 
Landwirtschaftsbehörden um ent-
sprechende Ermittlungen gebeten 
wurden.

Frucht-, Spross- und 

Wurzelgemüse

Bei Fruchtgemüse wurden durch-
schnittlich 4,3 Rückstände pro Pro-
be festgestellt. Im Mittel war der 
Gesamtrückstandsgehalt mit 0,15 
mg/kg (s. Tab 3.2.3c) deutlich ge-
ringer als bei den Salatarten. Bei 
16 % der Proben wurden Höchst-
mengenüberschreitungen nachge-
wiesen und damit merklich selte-
ner als in den Vorjahren. Insbeson-
dere bei Paprika nahm die Quote 
der Grenzwertüberschreitungen 
deutlich ab. Dies hing im Wesent-
lichen mit offenbar veränderten 
Warenströmen zusammen, denn 
es wurde 2006 mehr niederländi-
scher Paprika mit einer erheblich 
geringeren Belastung zur Untersu-
chung vorgelegt als die immer 
noch sehr stark belastete Ware 
aus Spanien und der Türkei. Insge-
samt nahm aber der Anteil an un-
belasteter Ware bei den Fruchtge-

Abb. 3.2.3b: Entwicklung der Rückstandssituation bei Gemüse 2004 bis 2006

müsearten der Tabelle 3.2.3c ge-
genüber den Vorjahren deutlich ab. 
Spross- und Wurzelgemüse berei-
ten allgemein nur wenige Proble-
me. Höchstmengenüberschreitun-
gen sind selten und auch die sta-
tistischen Kennzahlen in der Tabel-
le vermitteln ein vergleichsweise 
günstiges Bild (s. Tab. 3.2.3c).

Rückstände bei Bioprodukten 

Bioprodukte müssen nach der eu-
ropäischen Öko-Verordnung ohne 
Anwendung künstlicher Pfl anzen-
schutzmittel erzeugt werden. 
Rückstände wurden bei den 165 
Bioprodukten nur in jeder vierten 
Probe gefunden. Sie lagen fast 
durchwegs unter dem Orientie-
rungswert von 0,01 mg/kg, sodass 
als Kontaminationsquelle meist 
eine Abdrift aus konventionell an-
gebauten Kulturen anzunehmen 
ist. Ebenfalls günstig war die Rück-
standssituation bei Babynahrung, 
bei der nur bei einem Fünftel der 
Produkte geringste Spuren an 
Pfl anzenschutzmittelrückständen 
festzustellen waren.

Trend

Insgesamt gesehen hat sich 
2006 die Rückstandssituation bei 
Obst und Gemüse gegenüber 
früheren Jahren nicht gebessert. 
Positiven Tendenzen in einigen 
Bereichen stehen deutliche Ver-
schlechterungen, insbesondere 
bei den Salatarten, gegenüber. 
Inwieweit diese Sachlage auf 
besondere Witterungsverhältnis-
se zurückzuführen ist, lässt sich 
nicht sagen. Es bleibt abzuwar-
ten, ob sich 2007 die Situation 
wieder verbessert. Das LGL ist 
fest entschlossen, seinen Bei-
trag dazu zu leisten.
Ausführliche Informationen zu 
den einzelnen Obst- und Gemü-
sesorten, aber auch zu den ande-
ren untersuchten Produktgrup-
pen sind auf den Internetseiten 
des LGL (http://www.lgl.bayern.
de/lebensmittel/rueckstaende/
index.htm) verfügbar. Über die 
Entwicklung der Rückstandssitu-
ation seit 1990 hat das LGL eine 
Sonderpublikation veröffentlicht.
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3. Lebensmittel und Futtermittel

Im Berichtsjahr untersuchte das 
LGL 1.173 Lebensmittelproben 
tierischer Herkunft auf ein breites 
Spektrum an Pestiziden, PCB und 
weiteren Umweltstoffen. Hiervon 
entfi elen 762 Proben auf bundes-
weite Untersuchungsprogramme 
(NRKP und Monitoring). Die weite-
ren Proben resultierten vor allem 
aus Erzeuger- und Marktkontrollen 
im Rahmen des risikoorientierten 
LGL-Stichprobenplans und aus 
Verdachts- bzw. Verfolgsproben 
aufgrund früher festgestellter Auf-
fälligkeiten. Der Anteil ausländi-
scher Proben betrug 18 %. Die 
untersuchten Erzeugnisse sind in 
der Tabelle 3.2.4a aufgeführt.
Wie in den Jahren zuvor, ist der 
hohe Anteil an rückstandspositi-
ven Proben vor allem auf die längst 
verbotenen, jedoch sehr stabilen 
Organochlorpestizide – meist HCB 
und das DDT-Abbauprodukt DDE – 
sowie PCB zurückzuführen. Diese 
Stoffe sind als Umweltkontami-
nanten im Fettanteil der Lebens-
mittel in langsam aber stetig zu-

3.2.4   Pfl anzenschutzmittel, Polychlorierte Biphenyle ( PCB)
und andere organische Kontaminanten in 
Lebensmitteln tierischer Herkunft

rückgehenden Konzentrationen 
(durchwegs unter 0,005 mg/kg) 
häufi g noch nachzuweisen. Rück-
stände anderen Ursprungs bilden 
hingegen die Ausnahme.
Unter den schwerpunktmäßig un-
tersuchten Lebensmitteln waren 
bei Putenfl eisch, ausländischer 
Butter, französischem Weichkäse, 
ausländischem Frühstücksspeck, 
Thunfi schfi lets und Garnelen keine 
Besonderheiten festzustellen. 
Auch bei den aus aktuellen Anläs-
sen durchgeführten Sonderunter-
suchungen von brasilianischem 
Rindfl eisch und vietname sischen
Pangasiusfi lets aus Aquakulturen 
waren nur äußerst geringe Rück-
standsgehalte zu verzeichnen. 

Auffällige Rückstände

Fleisch

Pentachlorphenol ( PCP) wurde bei 
der Untersuchung von insgesamt 
52 Leberproben von Kälbern, Rin-
dern und Schweinen aus heimi-

schen Schlachthöfen in drei Fällen 
nachgewiesen. Der für Lebensmit-
tel allgemein zulässige Grenzwert 
von 0,01 mg/kg war bei einer 
Kalbsleber mit 0,04 mg PCP/kg
deutlich, bei einer Schweineleber 
knapp überschritten (Toleranzbe-
reich). Derartige PCP-Befunde
wurden erstmals festgestellt. 
Da PCP bei der regelmäßig in gro-
ßem Umfang durchgeführten Kon-
trolle von Fett- und Muskelfl eisch-
proben dieser Tierarten bisher 
noch nicht aufgetreten ist, scheint 
eine spezielle Anreicherung in der 
Leber vorzuliegen. PCP, das seit 
fast zwei Jahrzehnten einem Her-
stellungs- und Anwendungsverbot 
unterliegt, wurde früher in großem 
Umfang vor allem als Wirkstoff 
von Holzschutzmitteln eingesetzt. 
Bei dem betroffenen landwirt-
schaftlichen Betrieb, wurden mit 
PCP behandelte Holzbalken gefun-
den. Aufgrund der gewonnenen 
Erkenntnisse wird das LGL Unter-
suchungen von Leberproben ver-
stärkt fortsetzen.

Tab. 3.2.4a: Probenübersicht mit Befunden 

Milch, Milcherzeugnisse 114 2 112
Käse 36 36   
Butter 31 31   
Eier, Eierzeugnisse 91 27 64
Fleisch 612 228 376 8 5    PCP , PCB, DDT, Mirex
Fleischerzeugnisse 24 15 9   
Fische, Fischerzeugnisse 126 5 117 4 2    PCB, Terbutryn
Garnelen 40 1 39
Honig 99 28 64 7 5   DEET
Gesamt 1.173 306 848 19 12

Anteile %  26,1% 72,3% 1,6% 1,0%

*HM: Höchstmenge nach Rückstands-Höchstmengenverordnung bzw. Schadstoff-Höchstmengenverordnung 

Lebensmittel Probenzahl                                                  mit Rückständen

Gesamt ohne 

Rückstände

 < HM* > HM* davon beanstandet / 

Grund
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Die Organochlorpestizide DDT und 
Mirex waren bereits im Vorjahr 
durch überhöhte Gehalte in Wild-
schweinen aus zwei Gegenden 
der Oberpfalz aufgefallen. Im Be-
richtsjahr durchgeführte Nachfol-
geuntersuchungen bestätigten 
diese besonderen regionalen Kon-
taminationen, wenngleich nur ein-
zelne Tiere überhöhte Werte auf-
wiesen. Für Mirex wurde bei zwei 
Wildschweinen mit Gehalten von 
0,33 und 0,16 mg/kg Fett ein Viel-
faches der zulässigen Höchstmen-
ge (0,01 mg/kg Fett) festgestellt. 
Aus der mit DDT belasteten Ge-
gend wies eine Probe mit einem 
DDT-Gehalt von 3,1 mg/kg Fett 
eine deutliche Überschreitung des 
Grenzwertes von 1,0 mg/kg Fett 
auf. Aufgrund der Bedeutung von 
Wildschweinen als Umweltindika-
toren für verschiedene Schadstof-
fe wurden wie in den Vorjahren 
noch andere Regionen Bayerns 
beprobt. Dabei ergaben sich keine 
Hinweise auf weitere außerge-
wöhnliche Belastungen. 
Die PCB-Belastung in Fleisch ist 
schon seit Jahren auf niedrigem 
Niveau. Vereinzelte überhöhte Ge-
halte sind meist auf Kontaminatio-
nen durch belastetes Futter oder 
behandelte Stallmaterialien zurück-
zuführen.

Fisch

Fünf Aale aus dem Untermain 
zeigten durchwegs auffällige PCB-
Kontaminationen. In zwei Fällen 
war der Grenzwert erreicht bzw. 
überschritten. Als außerordentlich 
fetthaltige Fische weisen Aale 
üblicherweise die höchsten Gehal-
te an Organochlorverbindungen 
auf. Bei anderen Fischarten aus 
dem Gewässerabschnitt ist des-
halb mit niedrigeren Werten zu 
rechnen.
Nachdem im Jahr 2005 in einem 
mittelfränkischen Karpfen ein ho-
her Gehalt des verbotenen Un-
krautbekämpfungsmittels Atrazin

gefunden worden war, wurden die 
entsprechenden Ermittlungen mit 
Beginn der darauffolgenden Karp-
fensaison fortgeführt. Hierzu wur-
den insgesamt 33 Karpfenproben 
verschiedener Lieferanten mit re-
gionaler Teichwirtschaft des be-
troffenen Großhandelsbetriebes 
gezogen.
Wiederum war in einer Probe ein 
beachtlicher Gehalt in Höhe von 
0,29 mg Atrazin/kg Fisch festzu-
stellen. Wenngleich der  Karpfen
wegen einer fehlenden Höchst-
mengenregelung für Atrazinrück-
stände in Lebensmitteln tierischer 
Herkunft nicht zu beanstanden 
war, besteht dringender Aufklä-
rungsbedarf, weil Atrazin bereits 
seit 15 Jahren verboten, aber einer 
der Hauptproblemstoffe in Grund-
wässern ist. 
Im Rahmen dieser Kontrollaktion 
wurde in sechs Karpfen erstmals 
das nicht mehr zugelassene Herbi-
zid Terbutryn nachgewiesen. Mit 
Gehalten von 0,21 und 0,078 mg/kg 
Fisch war der zulässige Terbutryn-
Grenzwert von 0,05 mg/kg bei zwei 
Karpfen überschritten.

Honig

Honige erweisen sich durchwegs 
als rückstandsarme Lebensmittel. 
Seitdem jedoch vor wenigen Jah-
ren das Untersuchungsspektrum 
mittels GC/MS-Technik erweitert 
wurde, sind in Erzeugnissen ein-
heimischer Imker regelmäßig 
Rückstände an N,N-Diethyltolua-
mid (DEET) festzustellen. DEET ist 
als Stoff zur Abwehr von Insekten 
(Reppellent) in einem von man-
chen Imkern verwendeten Spray 
enthalten, das bei der Honiggewin-
nung anstelle eines Rauchgerätes 
zur Beruhigung der Bienen dienen 
soll. Rechtlich ist der Wirkstoff 
DEET den Schädlingsbekämp-
fungsmitteln zuzuordnen mit der 
Konsequenz, dass für Rückstände
der niedrige Grenzwert von 0,01 
mg/kg anzuwenden ist. DEET war 
in 15 der insgesamt 81 inländi-
schen Proben nachweisbar (Anteil 
19 %). Zu beanstanden waren fünf 
Erzeugnisse mit Gehalten von 
0,028 bis 0,12 DEET/kg, bei zwei 
weiteren Proben war der Grenz-
wert geringfügig überschritten 
(Toleranzbereich). Auch bei positi-
ven Befunden unterhalb des 
Grenzwertes wurden die Imker 
informiert und angehalten, auf 
einen Einsatz des Sprays zu ver-
zichten.
Wegen der anhaltenden Problema-
tik werden die Untersuchungen 
weitergeführt.

Abb. 3.2.4a: Das LGL unter-
suchte 2006 insgesamt 126 
Fische und Fischerzeugnisse
auf Pfl anzenschutzmittel, 
PCB und andere organische 
Kontaminanten.
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„Das Trinkwasser ist unser höchs-
tes Gut und sollte frei von Verun-
reinigungen sein.“ Um diesen 
Grundsatz zu erfüllen, sind die 
Wasserversorger angehalten, das 
Trinkwasser regelmäßig auch auf 
Rückstände von Pfl anzenschutz-
mitteln und Biozidprodukten unter-
suchen zu lassen, um den Grenz-
wert von 0,1 μg/l einzuhalten. Für 
die Kontrolle sind die Gesundheits-
ämter zuständig.

Untersuchungsergebnisse 2006 

Im Jahr 2006 untersuchte das LGL 
insgesamt 494 Trinkwasserproben 
auf Rückstände von 60 verschiede-
nen Pfl anzenschutzmitteln (PSM) 
und PSM-Metaboliten. Davon 
stammten 420 Proben von zentra-
len Wasserversorgungen und 74 
Proben von Einzelwasserversor-
gungen. Ergänzend zu den von 

3.2.5 Pfl anzenschutzmittel in  Trinkwasser

den Gesundheitsämtern veranlass-
ten Kontrolluntersuchungen hat 
das LGL das 2005 begonnene Son-
deruntersuchungsprogramm „2,6-
Dichlorbenzamid (DCBA) im Trink-
wasser“ erheblich ausgeweitet. 
Mit der nahezu verdoppelten Pro-
benzahl (180) wurden bayernweit 
auch alle noch nicht beprobten 
Landkreise in das Programm ein-
gebunden. Neben DCBA wurden 
Triazin- und Phenylharnstoffherbizi-
de, Phenoxyalkancarbonsäuren 
sowie verschiedene andere herbi-
zide Wirkstoffe und deren Metabo-
liten analysiert. 

Atrazin und Desethylatrazin am 

häufi gsten nachgewiesen 

Nach wie vor sind Atrazin und sein 
Abbauprodukt Desethylatrazin die 
am häufi gsten nachgewiesenen 
Rückstände, gefolgt von Dichlor-

benzamid und den Triazin-Metabo-
liten Desethylsimazin, Desethylter-
buthylazin (s. Tab. 3.2.5a). Sie kom-
men regional in unterschiedlicher 
Intensität vor. In Nordbayern spie-
len hauptsächlich die Triazine und 
ihre Abbauprodukte eine Rolle, 
wogegen Dichlorbenzamid über-
wiegend in Proben aus dem Allgäu 
nachgewiesen wurde. Dies ist teils 
auf die geologischen Verhältnisse, 
teils auf die angebauten Kulturen 
zurückzuführen. Desethylatrazin 
wurde in 78 %, Atrazin in 63 % 
und DCBA in 30 % der Proben 
nachgewiesen. Ein Rückgang der 
Belastung ist derzeit noch nicht 
erkennbar. 

Neuere Wirkstoffe

In einigen Wasserversorgungsanla-
gen wurden dank der LC-MS/MS-
Technik auch Spuren aktuell in der 
Landwirtschaft eingesetzter Wirk-
stoffe wie Ethidimuron, Fluortamo-
ne, Aclonifen, Bromacil, Dimefuron 
und Methabenzthiazuron nachge-
wiesen.
Diese neuen Befunde veranlassten 
das LGL, für 2007 ein Verdich-
tungsprogramm zu konzipieren, 
um zu erfahren, ob in einem zeitli-
chen Trend oder in der Nachbar-
schaft der positiv getesteten Was-
serversorgungsanlagen höhere 
Rückstände dieser Stoffe auftre-
ten.
Wie bereits in früheren Jahren war 
das vor allem im Ackerbau (Ge-
treide, Mais) zugelassene Kon-
taktherbizid Bentazon bei 15 % der 
Untersuchungen in Spuren bis zu 
0,07 μg/l nachweisbar.
Andere herbizide Säuren wie Di-
chlorprop und 2,4,5-T wurden ver-
einzelt gefunden und geben zu 
einer weiteren Beobachtung An-
lass.

Tab. 3.2.5a: Nachgewiesene Wirkstoffe und Metaboliten geordnet nach 
Häufi gkeit der Befunde 

Wirkstoff      

Desethylatrazin 387 22 279 86 0,50
Atrazin 312 45 223 44 0,45
2,6-Dichlorbenzamid 137 27 83 27 0,65
Desethylsimazin 130 57 73 - 0,04
Desethylterbuthylazin 85 55 30 - 0,09
Simazin 79 25 54 - 0,05
Propazin 48 28 20 - 0,05
Chloridazon 39 31 8 - 0,02
Terbuthylazin 36 25 10 1 0,14
Ethidimuron 32 20 11 1 0,13
Isoproturon 12 9 3 - 0,05
Diuron 11 6 5 - 0,06
Flurtamone 7 6 1 - 0,01
Metazachlor 6 5 1 - 0,02
Desmedipham 4 - 4 - 0,01

Anzahl der untersuchten Proben: 494 Maximal-

wert

[μg/l]
positive

Befunde

<0,01

μg/l

0,01-0,1

μg/l

>0,1

μg/l
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Diese Untersuchungen werden in 
speziell eingerichteten Labors zen-
tral durchgeführt. Im Jahr 2006 
waren 5.072 Proben schwerpunkt-
mäßig auf folgende Produktgrup-
pen verteilt: Fische, Fleisch, Back-
waren, Kindernahrung, diätetische 
Lebensmittel, Pilze, Obst und Ge-
müse, Süßwaren, Kaffee, Tee, 
Trink- und  Mineralwasser,  Bedarfs-
gegenstände, Spielwaren, kosme-
tische Mittel und Arzneimittel.

Untersuchungen nach dem 

Nationalen Rückstands-

kontrollplan

Tierische Lebensmittel werden am 
LGL seit vielen Jahren nach den 
Vorgaben des Nationalen Rück-
standskontrollplans (NRKP) unter-
sucht. Probenart, -anzahl und Un-
tersuchungsumfang legt das Bun-
desamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit (BVL) in 
Berlin jedes Jahr erneut fest. So 
werden jährlich circa 500 Proben 
(unter anderem Schweine- und 
Rinderlebern, Milch, Gefl ügel und 
Wild) auf ihren Gehalt an verschie-
denen Schwermetallen, z. B. Blei, 
Cadmium, Quecksilber, untersucht.

Trend 

Für die Jahre 2001 bis 2006 ist 
die Entwicklungstendenz der 
Cadmiumgehalte in Schweine-
lebern in Abbildung 3.2.6a bei-
spielhaft dargestellt. Über diesen 
Zeitraum liegen die Mediange-
halte unverändert bei 0,02 bis 
0,03 mg/kg, das 90. Zentil (90 % 
aller Gehalte) ist konstant bei 
0,05 mg/kg. Die Maximalgehalte 
zeigen bis 2003 eine deutlich 
abnehmende Tendenz, die sich 
bei 0,1 mg/kg einpendelt. Abge-
sehen von unbedenklichen Maxi-
malwerten sind die Cadmiumge-
halte generell auf sehr geringem 
Niveau.

3.2.6   Elemente, Schwermetalle und Mineralstoffe

Der zulässige Höchstwert für Cad-
mium in Schweineleber liegt nach 
der Kontaminanten-Höchstgehalt-
VO bei 0,5 mg/kg. Von den Leber-
proben mit den höchsten Gehalten 
wurde dieser Grenzwert in den 
letzten sechs Jahren nur zur Hälfte 
erreicht.

Schwermetalle in Schalenobst

In Macadamianüssen, Pistazien, 
Cashew- und Pinienkernen prüfte 
das LGL die Belastungen durch 
Blei, Cadmium, Quecksilber, Ar-
sen, Selen und Nickel. Dabei stell-
te sich heraus, dass vor allem Pini-
enkerne bevorzugt Cadmium anrei-
chern können. Die Messungen 
ergaben Gehalte zwischen 0,11 
und 0,40 mg/kg, in den anderen 
Früchten war dieses Element nicht 
oder nur in geringer Menge nach-
weisbar.
Diese Ergebnisse waren bemer-
kenswert, da für Cadmium in 
Schalenobst ein Höchstwert von 
0,05 mg/kg galt. Alle untersuchten 
Pinienkerne lagen deutlich darüber. 

Bei Berücksichtigung der durch-
schnittlichen Verzehrsmenge ge-
hen von den Pinienkernen, nach 
toxikologischem Gutachten des 
LGL und der Einschätzung des 
BfR, allerdings keinerlei gesund-
heitliche Gefahren aus.
Die zahlreichen Beanstandungen 
verursachten Unruhe in der 
Branche und über das BfR gelang-
te die Angelegenheit schließlich in 
die Expertengremien der EU. Im 
3. Quartal 2006 wurde der Höchst-
wert für Cadmium in Pinienkernen 
EU-weit ausgesetzt. Ab 1. März 
2007 gilt eine geänderte Kontami-
nanten-HöchstgehaltVO 2001, in 
der Pinienkerne von dem Höchst-
gehalt für Schalenobst ausgenom-
men werden. 

Spurenelemente in 

Teeaufgüssen 

Schwarztee- und Grünteeaufgüsse 
enthalten praktisch keine extrahier-
baren Anteile von toxisch wirken-
den Schwermetallen wie Blei, Cad-
mium oder Arsen. Hingegen sind 

Abb. 3.2.6a Cadmiumgehalte in Schweinelebern (2001 bis 2006) 
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essenzielle Spurenelemente in 
diesen trinkbaren Extrakten in un-
terschiedlichen Mengen vorhan-
den: Für Kupfer,  Eisen und Nickel 
wurden Konzentrationen von 0,02 
bis 0,10 mg/l gemessen. Etwa 
10-fach höher sind die Aluminium-
gehalte mit 0,5 bis 9 mg/l. Das 
Spurenelement Mangan ist in Auf-
güssen von Grüntee generell hö-
her konzentriert als in Schwarztee 
(s. Abb. 3.2.6b). Der Medianwert 
in Grünteeaufgüssen liegt bei 
3,2 mg/l (Maximalwert 6 mg/l), bei 
Schwarztee hingegen bei 1,9 mg/l 
(Höchstwert 4,7 mg/l). Mangan ist 
essenziell für die Versorgung der 
Knochen mit Calcium.

Antimon aus PET- Kunststoff-

fl aschen

Antimon wird bei der Herstellung 
von PET-Kunststoffen als Katalysa-
tor verwendet. Pressemitteilungen 
zu Antimonspuren in Mineralwas-
ser aus PET-Flaschen veranlassten 
ein Untersuchungsprogramm, in 
das auch Mineralwasser in Glas-
fl aschen integriert wurde. Generell 
lassen sich in Wasser aus PET-
Flaschen geringe Antimongehalte 
nachweisen, während in Wasser 
aus Glasfl aschen keine Übergänge 
aus dem Flaschenmaterial vorkom-
men.
Der höchste Antimonwert mit 
2 μg/l wurde allerdings im Wasser 
aus einer Glasfl asche ermittelt; 
diese Gehalte werden von der Her-
kunft des Mineralwassers verur-
sacht, nicht vom Flaschenmaterial. 
Der Grenzwert für Trink- und  Mine-
ralwasser liegt bei 5 μg/l.
Wird das Wasser in PET-Flaschen 
längere Zeit gelagert, so nimmt 
der Antimongehalt durchschnittlich 
um den Faktor 2 bis 3 zu. Abbil-
dung 3.2.6c zeigt, dass der mittle-
re Antimongehalt von 0,24 μg/l 
nach neun Monaten auf 0,59 μg/l 
ansteigt. Der Maximalwert erhöht 
sich von 1,5 auf 1,8 μg/l. Die Zu-
nahme bei der Lagerung ist je 

nach Zusammensetzung des Mi-
neralwassers unterschiedlich, 
sichtbar am unregelmäßigen Kur-
venverlauf der Grafi k in Abbildung 
3.2.6c.
Unter Berücksichtigung einer tägli-
chen Aufnahmemenge von 1,6 l 
Mineralwasser wird bei den höchs-
ten Gehalten die duldbare tägliche 
Aufnahmemenge von Antimon nur 
zu circa 1 % ausgeschöpft. Wegen 
seiner Toxizität ist  Antimon in 

Mineralwasser grundsätzlich uner-
wünscht, die hier gefundenen Kon-
zentrationen haben allerdings kei-
ne gesundheitliche Relevanz.
Auch bei Erfrischungsgetränken 
und Fruchtsäften kann Antimon
aus den PET-Flaschen in das Le-
bensmittel migrieren. Bei routine-
mäßigen Messungen von 137 Pro-
ben wurde als höchster Gehalt 
5,2 μg/l ermittelt.

Abb. 3.2.6b: Mangangehalte in Grün- und Schwarztee-Extrakten 
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Abb. 3.2.6c: Antimongehalte in Mineralwasser nach Lagerung in 
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Was ist  Stabilisotopen-

analytik?

Manche Manipulationen an Le-
bensmitteln, wie die Zuckerung 
von Wein oder die nicht zutref-
fende Herkunftsbezeichnung, 
können mit herkömmlichen, che-
mischen Analyseverfahren oft 
nur schwer oder gar nicht nach-
gewiesen werden, da sich hier-
bei die stoffl ichen Eigenschaften 
nicht wesentlich verändern. Die 
Stabilisotopenanalytik macht sich 
die Tatsache zunutze, dass es 
von den chemischen Elementen 
unterschiedlich schwere Ausfüh-
rungen (Isotope) gibt. Das Ver-
hältnis von den schweren zu den 
leichten Isotopen kann von den 
Ausgangsprodukten (natürlich 
<-> künstlich), von Produktions-
bedingungen oder von der geo-
grafi schen Herkunft (Klima und/
oder Geologie) abhängen. Die 
Stabilisotopenanalytik ist in der 
Lage, die Verhältnisse zu mes-
sen. Aus den Ergebnissen lassen 
sich Rückschlüsse auf Rohstoffe 
oder ihre Herkunft ziehen.

Spargel

In der vergangenen Saison wurden 
55 Spargelproben, darunter zwölf 
authentische (direkt vom Feld, da-
her generell ohne Beanstandung) 
untersucht. Neun Handelsproben 
besaßen auffällige Isotopenverhält-
nisse, sodass ihre Herkunftsanga-
be (Schrobenhausen, Franken, 
Gäuboden bzw. Hessen) anzuzwei-
feln war. Im Fall eines „Gäuboden-
spargels“ haben Ermittlungen vor 
Ort ergeben, dass es sich um 
tschechischen Spargel handelte. 
Damit waren auch die im Jahr 
2005 für dieses Anbaugebiet er-
mittelten „auffälligen“ Isotopen-
verhältnisse nachträglich erklärbar. 

3.2.7   Herkunfts- und Authentizitätsprüfungen mittels 
Stabilisotopenanalytik ( IRMS und NMR)

In weiteren sechs Fällen wurden 
Ermittlungen vor Ort eingeleitet 
und zu Vergleichszwecken wurde 
authentischer Spargel angefordert, 
um Abweichungen wegen mögli-
cher klima- oder düngemittelbe-
dingter Schwankungen auszu-
schließen. Nach unserem Kennt-
nisstand sind die Ermittlungen 
hierzu bis jetzt noch nicht abge-
schlossen.
Die Beanstandungsquote hat sich 
mit 16,4 % gegenüber dem Vor-
jahr (hier: 8,3 %) nahezu verdop-
pelt und zeigt den dringenden Be-
darf solcher Kontrollen an.

Wein,  weinhaltige Getränke, 

Spirituosen, Fruchtsaft und Bier

Bei 173 Wein-, 91  Spirituosen- und 
98 Fruchtsaftproben wurden mit-
tels Deuterium- Kernresonanzspek-
troskopie (2H-NMR) sowie 13C- 
und 18O-Isotopenmassenspektro-
metrie ( IRMS) Untersuchungen zur 
Authentizität durchgeführt, also 
Prüfungen auf unzulässige Sü-
ßung, Erhöhung des Alkoholgehal-
tes, Verschnitt, Wässerung sowie 
auf unzutreffende Angabe von 
Jahrgang oder Herkunft. 
Bei Wein wurden schwerpunktmä-
ßig Erzeugnisse aus Drittländern 
(unter anderem Mazedonien, Kroa-
tien, Bulgarien, Moldawien, Aus-
tralien, Chile und USA), aus EU-
Mitgliedstaaten (Italien, Frankreich, 
Spanien), aber auch aus Deutsch-
land und fränkischen Anbaugebie-
ten untersucht.
Im Bereich der Fruchtsäfte wurden 
vor allem Apfelsäfte auf ihre Her-
kunft und ihre Authentizität hin-
sichtlich der Bezeichnung „Direkt-
saft“ untersucht, während bei Spi-
rituosen überwiegend Obst- und 
Kornbrände auf Verfälschungen 
mit Fremdalkohol überprüft wur-

den. Bei sechs Auslandsweinen, 
unter anderem aus Moldawien und 
Kroatien, konnte eine Herstellung 
mit unzulässigen önologischen Ver-
fahren (Süßung und Anreicherung 
mit Rübenzucker sowie Wasserzu-
satz) nachgewiesen werden. Bei 
einem als Direktsaft gekennzeich-
neten Apfel-Birnensaft wurde ein 
signifi kanter Anteil an Konzentrat-
saft nachgewiesen. 
Zusätzlich wurden die für die Beur-
teilung erforderlichen Datenbanken 
(EU Weindatenbank, Apfelsaft) mit 
Daten authentischer Proben der 
Ernte 2006 erweitert.

Früchte

In einer Schwerpunktaktion wurden 
vom Landratsamt Kitzingen Äpfel
eingesandt, bei welchen der Ver-
dacht der Umdeklaration (hier: Fran-
ken anstatt Bodensee) durch die 
Stabilisotopenuntersuchung bestä-
tigt werden sollte. Durch die eng 
beieinanderliegenden geografi -
schen Gebiete sowie wegen der 
vergleichsweise geringen Anzahl an 
authentischen fränkischen Proben 
war auch unter Einbezug der zu-
sätzlich durchgeführten Strontium-
isotopenmessungen keine eindeuti-
ge Zuordnung zu einer der beiden 
Anbauregionen möglich.
Da keine der Proben bei allen 
sechs gemessenen Elementen 
vergleichbare Isotopenverhältnisse 
aufzeigte, war davon auszugehen, 
dass es sich jeweils um unter-
schiedliche Erzeugnisse handelte. 
Inwieweit lokale Besonderheiten 
oder unterschiedliche geografi -
sche Herkünfte eine Rolle spielen, 
ist aktuell Gegenstand von Er -
mittlungen bzw. Nachuntersu-
chungen.
Bei den übrigen hier untersuchten 
Proben (Gesamtprobenzahl: 34, 
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darunter drei Verdachts- und sie-
ben Nachproben) fi elen weitere 
drei Erzeugnisse (zwei mit Her-
kunft „Südtirol“, ein Erzeugnis mit 
Herkunft „Bodensee“) auf. In ei-
nem Fall zeigte bereits die ange-
forderte Nachprobe aus Südtirol 
die erwartete Isotopenzusammen-
setzung. Eine Beanstandung der 
auffälligen Probe war demnach 
gerechtfertigt.
Im Fall einer Erdbeerprobe, die 
laut Kennzeichnung aus Baden-
Württemberg stammen sollte, 
deuteten hohe � 13C-Werte auf 
eine andere Herkunft als Deutsch-
land hin. Die Ermittlungen wurden 
an das benachbarte Bundesland 
abgegeben.

Gemüse

Auch in diesem Jahr lag ein Unter-
suchungsschwerpunkt bei der Her-
kunftsbestimmung von Frühkartof-
feln. Von 16 Proben wurden drei 
hinsichtlich ihrer Herkunft (Zypern) 
und eine ägyptische hinsichtlich 
der ökologischen Produktionswei-
se als auffällig beurteilt.
Unabhängig voneinander wurden 
von einem Landratsamt aus Nord- 
und einem aus Südbayern Karot-
ten zur Untersuchung einge-
schickt, welche durch zwei Her-
kunftsangaben auffi elen (Holland 
und Norddeutschland). Aufgrund 
der sehr ähnlichen geologischen 
und klimatischen Anbaubedingun-
gen und wegen der bisher nur we-
nigen vorliegenden Daten, war mit 
Hilfe der Stabilisotopen zwar keine 
eindeutige Zuordnung möglich. 
Trotz unterschiedlicher Losnum-
mern und in einem Fall auch trotz 
unterschiedlicher Produzenten 
(sämtliche Isotopenverhältnisse 
weichen kaum mehr als die analy-
tische Schwankung vom entspre-
chenden Mittelwert ab), konnte 
durch den Vergleich der Analysen-
daten nachgewiesen werden, dass 
die drei Erzeugnisse nicht nur vom 
gleichen Ursprungsland, sondern 

überdies auch noch vom gleichen 
Erzeuger stammen müssen. Er-
mittlungen hierzu laufen noch.

Kaffee

Durch eine Kooperation mit dem 
italienischen „Istituto Agrario di 
San Michele all’Adige“ wurde die 
Datenbasis für die im letzten Jahr 
entwickelte Analysenmethode 
stark vergrößert. Von den im Ver-
lauf des Jahres untersuchten neun 
Handelsproben Kaffee musste nur 
eine Probe als auffällig beurteilt 
werden.

Aromen

Auch in diesem Jahr war die Sta-
bilisotopentechnik eine wertvolle 
Unterstützung zu den konventio-
nellen Untersuchungsmethoden. 
Neben den bekannten Prüfungen 
auf natürliches und naturidenti-
sches Kirscharoma (bei Spirituo-
sen) bzw. dem Nachweis der Ver-
wendung von künstlichem Vanille-
aroma, konnte das Untersuchungs-
spektrum auf die Untersuchung 
von �-Deca- und Dodecalacton 
(Aromakomponenten des Pfi r-
sicharomas) erweitert werden.

Tierische Produkte

Eine im Vorjahr entwickelte Me-
thode für Karpfen wurde erstmalig 
in der Praxis für Proben aus der 
Oberpfalz und dem Aischgrund 
eingesetzt. Hierbei mussten zwei 
von vier Fischen als auffällig beur-
teilt werden. Die Nachuntersu-
chung eines authentischen Karp-
fens aus einer der betroffenen 
Regionen (hier: Erlangen-Höch-
stadt) bestätigte den Verdacht. 
Weitere Ermittlungsergebnisse 
liegen noch nicht vor.
Im Berichtszeitraum wurden vor 
dem Hintergrund der „Vogelgrip-
pe“ und der „Importbeschränkung 
für bestimmte Einfuhrländer“ erst-
malig Hähnchen aus dem Handel 

systematisch hinsichtlich der geo-
grafi schen Herkunft untersucht. 
Von elf eingeschickten Proben 
musste lediglich eine Probe als 
auffällig beurteilt werden. Inwie-
weit diese Abweichungen auf 
lokale Besonderheiten oder eine 
spezielle Fütterpraxis zurückzu-
führen sind, wird derzeit noch er-
mittelt.

TRACE-Projekt

Im Jahr 2006 wurden im Rahmen 
des TRACE-Projektes (www.trace.
eu.org) insgesamt weitere 325 
Proben (Lammfl eisch, Honig, Oli-
venöl, Weizen und Bodenproben) 
untersucht. Sowohl für Lamm-
fl eisch als auch für Honig und Ge-
treide konnten die entsprechenden 
Probenbestandteile von allen Pro-
jektteilnehmern soweit gemessen 
werden, dass die Erstellung von 
Zwischenberichten möglich war. 
Diese Auswertungen zeigten, dass 
in vielen Fällen (Lamm, Honig, Ge-
treide) alleine schon mit der IRMS-
Messung bestimmter Elemente
eine Eingrenzung der geografi -
schen Herkunft möglich ist, sodass 
bereits Publikationen in Vorberei-
tung sind. 

Ausblick

Im Verlauf des letzten Jahres 
konnte nicht zuletzt forciert durch 
Projekte wie das TRACE-Projekt
das Untersuchungsspektrum des 
Stabilisotopenlabors auf die Unter-
suchung von Wasserstoff in fl üssi-
gen Proben sowie Sauerstoff in 
stickstoffhaltigen festen Proben 
erweitert werden. 
Die dargestellten Ergebnisse zei-
gen, dass der mit der Stabilisoto-
penanalytik verbundene relativ 
hohe Aufwand Früchte trägt, da 
das LGL nur mithilfe dieser Analy-
tik in den letzten zehn Jahren im 
Bereich Wein und vielen anderen 
Lebensmittelgruppen eine effekti-
ve Kontrolle aufbauen konnte. Dies 
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führte zur Aufdeckung zahlreicher 
Verfälschungen (z. B. im  Wein: 
Wässerungen, unzulässige Anrei-
cherungen oder Süßungen mit 
Fremdzucker vor allem bei Erzeug-
nissen aus bestimmten Ländern). 
Im Weinsektor ist eben auch we-
gen der Stabilisotopenanalytik die 
Zahl der beanstandeten Weine (mit 

unzulässigen önologischen Verfah-
ren) bis zum Jahr 2006 deutlich 
zurückgegangen. Einzelfälle zeigen 
aber, dass es auch weiterhin erfor-
derlich ist, die Stabilisotopenanaly-
tik sowohl im Bereich Wein, 
Fruchtsaft und Spirituosen als 
auch in anderen Handelsprodukten 
(sowohl hochpreisige Produkte als 

auch Massenware) zur Authentizi-
tätsprüfung einzusetzen. 
Das LGL hat dabei als erste und 
als eine von nur zwei deutschen 
Untersuchungseinrichtungen mit 
kompletter Ausstattung für die Sta-
bilisotopenanalytik auch eine be-
sondere Verantwortung für den 
Verbraucherschutz in Deutschland.

Bei der Herstellung und Zuberei-
tung von Lebensmitteln können in 
vielen Fällen neben den erwünsch-
ten Aroma- und Geschmacksstof-
fen auch gesundheitlich bedenkli-
che Substanzen entstehen, entwe-
der aus Inhaltsstoffen oder durch 
spezielle Herstellungsverfahren 
wie intensives Erhitzen der Le-
bensmittel.

Acrylamid in Lebkuchen und 

Pommes frites

Vor allem in Kartoffel- und Getrei-
deprodukten kann sich Acrylamid
bilden, wenn sie stark erhitzt wer-

den. Acrylamid ist im Tierversuch 
krebserregend und wird von der 
EU als wahrscheinlich auch für den 
Menschen krebserregend und ge-
notoxisch eingestuft. Insgesamt 
wurden 371 Lebkuchen und zube-
reitete Pommes frites untersucht.
In Lebkuchen hat sich 2006 der 
Anteil an Signalwertüberschreitun-
gen (>1000 μ/kg) im Vergleich zu 
den Vorjahren um etwa ein Drittel 
verringert und liegt jetzt bei 8,4 %. 
Dieser Erfolg ist das Ergebnis des 
2004 eingeführten Minimierungs-
konzepts mit seinen intensiven 
Beratungen und Nachkontrollen in 
den Betrieben vor Ort. Insgesamt 

lag die durchschnittliche Acryl-
amidbelastung 2006 bei 452 μg/kg 
gegenüber 529 μg/kg im Jahr 2005 
und 503 μg/kg im Jahr 2004.
In bayerischen Lebkuchen lagen 
nur 10 % der untersuchten Proben 
mit ihrem Acrylamidgehalt über 
911 μg/kg, bundesweit betrug die-
se 10 %-Grenze 1490 μg/kg und 
lag damit um nahezu die Hälfte 
höher als in Bayern. 
Bei Pommes frites sind etwa 87 % 
der kontrollierten Betriebe in der 
Lage, den Signalwert von 530 μg/
kg im fertig zubereiteten Erzeugnis 
einzuhalten. Die Häufi gkeitsvertei-
lung von Acrylamidgehalten in 

3.2.8   Toxische Reaktionsprodukte

Abb. 3.2.8a: Häufi gkeitsverteilung von Acrylamid in Lebkuchen
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Pommes frites zeigt, dass insbe-
sondere sehr hoch belastete Pro-
dukte inzwischen kaum noch vor-
kommen.

Benzol in Erfrischungsgetränken 

Benzol ist ein krebserzeugender 
und keimschädigender Stoff, der in 
Lebensmitteln normalerweise 
nicht vorkommt. Dieser Stoff kann 
in nichtalkoholischen Erfrischungs-
getränken oder in Fruchtsäften in 
kleinen Mengen gebildet werden, 
wenn diese den Konservierungs-
stoff Benzoesäure und gleichzeitig 
Ascorbinsäure (Vitamin C) enthal-
ten. In vielen handelsüblichen Erfri-
schungsgetränken sind beide Aus-
gangssubstanzen vorhanden. Inge-
samt wurden 50 Proben auf Ben-
zol untersucht. Der höchste ermit-
telte Gehalt betrug 6,3 μg/l. Ein 
Grenzwert für Benzol in Erfri-
schungsgetränken wurde bislang 
nicht festgelegt.

Cumarin in Zimt und 

zimthaltigen Lebensmitteln

Cumarin ist ein natürlicher Pfl an-
zeninhaltsstoff, der in der Pfl an-
zenwelt weitverbreitet vorkommt. 
Insbesondere ist er in vielen Grä-

sern, in Waldmeister, im  Cassia-
Zimt und in der Tonkabohne ent-
halten, von der sich auch der Na-
me „Cumarin“ ableitet (von cu-
marú, span.: Tonkabohnenbaum).
Cumarin wird darüber hinaus auch 
in der Medizin verwendet, als Me-
dikament zur Behandlung von 
Ödemen. Dabei zeigte sich, dass 
bei wenigen besonders sensiblen 
Personen Leberschäden auftreten 
können, wenn die Substanz über 
Wochen auch bei relativ niedrigen 
Dosierungen regelmäßig verab-
reicht wird. In leichten Fällen kön-
nen Leberwerte verändert sein, in 
schweren Fällen kam es zu gelb-
suchtähnlichen Leberentzündun-
gen. Diese Wirkung des Cumarins 
ist jedoch reversibel.
Wegen der  leberschädigenden
Wirkung von Cumarin haben die 
European Food Safety Authority 
(EFSA) sowie das Bundesinstitut 

für Risikobewertung (BfR) eine 
akzeptable tägliche Aufnahme von 
0,1 mg Cumarin pro kg Körperge-
wicht abgeleitet. Wird diese Auf-
nahmemenge nicht überschritten, 
besteht auch für besonders emp-
fi ndliche Verbraucher bei lebens-
langem Cumarinverzehr kein ge-
sundheitliche Risiko.
Wird Cassia-Zimt in üblicher Dosie-
rung verwendet, können die maxi-
mal zulässigen Cumaringehalte in 
so hergestellten Lebensmitteln 
deutlich überschritten sein. Sind 
gesundheitlich unbedenkliche 
Cumaringehalte überschritten, 
müssen die betroffenen Produkte 
aus dem Handel genommen wer-
den. Aus der rechten Spalte der 
Tabelle 3.2.8a sind die Proben mit 
zu viel Cumarin zu ersehen. Nur 
bei Zimtsternen und Milchreis mit 
Zimt wurden diese maximal zuläs-
sigen Gehalte überschritten.

Abb. 3.2.8b: Häufi gkeitsverteilung von Acrylamid in Pommes frites
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Lebensmittel müssen für alle 
Konsumenten sicher sein. Für 
Cumarin wird die Bewertung auf 
Kleinkinder als empfi ndlichste 
Gruppe abgestellt. Aus dem 
durchschnittlichen Körperge-
wicht eines Kleinkindes von 

15 kg und der angenommenen 
täglichen Verzehrsmenge einiger 
Lebensmittel lassen sich die in 
der Tabelle 3.2.8a angegebenen 
maximal zulässigen Cumaringe-
halte in diesen Lebensmitteln 
errechnen.
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In Lebensmitteln, die Cumarin ent-
weder natürlich oder nach Zusatz 
von Aromen aus natürlichen Aus-
gangsstoffen enthalten, darf ge-
mäß den geltenden Bestimmungen 
der Aromenverordnung nicht mehr 
als 2 mg/kg Cumarin enthalten sein. 
Spezielle Karamellsüßwaren und 
alkoholische Getränke dürfen bis zu 
10 mg/kg und Kaugummi bis zu 
50 mg/kg Cumarin enthalten. Stell-
te sich durch die amtliche Lebens-
mittelüberwachung heraus, dass 
die Produzenten diese rechtlichen 
Vorgaben nicht eingehalten haben, 
wurden sie auf die geltenden Re-
geln hingewiesen. 
In untersuchter Kindernahrung 
(sechs Proben) war Cumarin nicht 
nachweisbar.
Zimtkapseln und Zimtgewürze 
können bis zu etwa 0,5 % Cumarin
enthalten. Zimtkapselpräparate mit 
Zimtextrakt enthielten weniger als 
0,1 % Cumarin, während Präpa-
rate mit Zimtpulver meist über 
0,2 % Cumarin aufwiesen. Zimt-
sterne enthielten meist mehr 

Cumarin als andere zimthaltige 
Backwaren. Neun von 44 Zimt-
sternproben (20 %) überschritten 
die aus gesundheitlichen Gründen 
maximal zulässige Cumarinkonzen-
tration und wurden als nicht siche-
re Lebensmittel eingestuft.

Ethylcarbamat in Spirituosen

Von den 75 überwiegend risikoori-
entiert entnommenen und auf das 
genotoxische und kanzerogene 
Ethylcarbamat untersuchten Spiri-
tuosen und Steinobstbränden wie-
sen neun Produkte (12 %) Gehalte 
über 0,8 mg/l auf und überschrit-
ten damit den doppelten techni-
schen Richtwert des ehemaligen 
BgVV (heute Bundesinstitut für 
Risikobewertung, BfR).

Furan

Furan ist eine leicht fl üchtige Ver-
bindung mit genotoxischem Poten-
zial und wirkt im Tierversuch teil-
weise kanzerogen. Der Entste-

hungsweg von Furan in Lebens-
mitteln ist noch nicht geklärt. 
Insgesamt wurden 53 Proben auf 
Furan untersucht. Die höchsten 
Gehalte mit bis zu 2100 μg/kg fan-
den sich in Kaffeepulver, wobei der 
Mittelwert hier bei 1200 μg/kg lag. 
Löslicher Kaffee enthielt durch-
schnittlich weniger Furan als Filter-
kaffee. In aufgebrühtem Kaffee ist 
meist deutlich weniger Furan ent-
halten, da diese Substanz bei der 
Zubereitung in erheblichem Um-
fang verdampft.
Getränke enthielten im Mittel re lativ
wenig Furan: Malzgetränke 13 μg/kg 
und Gemüsesäfte 7 μg/kg. Babynah-
rung in Gläschen enthielt mit durch-
schnittlich 18 μg/kg Furan höhere 
Gehalte. Der Maximalgehalt lag bei 
47 μg/kg. Die Furankonzentrationen 
in Fertiggerichten, Suppen und So-
ßen aus Dosen und Gläsern lagen in 
der Regel etwas höher, in Fertigge-
richten im Mittel bei 39 μg/kg (max. 
97 μg/kg), in Suppen und Soßen bei 
49 μg/kg (max. 120 μg/kg).

Tab. 3.2.8a:  Cumarin aus Zimt: Gehalte und Proben mit zu viel Cumarin

Zimt 23 27 4.150 1.632   
zimthaltige Gewürzmischungen 11 76 2.059 1.272   
Zimtkapseln und -tabletten 19 200 5.300 1.645   
Zimtsterne 44 n.n. 94 50 67 9
sonstige zimthaltige Backwaren 
(z. B. Lebkuchen, Spekulatius)

63 n.n. 52 12 50 0

Glühwein, Kinderpunsch 6 n.n. 3,5 1 ca. 8 0
Tee und teeähnliche Erzeugnisse 25 n.n. 107 6   
Milchreis/Griesbrei 21 n.n. 19 6 ca. 8 8
Desserts wie Speiseeis,
Joghurt mit Zimt

7 n.b. 26 4   

zimthaltige Kakaoerzeugnisse 13 n.n. 47,5 13   
zimthaltige Süßwaren 3 5 9 7   
zimthaltige Konfi türen, 
Fruchtaufstriche etc.

8 n.b. 66 11   

Cerealien 2 2 8,5 5 20 0
Zimt-Zucker 3 20 65 49   
n.n. = nicht nachweisbar         n.b. = nicht bestimmbar

Produktgruppe Proben-

zahl

Min.

[mg/kg]

Max.

[mg/kg]

Mittelwert

[mg/kg]

maximal

tolerierbarer

Cumaringehalt

[mg/kg]

Proben mit zu 

viel Cumarin
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PAK entstehen bei Verbrennungs-
prozessen und können auf Lebens-
mittel übergehen, wenn diese 
durch direktes Feuer getrocknet, 
erhitzt oder zubereitet werden. 
Auch durch Räuchern von Fleisch
und Fisch kann es zu einer Konta-
mination mit PAK kommen.
Geräuchertes Fleisch und geräu-
cherte Fleischerzeugnisse dürfen 
nicht mehr als 5 μg/kg Benzo(a) py-
ren enthalten. Sieben von 84 unter-
suchten – überwiegend schwarz 
geräucherten – Fleischerzeugnis-
sen enthielten mit 8 bis 32 μg/kg 
zu viel Benzo(a)pyren. 19 weitere 
Fleischerzeugnisse wiesen Ge halte
zwischen 1 und 5 μg/kg auf.
Bei zwölf landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen ( Milch, Eier,  Salat, Gefl ü-
gel und Fisch), die möglicherweise 
durch einen Großbrand und einen 
technischen Störfall belastet waren, 
konnte anhand des PAK-Spektrums 
eine unmittelbare Gefahr für Ver-
braucher durch derartige Erzeugnis-
se ausgeschlossen werden.

Trend

Der Grenzwert für Benzo(a)pyren 
in Fleischerzeugnissen wurde im 
April 2005 durch EU-Recht von 
1 auf 5 μg/kg angehoben. Der 
Anteil der Grenzwertüberschrei-
tungen ging nicht zuletzt wegen 
dieser Anhebung des maximal 
zulässigen Gehaltes von 46 % im 
Jahr 2004 auf 18 % im Jahr 2005 
zurück. Erfreulich ist, dass im Jahr 
2006 die Beanstandungsquote 
nochmals auf jetzt 9 % sank. 

Tiere für die Lebensmittelgewin-
nung können bei Erkrankung mit 
Arzneimitteln behandelt werden. 
Dabei besteht die Möglichkeit, 
dass Rückstände im Muskel-

fl eisch, Fett oder Blut, aber auch in 
Milch und Eiern verbleiben und in 
die Nahrungskette gelangen. Um 
den Verbraucher zu schützen und 
Missbrauch verbotener Stoffe auf-

zudecken, wird in der EU bereits 
seit 1989 ein Kontrollprogramm 
nach einheitlichen Maßstäben 
durchgeführt, der Nationale Rück-
standskontrollplan (NRKP). 

3.2.9   Tierarzneimittel 

Perfl uortenside ( PFT) in Lebens-

mitteln und Trinkwasser

Gegen Ende des Jahres 2006 sorg-
ten Meldungen über Industrie-
emissionen von PFT in einem ober-
bayerischen Fluss für Schlagzeilen. 
Zu dieser Problematik wurden 
durch das LfU in großem Umfang 
umweltrelevante Untersuchungen 
durchgeführt. In Ergänzung dazu 
überprüfte das LGL aus dem belas-
teten Gewässerabschnitt fünf Spei-
sefi sche auf Rückstände der bei-
den PFT-Leitsubstanzen Perfl uoroc-
tansäure ( PFOA) und Perfl uoroctan-
sulfonsäure ( PFOS). Hierbei 
wurden als höchste Gehalte 52,5 
μg/kg PFOA und 7,5 μg/kg PFOS in 
einem Karpfen ermittelt. Die we-
gen fehlender Grenzwertregelun-
gen durchgeführte toxikologische 
Bewertung ergab, dass bei Verzehr 
derart belasteter Fische von keiner 
gesundheitlichen Gefährdung aus-
zugehen ist. 

Flächendeckende Untersuchung 

von Trinkwasser auf  Rückstände

Da es Anhaltspunkte für einen Ein-
trag der PFT  in das Grundwasser 
gab, untersuchte das LGL fl ächen-
deckend die Trinkwasserversor-
gung im Einzugsgebiet der Indus-
trieanlage auf Rückstände von 
PFOA, PFOS und weiterer PFT-
Derivate. Als Hauptkomponente 
wurde jeweils PFOA festgestellt. 
Perfl uorhexan-und Perfl uorheptan-
säure wurden bei belasteten Pro-

ben mit jeweils 15 bis 30 % des 
PFOA-Gehaltes bestimmt. PFOS
hat das LGL nur in Spuren nachge-
wiesen. Die Gehalte an PFT in den 
elf Brunnen der öffentlichen Was-
serversorgung aus dem direkten 
Umkreis sowie im Trinkwasser aus 
acht verschiedenen Netzproben 
waren sehr unterschiedlich. Sie 
lagen jedoch durchweg unter dem 
gesundheitlichen Leitwert von 
0,3 μg/l, den die Trinkwasserkom-
mission des Bundesministeriums 
für Gesundheit beim Umweltbun-
desamt im Jahr 2006 als lebens-
lang gesundheitlich duldbar emp-
fohlen hat. Elf der 19 Wasserpro-
ben unterschritten auch den in der 
oben genannten Empfehlung aus-
gesprochenen Zielwert von 0,1 μg/l, 
der bei lebenslanger Exposition als 
gesundheitlich unkritisch angese-
hen wird. Eine Bestandsaufnahme 
der PFT-Belastung in großen Trink-
wasserversorgungen in Bayern 
wurde im Dezember 2006 begon-
nen und wird zusammen mit dem 
LfU als Schwerpunktuntersuchung 
im Jahr 2007 fortgesetzt.

Polyzyklische aromatische 

Kohlenwasserstoffe in Fleisch-

erzeugnissen und anderen 

Lebensmitteln

Benzo(a)pyren gehört zu den poly-
zyklischen aromatischen Kohlen-
wasserstoffen ( PAK). Es ist 
krebserregend und dient als Leit-
substanz für die Beurteilung des 
Gehaltes an PAK in Lebensmitteln. 
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Tab. 3.2.9a: Übersicht aller Tierarzneimitteluntersuchungen in 2006 

Nationaler Rückstandskontroll-
plan (NRKP)

6.451 11

Hemmstoffproben im LGL 2.974 20
Lebensmittelplanproben 38 0
Monitoringproben 33 0
Sonderproben 45 2
Verdachts-, Beschwerdeproben 36 2
Summe 9.577 35

Summe Beanstandung wegen

Rückständen

Untersucht werden vor allem 
Rinder und Schweine, aber auch 
Gefl ügel, Schafe, Ziegen, Wild, 
Fische, Milch, Eier und Honig. Be-
sonders wichtig: auch lebende 
Tiere werden getestet, schwer-
punktmäßig auf EU-weit verbotene 
Antibiotika, Hormone oder Mast-
hilfsmittel. Bei geschlachteten Tie-
ren wird geprüft, ob Höchstmen-
gen nicht überschritten werden 
und ob die Arzneimittel auch zuge-
lassen sind. 
Selbstverständlich wird auch hier 
nach den EU-weit verbotenen 
Stoffen gesucht. Für alle zugelas-
senen Stoffe gibt es Grenzwerte, 
die nicht überschritten werden 
dürfen. Um sie einzuhalten, legt 
der Gesetzgeber bei der Zulassung 
Wartezeiten fest. Unter Wartezeit 
versteht man die Zeitspanne, die 
verstreichen muss, bevor Lebens-
mittel vom behandelten Tier ge-
wonnen werden dürfen. Wird die-
se Zeitspanne eingehalten, sind 
Verbraucher so weit wie möglich 
geschützt.

Probenzahlen im Jahr

Jährlich werden in Bayern etwa 
10.000 Proben auf Tierarzneimittel-
rückstände getestet (s. Tab. 3.2.9a). 
Die Probenzahlen leiten sich von 
den Schlacht- und Viehbestands-
zahlen sowie den Produktionsmen-
gen landwirtschaftlicher Erzeugnis-
se des Vorjahres ab. Die EU gibt 

einen Mindestprobenumfang, die 
Verteilung auf Schlacht- bzw. le-
bende Tiere sowie das Stoffspekt-
rum der Untersuchungen verbind-
lich vor. Auf freiwilliger Basis legt 
jedes Bundesland entsprechend 
eigener Prioritäten die Untersu-
chung auf aktuell relevante Stoffe 
selbst fest. So kann fl exibel auf 
Besonderheiten reagiert werden.

„Chemiecocktail in Fleisch aus 

Brasilien?“

Diese Schlagzeile einer bayeri-
schen Zeitung erschien kurz nach 
der Veröffentlichung eines Berichts 
über den EU-Inspektionsbesuch in 
Brasilien. Die Medien forderten 
einen Importstopp für Fleisch und 
Fleischprodukte aus diesem Land. 
Das LGL reagierte prompt: Sofort 
wurden aus bayerischen Tiefkühl-
häusern, von Fleischgroßhändlern 
und Gaststätten 27 Proben Hähn-
chen- und Rindfl eisch mit Herkunft 
Brasilien entnommen und auf die 
in der EU verbotenen Tierarznei-
mittel (�-Agonisten, Chlorampheni-
col, Nitrofurane, Nitroimidazole, 
synthetische Hormone) und ande-
re Medikamente untersucht. Aller-
dings wies keine der Proben Arz-
neimittelrückstände auf.

Antibiotika in Fleisch

Insgesamt sind seit Jahren Fleisch,
Milch, Eier und Honig kaum mit 

kritischen Rückständen belastet. 
Im Jahr 2006 wies etwa jede 270. 
Probe Rückstände oberhalb ge-
setzlicher Normen auf (s. Tab. 
3.2.9a). In den beiden Vorjahren 
waren es jede 500. bzw. jede 240. 
Probe. Regelmäßig werden Anti-
biotika als Rückstände gefunden. 
Meist sind es Tetrazykline, Amino-
glykoside oder Sulfonamide, bei 
denen eine Überschreitung der 
festgelegten Höchstmenge zur 
Beanstandung führte. Der Grund 
war häufi g die nicht eingehaltene 
Wartezeit.
Auch Chloramphenicol-Befunde 
treten immer wieder auf. Chloram-
phenicol ist in der EU bei Tieren, 
die in die Nahrungskette gelangen, 
seit 1994 verboten. Allerdings ist 
eine missbräuchliche Anwendung 
selten nachzuweisen. Tests bei 
Verfolgsproben verlaufen negativ. 
Als wahrscheinlichste Ursache 
kommt die Kontamination der Pro-
be im Verlauf der Probenahme in 
Betracht. Für bestimmte Anwen-
dungen in der Human- und Veteri-
närmedizin (Hunde, Katzen, Pfer-
de) ist Chloramphenicol zulässig.

Farbstoffe im Fisch

Wie im letzten Jahr wurden aus 
bayerischen Erzeugerbetrieben 79 
Forellen und 54 Karpfen auf Rück-
stände der Triphenylmethanfarb-
stoffe untersucht und wieder wur-
den Rückstände gefunden. Zu die-
sen Farbstoffen gehören Malachit-
grün, Brillantgrün und Kristallviolett 
sowie das Malachitgrün-Abbaupro-
dukt Leukomalachitgrün. Malachit-
grün wirkt gegen Pilzerkrankungen 
und Parasitenbefall bei Fischen. 
Wegen der krebserregenden, 
erbgutverändernden und frucht-
schädigenden Wirkung sind Tri-
phenylmethanfarbstoffe in der EU 
als Tierarzneimittel nicht zuge-
lassen.
Bei zwei Forellen und einem Karp-
fen verschiedener Züchter sowie 
bei vier von 19 Verfolgsproben 
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Das LGL überwacht in Bayern ne-
ben der künstlichen auch die natür-
liche Radioaktivität in unseren Le-
bensmitteln. Die künstliche Radio-
aktivität stammt aus der Zeit der 
Kernwaffentests der 1960er Jahre 
und aus der Katastrophe in Tscher-
nobyl 1986. Bei der künstlichen 

Radioaktivität ist heute in Lebens-
mitteln nur noch Cäsium 137 so-
wie in erheblich geringerem Um-
fang Cäsium 134 von Bedeutung. 
In der Tabelle 3.2.10a wird die 
künstliche Radioaktivität deshalb 
als Radiocäsium (= Summe der 
beiden Cäsiumnuklide) aufgeführt. 

Als Leitnuklid für die natürliche
Radioaktivität ist Kalium 40 ange-
geben. Im Jahr 2006 wurden am 
LGL 1.717 Proben untersucht. Alle 
Messwertangaben beziehen sich 
auf den verzehrsfähigen Anteil der 
Untersuchungsproben zum Zeit-
punkt der Probenahme.

3.2.10  Radioaktivität 

Tab. 3.2.9b: Ergebnisse der  Hemmstofftest-Nachuntersuchungen

Rind 7 0 2 5
Kuh 15 4 2 9
Kalb 9 1 3 5
Schwein 19 7 3 9
Summe 50 12 10 28

Prozentanteil 100 24 20 56

davon BU-Probe 20 4 3 13
Hemmstoff-
planprobe

24 7 5 12

Hemmstoff-
verdachtprobe

6 1 2 3

Tierart Probenzahl mit Rückständen

Gesamt ohne  Rück-

stände

< Höchst-

menge

> Höchst-

menge

wurde die illegale Anwendung von 
Malachitgrün nachgewiesen. 
Nachforschungen ergaben, dass 
nach Malachitgrüneinsatz im Teich 
eine umfangreiche Sanierung nötig 
ist, um Folgebelastungen zu ver-
hindern. Auch wenn sich die Zahl 
positiver Befunde im Vergleich 
zum Vorjahr reduziert hat, ist fest-
zustellen, dass mangels alternati-
ver Therapie möglichkeiten Mala-
chitgrün vereinzelt bewusst illegal 
angewendet wird.
Nach Schwerpunktuntersuchun-
gen von 36 ausländischen Fischen 
(aus EU-Mitgliedstaaten, Norwe-
gen und Südostasien) waren ein 
Katzenwels und ein Schlankwels 
aus Vietnam zu beanstanden. Die-
se Ergebnisse bestätigen einen 
Trend, der sich auch im Rahmen 
des EU-Schnellwarnsystems ab-
zeichnet: Es treten im Vergleich zu 
den Vorjahren zwar weniger, aber 
noch immer vereinzelte positive 
Befunde auf.

Hemmstofftest-

Nachuntersuchungen

Fleisch und Nieren vieler ge-
schlachteter Tiere werden stich-
probenweise mit einem biologi-
schen Hemmstofftest untersucht. 
Mit diesem Schnelltest kann das 
Vorhandensein von Hemmstoffen 
(z. B. Antibiotika) nachgewiesen 
werden, nicht jedoch eine Über-

schreitung von Höchstmengen. 
Die gesetzliche Regelung lautet: 
Nach positivem Nierenbefund wer-
den Organe, nach positivem Mus-
kelbefund das gesamte Schlacht-
tier verworfen. Positive Befunde 
werden aber nicht nur durch Anti-
biotika, sondern auch durch Desin-
fektionsmittel verursacht. Deshalb 
sind Nachuntersuchungen wichtig. 
Im LGL wurden alle positiven 
Hemmstoffproben aus Bayern ei-
ner spezifi sch-analytischen Nach-
untersuchung unterzogen, um Art 
und Menge vorhandener Rück-
stände exakt zu ermitteln. 
Durch den Einsatz von Multime-
thoden und neuer, hochempfi ndli-
cher Analysentechnik konnten in 

deutlich höherer Zahl als im Vorjahr 
Stoffe zweifelsfrei identifi ziert wer-
den: 76 % der Proben enthielten 
chemisch bestätigte Rückstände,
56 % waren über dem zulässigen 
Grenzwert (s. Tab. 3.9.2b). Am 
häufi gsten traten Tetrazykline 
(34 %) und Aminoglykoside (25 %) 
auf. Viele der Proben enthielten 
sogar Mehrfachrückstände (24 %). 
Weil die Ausscheidung über die 
Nieren erfolgt, sind Rückstände
dort lange nachweisbar. Dennoch 
konnte das LGL durch die verbes-
serten analytischen Möglichkeiten 
in negativen Muskelproben 
Höchstwertüberschreitungen fest-
stellen.
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Tab. 3.2.10a: Jahresübersicht der durch das LGL untersuchten Radioaktivitätsproben 

Ergebnisse

Von 57 Proben aus Drittländern lag 
lediglich eine Probe Pfi fferlinge 
aus der Ukraine mit einem Radio-
cäsiumgehalt von 1.001 Bq/kg 
über dem zulässigen Grenzwert 
von 600 Bq/kg. Alle anderen Pro-
dukte zeigten nur eine sehr gerin-
ge radioaktive Belastung. Auch bei 
zwei weiteren Schwerpunktunter-
suchungen bei Honig und Wildbee-
ren waren die Radiocäsiumgehalte 
wie bereits 2005 gering. 

Sammelmilch  271 <1 4 <1 49
Trockenmilcherzeugnisse  11 <1 4 2 444

Käse 1 9 <1 3 <1 26
Eier  76 <1 <1 <1 37
Rindfl eisch  72 <1 3 <1 72
Kalbfl eisch  7 <1 1 <1 74
Schweinefl eisch  39 <1 1 <1 78
Gefl ügelfl eisch  28 <1 3 <1 56
Fische, Fischfl eisch 4 26 <1 6 <1 60
Getreide  103 <1 1 <1 140
Nüsse  2 <1 <1 <1 170
Kartoffeln  42 <1 2 <1 100
Gemüse 2 115 <1 7 <1 73
Beeren- und Kernobst 5 67 <1 1 <1 52
Wildbeeren  48 <1 71 8 59
Honig, gesamt  90     

Waldhonig  65 <1 86 12 121
Blütenhonig  25 <1 16 3 90
Säuglingsnahrung  27 <1 3 <1 160
Gesamtkost  104 <1 7 <1 117 
Trink-/Rohwasser  203 <1 <1 <1 <1
Rohtabak  9 <1 1 <1 674
Arzneimittel/-Ausgangsstoffe 3 7 <1 2 <1 569
Wildbret gesamt  167     

Reh  52 <1 548 20 83
Hirsch  20 <1 134 12 84
Wildschwein  91 <1 16.586 961 93
Feldhase  4 <1 <1 <1 56
Wildpilze gesamt  42 137     

Maronenröhrlinge  40 23 1.756 419 94
Pfi fferlinge 23 2 <1 1.001 72 234
Steinpilze 10 38 2 242 57 146
Andere Wildpilze 9 57 <1 1.696 86 139
MW = Mittelwert

Bezeichnung Probenzahl Radiocäsiumgehalt in Bq/kg bzw. L Kalium 40 Bq/kg

Import Inland Min. Max. MW MW

Einheimisches Wildbret und 

einheimische Wildpilze

Wie in den letzten Jahren war Ziel 
der Untersuchungen die Fort set-
zung der Sammlung von geografi sch 
zugeordneten Radioaktivitätsdaten 
und die stichprobenartige Überwa-
chung des Marktes. Die höchsten 
Messwerte wurden wie in den ver-
gangenen Jahren bei Maronenröhr-
lingen mit 1.756 Bq/kg und Wild-
schweinbret mit 16.586 Bq/kg erhal-
ten (Grenzwert: 600 Bq/kg Radio-

cäsium). Eine Rehprobe aus einem 
oberbayerischen Landkreis war mit 
548 Bq/kg Radiocäsium für diese 
Wildart relativ stark belastet (Mittel-
wert bei dieser Erzeugnisgruppe: 
20 Bq/kg). Bei den „sonstigen“ 
Pilzen fi el ein Reifpilz mit dem 
hohen Radiocäsiumwert von 
1.696 Bq/kg auf. Neben der lokalen 
Bodenkontamination spielt also die 
Pilz- bzw.  Tierart die entscheidende 
Rolle. Die Wildschweinproben mit 
den höchsten Radiocäsiumgehalten 
stammen aus den Grenzgebieten 
zu Tschechien. 
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3. Lebensmittel und Futtermittel

Tab. 3.2.11a: Lebensmittel zum Bestrahlungsnachweis     

Kräuter von Milch- und 
Milcherzeugnissen

Deutschland, Italien, 
Frankreich

37

Fruchtzubereitung von Milch-
und Milcherzeugnissen

Deutschland, Österreich 27

Eiprodukte Deutschland 6
Fleisch, Wurst, Fleischkon-
serven (v.a. Gefl ügelprodukte)

Frankreich, Niederlande, 
Deutschland, Italien,Polen, 
Ungarn, Dänemark

103

Fisch, auch getrocknet Malaysia, Italien, Thailand, 
Niederlande, Indonesien

 32

Krustentiere, Schalentiere, 
Muscheln und andere 
Wassertiere

Asien, Irland, Niederlande, 
Frankreich, Kanada, 
Neuseeland

1 67

Ölsaaten und Nüsse Uruguay, China, Türkei, 
Italien, USA

62

Frisches und getrocknetes 
Gemüse und Gemüse-
erzeugnisse

Ägypten, Italien, Spanien, 
China,  Frankreich, Afrika, 
Belgien, Türkei

1 102

getrocknete Pilze Asien, Ecuador, Bulgarien  49
Instant-Fertiggerichte/Soßen Deutschland, Asien 1  52
Fertiggerichte Deutschland 4
Trockenfrüchte, Früchte Afrika, Brasilien, Spanien, 

Türkei, Israel, Mexiko, USA
70

Gewürze, Gewürzzubereitun-
gen, Kräuter

Asien, Peru, Niederlande, 
Israel, Türkei, Frankreich, 
Ukraine

1 220

Tee, Teeerzeugnisse Asien, Südafrika 2 69
Kakao Ghana  11
Nahrungsergänzungsmittel Schweiz  11
Zusatzstoffe 4
gesamt 2 4 926

Lebensmittel Herkunft Anzahl bestrahl-

ter Proben mit 

fehlender Kenn-

zeichnung

Anzahl der 

Proben mit 

unerlaubter

Bestrahlung

Anzahl ohne 

Beanstan-

dung

Gesundheit und Ernährung als un-
bedenklich zu beurteilen ist.

Kennzeichnungspfl icht für 

bestrahlte Lebensmittel

Dennoch dürfen nach der Lebens-
mittelbestrahlungsverordnung in 
Deutschland nur getrocknete aroma-
tische Kräuter und Gewürze zur Ent-
keimung bestrahlt werden. Andere 

3.2.11  Bestrahlung von Lebensmitteln

Lebensmittel werden in vielen Län-
dern, darunter auch in einigen EU-
Staaten, mit ionisierenden Strahlen 
behandelt, um sie vor mikrobiellem 
Verderb zu schützen. Die Behand-
lung ist ein sehr schonendes Ver-
fahren, denn die Lebensmittel er-
wärmen sich dabei nur wenig. 
Mikroorganismen aber, die Verderb 
auslösen oder Krankheiten verursa-
chen können, werden abgetötet. 

Auch das Austreiben von Kartoffeln
und Zwiebeln lässt sich auf diese 
Weise verhindern. Die Qualität und 
Beschaffenheit der Lebensmittel 
wird kaum verändert und auch hit-
zeempfi ndliche oder tiefgefrorene 
Produkte können durch Bestrah-
lung haltbar gemacht werden. Zahl-
reiche internationale Studien zei-
gen, dass Lebensmittelbestrahlung
unter den Gesichtspunkten von 
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• Mykotoxine: Für Afl atoxin B1 
gelten gesetzliche Höchstgehal-
te. Für Deoxynivalenol, Zearale-
non, Ochratoxin A und Fumoni-
sin B1 und B2 existieren EU-
Richtwerte;

• Antibiotika: Hier lagen die 
Schwerpunkte der Analysen auf 
nur für bestimmte Tierarten 
zugelassene Kokzidiostatika 
sowie auf generell nicht zuge-
lassene Antibiotika;

• Untersuchung auf tierische Be-
standteile;

• Überprüfung der geltenden 
Höchstgehalte für Kupfer und 
Zink in Mischfuttermitteln für 
Schweine;

Die Ergebnisse der amtlichen Fut-
termitteluntersuchungen sind in 
der Tabelle 3.3a dargestellt. 

Projekte

Saccharin

Saccharin ist als aromatisierender 
und appetitanregender Zusatzstoff 
in Alleinfuttermitteln für Ferkel mit 
einem Höchstgehalt von 150 mg/kg 
zugelassen. Aufgrund einer LGL-
Empfehlung wurde im Rahmen 
eines Monitorings der Saccharinge-
halt in 99 Futtermitteln für verschie-
dene Tierarten untersucht. Mittels 
eines vom LGL erarbeiteten Be-
stimmungsverfahrens wurde in 
einem Alleinfuttermittel für Ferkel 

Das Futtermittellabor untersuchte 
im Berichtsjahr (November 2005 bis 
Oktober 2006) 3.742 Proben. Der 
Großteil der Proben stammte aus 
der amtlichen Futtermittelkontrolle. 

Amtliche Untersuchungen 

Auch in diesem Jahr stand die risi-
koorientierte Verteilung der Analy-
sen im Vordergrund. Als Orientie-
rung dient der Nationale Kontroll-
plan Futtermittelsicherheit (NKP).
Gemäß dem NKP und einer Emp-
fehlung der EU (2005/925/EG) wur-
den im Berichtsjahr folgende Ana-
lysenschwerpunkte gesetzt:

3.3   Futtermittel

bestrahlte Lebensmittel aus dem 
europäischen Wirtschaftsraum dür-
fen in Deutschland nur angeboten 
werden, wenn sie eine entsprechen-
de Genehmigung haben. Solch eine 
Genehmigung gibt es seit Juni 2006 
für tiefgefrorene Froschschenkel.
Alle bestrahlten Lebensmittel müs-
sen mit dem Hinweis „bestrahlt“ 
oder „mit ionisierenden Strahlen 
behandelt“ gekennzeichnet wer-
den, auch wenn sie nur als Zutat in 
anderen Produkten verwendet 
werden.

Untersuchungen

Im LGL werden jährlich etwa 1.000 
Proben auf eine Behandlung mit 
ionisierenden Strahlen untersucht 
(s. Tab. 3.2.11a). Das sind ungefähr 
ein Fünftel der in Deutschland 
amtlich kontrollierten Proben. 2006 
hat das Labor bei sechs Proben 
eine Behandlung mit ionisierenden 
Strahlen nachgewiesen. Dabei 
waren wieder Proben aus dem 
asiatischen Raum auffällig. 
So war bei zwei Gewürzproben 

eine Bestrahlung zwar zulässig, 
aber die vorgeschriebene Kenn-
zeichnung fehlte. Eine Probe 
Froschschenkel aus Indonesien 
dagegen war unzulässig bestrahlt. 
Aus dem gleichen Grund wurden 
zwei Proben „Grüner Tee“ und ein 
Spinatpulver beanstandet. Bei wei-
teren Lebensmitteln wie Krusten- 
und Schalentieren, Gefl ügel- und 
Fleischerzeugnissen, Trockenfrüch-
ten, exotischen Früchten, Fertigge-
richten und Nüssen war keine Be-
strahlung feststellbar.

Trend

Die Beanstandungsquote für 
bestrahlte Lebensmittel lag 2006 
mit 0,6 % deutlich unter den 
Beanstandungsquoten der Jahre 
2003 bis 2005, die zwischen 
3,1 % und 3,6 % variierten.
Verstärkte Kontrollen bestimmter 
auffälliger Produktgruppen führ-
ten in den vergangenen Jahren 
zu höheren Beanstandungsquo-

ten. So waren 2003 55 % der 
beanstandeten Lebensmittel 
Kräutertees aus den Nieder-
landen, 2004 94 % paprikahalti-
ge Gewürzmischungen und 
2005 68 % asiatische Nudel-
Instantgerichte.
Diese intensiven Kontrollen ver-
anlassten wohl viele Hersteller 
und weiterverarbeitende Betrie-

be zu vermehrten Eigenkontrol-
len ihrer Rohwaren, so dass in 
diesen Produktgruppen deutlich 
weniger Beanstandungen die 
Folge waren. Neben einem breit 
gefächerten Untersuchungs-
spektrum sind zukünftig vor al-
lem weitere intensive Kontrollen 
für Lebensmittel aus dem asiati-
schen Raum vorgesehen.
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3. Lebensmittel und Futtermittel

eine Überschreitung des Höchstge-
haltes festgestellt. Außerdem wur-
de Saccharin in einem Ergänzungs-
futtermittel für verschiedene Tier-
arten nachgewiesen. 

Samen der Beifuß-Ambrosie in 

Futtermitteln

Streufuttermittel für Vögel können 
mit Samen der Beifuß-Ambrosie
(Ambrosia artemisiifolia), einer 
stark allergieauslösenden Pfl anze, 
verunreinigt sein. Der Einsatz sol-
cher Futtermittel kann offenbar zur 
Ein- und Verschleppung der Samen 
und damit zu einer Verbreitung 
dieser nicht heimischen Pfl anze 
beitragen. Um abzuklären, inwie-
weit im Handel erhältliche Futter-
mittel in Bayern mit diesen Samen 

verunreinigt sind, untersuchte das 
LGL 30 Futtermittelproben. Mittels 
mikroskopischer Untersuchungen 
konnten in vier Einzelfuttermitteln 
(Sonnenblumenkerne, Hirse) und 
in sechs Mischfuttermitteln für 
Vögel Samen der Beifuß-Ambrosie
festgestellt werden. 

Mutterkornalkaloide

Für die gesundheitsschädliche Wir-
kung des Mutterkorns sind die darin 
enthaltenen Mutterkornalkaloide
verantwortlich. Deshalb ist deren 
Gehalt für eine Abschätzung des 
Gesundheitsrisikos entscheidend. In 
Bayern liegen derzeit jedoch keine 
Daten über die Höhe der Belastung 
von Futtermitteln mit Mutterkornal-
kaloiden vor.

Um einen Überblick über die Belas-
tungssituation zu erhalten, unter-
suchte das LGL im Rahmen eines 
Monitorings 55 Proben Futtergetrei-
de und Mischfuttermittel auf Getrei-
debasis mit einer dafür im Sachge-
biet Futtermittel entwickelten Hoch-
druckfl üssigkeitschromatographie-
Methode (HPLC) auf den Gehalt an 
Ergometrin, Ergotamin, Ergocornin, 
�-Ergocryptin und Ergocristin. In 
80 % der untersuchten Proben wa-
ren Mutterkornalkaloide nachweis-
bar. Die Gehalte bewegten sich zwi-
schen <10 μg/kg und 5044,9 μg/kg 
(Summe der fünf Mutterkornalkaloi-
de) mit einem Medianwert von 
90,9 μg/kg. Die Ergebnisse werden 
in eine Risikobewertung zur Belas-
tung von Lebens- und Futtermitteln 
durch Mutterkornalkaloide einfl ießen.

Tab. 3.3a: Ergebnisse der amtlichen Futtermittelanalysen 

Wasser 2.746 1 0,04
Inhaltsstoffe + Energie 1.113 42 3,77
Zusammensetzung Mischfuttermittel 190 21 11,05
Botanische Reinheit Einzelfuttermittel 29 1 3,45
Mikrobiologische Qualitätsprüfungen 621 11 1,77
Zusatzstoffe: 1.696 192 11,32

-Spurenelemente 857 95 11,09
-Vitamine 319 41 12,85
-Probiotika 226 32 14,16
-Sonstige Zusatzstoffe 294 24 8,16
Gentechnisch veränderte Organismen 81 2 2,47
unerwünschte Stoffe: 3.425 14 0,41

-Schwermetalle 1.453 5 0,34
-Dioxine 179 0 0
-Indikator- PCB 37 0 0
-Dioxinähnliche PCB 29 0 0
-CKW 721 0 0
-Schädlingsbekämpfungsmittel 212 0 0
-Sonstige unerwünschte Stoffe 147 9 6,12
-Mykotoxine 647 0 0
unzulässige Stoffe: 1.684 4 0,24

-Tierische Bestandteile 504 0 0
-Verbotene Stoffe (nach Anlage 6 FMV) 194 3 1,55
-Salmonellen 72 1 1,39
-Antibiotika 914 0 0
Gesamt 11.585 288 2,49

*Quelle: Regierung von Oberbayern, SG 56 Futtermittelüberwachung

Untersuchungen Anzahl der Analysen Beanstandungen*

Anzahl %




